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Präsidentin der WSD Mitte
Liebe Leserin, lieber Leser,
eine zuverlässige Infrastruktur ist eine der wesent­
lichen Grundlagen für eine erfolgreiche Wirtschaft. In 
Norddeutschland sind die Wasserstraßen wichtiger 
Teil dieser Infrastruktur – mit steigender Tendenz. Sie 
müssen in der Lage sein, ihren Anteil an den Güterver­
kehrsströmen aufzunehmen, die allen Prognosen zur 
Folge weiter zunehmen werden.
Elbe­Seitenkanal und Mittelweser bilden mit der 
West­Ost­Traverse Mittellandkanal ein stabiles Netz, 
das die Funktionsfähigkeit der deutschen Seehäfen 
ebenso unterstützt wie der regionalen Wirtschaft 
Norddeutschlands ökonomisch und ökologisch interes­
sante Transportmöglichkeiten eröffnet. Über die 
Schnittstellen der zahlreichen norddeutschen Binnen­
häfen sind die Wasserstraßen in das trimodale Ver­
kehrsnetz eingebunden. Mit dieser Verbindung kann 
eine effiziente Nutzung der einzelnen Verkehrsträger 
ihren jeweiligen Stärken entsprechend erreicht 
werden.
Die WSD Mitte hat zusammen mit fünf Unterhaltungs­ 
und zwei Neubauämtern auch in 2012 große Anstren­
gungen unternommen, um eine hohe Verfügbarkeit 
und Zuverlässigkeit des Verkehrsträgers Wasserstraße 
zu gewährleisten.
Wir konnten die Grundinstandsetzung des Osttroges 
am Hebewerk Scharnebeck (SHW) abschließen. Damit 
ist die kritische Situation, die durch den sanierungsbe­
dürftigen Zustand beider Tröge verursacht wurde, nun 
behoben. Die noch erforderliche Instandsetzung des 
Westtroges wird in 2014 beginnen.
Die Planungen für eine Schleuse neben dem SHW 
bringen wir weiter voran, damit wir auf Anforderun­
gen der Zukunft vorbereitet sind.
Am Mittellandkanal geht die letzte große Baumaßnah­
me, die Kanalüberführung der DB bei Elbeu, ihrem 
Abschluss entgegen.
Wir können damit einen weiter zunehmend leistungs­
fähigen Verkehrsträger zur Verfügung stellen.
Damit dieser auch zunehmend genutzt wird, unterstüt­
zen und begleiten wir wirtschaftliche Entwicklungen 
in der Region. Dazu gehören Überlegengen für die 
Anbindung des Jade­Weser­Port Wilhelmshaven über 
die Mittelweser ebenso wie das GVZ bei Fellersleben 
oder Hafenentwicklungen in Minden und Bohmte.
Um Entwicklungen zu unterstützen und die Zuverläs­
sigkeit des Netzes dauerhaft zu gewährleisten ist es 
allerdings vor allem von Bedeutung, unsere Wasser­
straßen und Anlagen in gutem und sicherem Zustand 
zu halten. Hier liegt unsere wichtigste Herausforde­
rung der nächsten Jahre und wir müssen unsere 
Ressourcen gezielt und mit bestem Nutzen hierfür 
einsetzen.
Dafür benötigen wir auch geeignete Strukturen. So hat 
es sich bewährt, dass wir z. B. unsere beiden Neubau­
ämter dauerhaft und gezielt auf bestimmte Baumaß­
nahmen ausgerichtet haben – eines für Anlagen wie 
Schleuse und Wehre und eines für Wasserstraßen. 
Auch die Einrichtung einer zentralen „Brückenstelle“, 
die alle 495 Brücken im Geschäftsbereich der WSD 
Mitte betreut, hat sich bewährt. Es ist uns gelungen, 
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Fachkompetenz so zu bündeln, dass sie gezielt einge­
setzt und sich weiter entwickeln kann. Wir konnten 
dies auch bereits im Interesse der WSV insgesamt über 
den Bereich der WSD Mitte hinaus nutzen.
Für die Zukunft sind wir daher gut gerüstet. Wir 
können und werden dies auch einbringen in die 
Umsetzung der Reform der WSV, die auch im Verlaufe 
des Jahres 2012 unseren Alltag mit geprägt hat.
Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern möchte ich 
für ihre hoch engagierte Arbeit, die sie oft genug auch 
unter schwierigsten Randbedingungen leisten, großen 
Dank und Anerkennung aussprechen. Sie alle stehen 
für den Erfolg des Systems Schiff – Wasserstraßen in der 
WSD Mitte.
Die Beiträge in diesem Heft, liebe Leserinnen und 
Leser, sollen Ihnen einen Einblick in unsere Aufgaben 
und unseren Alltag geben. Hierzu wünsche ich Ihnen 
eine anregende Lektüre.
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11Tag der offenen Tür auf dem Stützpunkt Bad Sooden-Allendorf
Seit fast 100 Jahren ist die Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung in Bad Sooden-Allendorf präsent und eng 
mit der Region verwachsen. Am 23. Juni 2012 lud das 
Wasser- und Schifffahrtsamt Hann. Münden von 
10:00–17:00 Uhr zu einem Blick hinter die Kulissen 
ein. Im Mittelpunkt des diesjährigen Tages der 
offenen Tür stand das Motto „Arbeiten am, auf und 
im Wasser an Werra und Fulda“. 
Zur besseren Veranschaulichung der Arbeit des WSA 
waren verschiedene Schiffsmodelle, Informations­
tafeln und Fahrzeuge ausgestellt. Die Mitarbeiter 
freuten sich über die vielen Fragen, Anregungen und 
Gespräche zu Ihrer Arbeit und nutzten sogleich die 
Gelegenheit bei einer Fahrt über die Werra praxisnah 
zu antworten.
Positive Resonanz aus der Bevölkerung:





Abb. 1: Fahrt mit dem Schubschiff „Hanstein“ auf der Werra
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Abb. 2: Anlegestelle an der Werra
Abb. 3: Flussgestaltung im Modell zum selber ausprobieren
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In der Praxis erleben
Für alle Interessierten, ob groß ob klein, ob jung oder 
alt boten die Mitarbeiter des WSA ein abwechslungs­
reiches Programm von Kanufahrten auf der Werra bis 
zur Schatzsuche mit dem Metalldetektor.
Bei verschiedenen Geschicklichkeitsspielen konnte 
jeder sein Können unter Beweis stellen!
Nähe zum Bürger wichtig
„Die große Resonanz auf unsere Tätigkeit sowie das 
Interesse an unserer Behörde seitens der Bürger 
bestärkt uns in unserer alltäglichen Arbeit“ resümiert 
Außenbezirksleiter Günter Gros.
Beteiligung von Gruppen, Vereinen und der 
 Wasserschutzpolizei
Auch andere Wasserbegeisterte haben sich an dem Tag 
der offenen Tür des Wasser­ und Schifffahrtsamtes 
einem breiten Publikum vorgestellt: So präsentierte 
z. B. die Tauchergruppe vom Wasser­ und Schifffahrts­
amt Minden ihre Arbeit und Ausrüstung vor Ort. Eine 
Modellbaugruppe aus Bad Sooden­Allendorf stellte 
verschiedene Schiffsmodelle vor und jeder Interessierte 
konnte sich ein Kanu ausleihen. Außerdem stellte die 
Wasserschutzpolizei ihr Einsatzboot zur Besichtigung 
zur Verfügung.
Verlosung für einen guten Zweck
Die diesjährige Tombola wurde von verschiedenen 
Firmen aus der Region durch Preis­Spenden tatkräftig 
unterstützt – Danke an die Spender! Die Einnahmen 
von 800 Euro aus dem Los­ und Verzehrverkauf gingen 
in diesem Jahr an 4 Kindergärten in Bad Sooden­Allen­
dorf. 
Abb. 4: Kanufahrten auf der Werra
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Die Ausbildungsordnungen aus den 1990er-Jahren für 
die Berufe Kartograph/in, Bergbauvermessungs-
techniker/in und Vermessungstechniker/in wurden von 
der technischen Entwicklung in diesen Berufen, man 
denke nur an GPS, Luftbild- und Laservermessung, 
überholt. Mit der „Verordnung über die Berufs-
ausbildung in der Geoinformationstechnologie“ 
wurden die Berufsbilder und die Ausbildungsinhalte 
zum 1. August 2010 neu geordnet und aufgestellt. 
Heute wird zwischen den Ausbildungsberufen Geo ma­
tiker/in und Vermessungstechniker/in unterschieden. 
Letzteren gibt es in den Fachrichtungen Bergvermes­
sung und Vermessungstechnik.
Man kann somit den Eindruck gewinnen, dass mit der 
neuen Ausbildungsordnung lediglich der/die Kartho­
graph/in in Geomatiker/in umbenannt wurde. Der 
folgende Artikel zeigt die Veränderungen und die 
Unterschiede der beiden Berufe Geomatiker/in und 
Vermessungstechniker/in auf. 
Der/die Geomatiker/in soll nach der Ausbildung den 
 „Gesamtprozess des Geodatenmanagements“ be­
herrschen. Also nicht nur Geodaten (Messwerte, 
Sachinformationen, Bilder ...) erfassen sondern diese 
auch nach Kundenwunsch aufarbeiten (z. B. Prospekte 
oder Seekarten entwerfen) und anschließend vermark­
ten. 
Der Ausbildungsinhalt ist dabei mit dem des Vermes­
sungstechnikers im ersten Ausbildungsjahr identisch. 
Nur hier ist dem/der Geomatiker/in auch die praktische 
Vermessung in einer Zeit von nur sechs Wochen zu 
vermitteln. Dieses kann verständlicherweise nicht 
umfassend erfolgen. Nivellieren oder tachymetrische 
oder satellitengestützte Vermessung reichen für das 
Ausbildungsziel aus.  Der Ausbildungsschwerpunkt 
liegt in der Weiterverarbeitung der Vermessungs­
ergebnisse, deren Interpretation, Analyse und dem 
Vertrieb. 
Dem/der Vermessungstechniker/in werden während 
der Ausbildung nur Grundlagen aus dem Geodaten­
managements dem/der Geomatikers/in vermittelt. Ab 
dem zweiten Ausbildungsjahr sind die Kenntnisse in 
der Datenerfassung und der Berechnung zu vertiefen. 
Weiter sind Anforderungen aus den Bereichen der 
Industrie­ und Überwachungsvermessung in die 
Ausbildung aufgenommen worden. In diesem Ausbil­
dungsfeld war die WSV­Vermessung aber seit jeher 
schon stark. Im dritten Ausbildungsjahr erfolgt eine 
weitere Trennung in die Fachrichtungen Vermessung 
bzw. Bergvermessung.
Die Ausbildung zum/zur Vermessungstechniker/in ist 
in vier Themenblöcke unterteilt – in:
a. Verwaltung und Liegenschaften
b. GIS, CAD & Karte
c. Mathematik und EDV und 
d. den vermessungstechnischen Außendienst.
Eine Gegenüberstellung der zeitlichen Vorgaben aus 
alter und neuer Verordnung zeigt Erstaunliches. Nicht 
etwa die Zeitansätze für die Unterweisung in Mathe­
matik oder in der Anwendung neuer Techniken haben 
zugenommen. Der Themenblock Verwaltung und 
Liegenschaft hat mit 24 zusätzlichen Wochen stark 
zugenommen.  
Umsetzung der Verordnung über die 


















Vergleich von neuer (blau) und alter (rot) Ausbildungsordnung
Abb. 1: Vergleich von neuer (blau) und alter (rot) Ausbildungs-
ordnung
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Im Bereich Verwaltung und Liegenschaften ist 
verstärkt auf Urheber­ und Nutzungsrechte einzuge­
hen. Im Unterabschnitt Bau­ und Bodenordnung sind 
11 Wochen auf die Anwendung planungsrechtlicher 
Gesetze und Bodenordnungsverfahren zu verwenden. 
Mit 22 Wochen nehmen die Themen Liegenschafts­
kataster, Grundbuch und Grundbuchordnung, 
Bodenschätzung sowie die Vorbereitung fachbezoge­
ner Verwaltungsakte einen sehr großen Raum ein. 
Weiter sind „Integrative Berufsprofil gebende Fähig­
keiten“ zu vermitteln, was sehr gut in Ausbildungspro­
jekten erreicht werden kann.
Dazu ein Beispiel am Ende des Beitrages: Azubi­Projekt 
„9. Längengrad“
Im Bereich GIS & Karte sind bei nahezu unveränderten 
Zeitansätzen viele Ausbildungsinhalte ganz neu hinzu 
gekommen, andere dafür komplett entfallen. Norm­
schriftübungen, eine Kartierung mit Nadel und Lupe, 
das Arbeiten mit Tusche und Farbe ist Geschichte. 
Heute werden Karten mit Sachinformationen ver­
knüpft. Als Beispiel sei das Baumkataster angeführt. In 
einem GIS sind nicht nur Baumsymbole abgebildet 
sondern der Nutzer kann die Darstellung variieren und 
Datenabfragen vornehmen wie
–  zeige mir alle Buchen oder 
–  zeige mir alle Bäume mit einem Stammdurchmesser 
> 45 cm. 
Die Mathematik- & EDV­Anwendung hat in der Aus ­ 
bildung an Raum verloren. „Rechnen“ ist durch den 
automatischen Datenfluss und Software nahezu über­
flüssig geworden. In der Mathematik werden Grundla­
gen und die Anwendung der verschiedenen Programme 
vermittelt. Leider geht damit bei den Auszubildenden 
das Gefühl für die Zahl verloren. Die überschlägliche 
Ermittlung eines Ergebnisses ist ohne die Taschenrech­
nerfunktion des Handys nicht mehr möglich.  
Der Zeitansatz in dem praktischen Ausbildungsteil, 
dem vermessungstechnischen Außendienst, blieb 
ebenfalls konstant. Für die Vermessung gelten unab­
hängig von einem alten oder neuen Vermessungsver­
fahren die gleichen Fehlereinflüsse. Ein moderner 
Scanner verfügt eben genau wie ein alter Theodolit 
über Instrumentenachsen. Somit gelten unveränderte 
Regeln, um Fehleranteile aus dem Instrumentenauf­
bau auf das Vermessungsergebnis zu minimieren. 
Auch die Gesetzte der Optik (Refraktion und Reflexion) 
wirken unverändert.
Probleme
Manche der neuen Ausbildungsinhalte, insbesondere 
aus dem Themenblock GIS & Karte, stellen die ausbil­
denden Dienststellen und die Ausbilder/innen vor eine 
Herausforderung. Die zu vermittelnden Inhalte 
können nicht in jeder Dienststelle im erforderlichen 
Umfang angewandt werden. Gelegentlich ist ein GIS 
noch ein Aufgabenfeld für Freaks und nicht überall 
werden die damit verbundenen Möglichkeiten erkannt 
und genutzt. Da geht noch viel mehr als die bekannte 
Grafik­Anwendung im Liegenschafts­Informationssys­
tem (LIS). Vorübergehend ist deshalb neben den 
bisherigen überbetrieblichen Lehrgängen ein Angebot 
weiterer Schulungen und Workshops geschaffen 
worden, um die Ausbildungsinhalte qualifiziert zu 
vermitteln. In diesem Zusammenhang sind in der WSV 
zwei ArcGIS Lehrgänge und ein GDI Lehrgang der 
Fachstelle Informationstechnik ins Leben gerufen 
worden.
Berufsschule
Zur Umsetzung der neuen Ausbildungsverordnung 
wurde auch für die Berufsschulen ein neuer Rahmen­
lehrplan ausgearbeitet. Der Schwerpunkt der schu­
lischen Ausbildung liegt in der „sachgerechten und 
kundenorientierten Erfassung, Gestaltung, Visualisie­
rung und projektbezogenen Präsentation der Geoda­
ten“. Es gibt keine klassischen Schulfächer mehr. Die zu 
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vermittelnden Fähigkeiten werden in sogenannten 
Lernfeldern erarbeitet. Dies sind komplexe Aufgaben, 
in deren Lösungsverlauf die Kenntnisse aus unter­
schiedlichen Bereichen erworben werden. Für den 
Vermessungstechniker sind während der Ausbildung 
insgesamt 13 Lernfelder vorgesehen. Diese sollen 
überwiegend in kleinen Gruppen möglichst selbststän­
dig bearbeitet werden, der Lehrer gibt dazu die 
erforderlichen Hilfestellungen. Die einzelnen Projekte 
reichen dabei von der Vorbereitung bis hin zur 
Präsentation der fertigen Ergebnisse. Auch hier steht 
wieder die Kundenorientierung im Vordergrund. 
Prüfungen
Nach dem 1. Ausbildungsjahr wird eine für Geoma tiker/
innen und Vermessungstechniker/innen iden tische 
Zwischenprüfung durchgeführt. Diese hat keinen 
Einfluss auf die Zensur der Abschlussprüfung; sie soll 
lediglich den derzeitigen Ausbildungsstand wiederge­
ben und für die weitere Ausbildung eine Orientierung 
sein. In der Zwischenprüfung sollen fallorientierte 
Aufgaben schriftlich beantwortet werden.
Abschlussprüfung
Im Rahmen der Neuordnung der Ausbildung ist auch 
die Abschlussprüfung wesentlich verändert worden. 
Die Abschlussprüfung besteht aus 4 Teilbereichen:
1.  Vermessungstechnische Prozesse (40 %): Ein 
betrieblicher Auftrag einschließlich Dokumentation 
ist innerhalb von 20 Stunden, vergleichbar einem 
Gesellenstück in der Handwerksausbildung, in der 
Dienststelle zu bearbeiten. Der Prüfungsausschuss 
führt im Anschluss ein 30­minütiges Fachgespräch 
über die Auftragsbearbeitung mit dem Auszubil­
denden.
2.  Geodatenbearbeitung (30 %): Aufgaben zu den 
Themenbereichen Geodateninfrastrukturen, 
Geodatendienst, Beschaffung, Berechnung und 
Visualisierung von Geodaten 
3.  Öffentliche Aufgaben und technische Vermessung 
(20 %): Aufgaben aus den Bereichen Rechtsgrundla­
gen des Liegenschaftskatasters, Planungsvorschrif­
ten, fachbezogene Verwaltungsakte, Verfahren der 
Bodenordnung und Vermessungen hoher Genauig­
keit 
4.  Wirtschafts­ und Sozialkunde (10 %): Fragen zu allge­
meinen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Zusammenhängen der Berufs­ und Arbeitswelt.
Beispiel für ein Ausbildungsprojekt:
„Vermarkung des  9. Längengrades“
von Malena Fromme, Auszubildende Vermessungs­
technikerin
Der 9. Längengrad ist die Mitte eines für Vermesser 
sehr wichtigen Koordinatensystems und kreuzt den 
Mittellandkanal in der Nähe des WSA Minden. Dies 
wurde zum Anlass genommen, darauf die zahlreichen 
Fahrradtouristen bei der Überquerung dieser Linie 
hinzuweisen. 
Die Auszubildenden des 1. Ausbildungsjahres sollten:
–  die Gestaltung der Anlage ausarbeiten
–  mit anderen Disziplinen (Wasserbauer auf dem 
Außenbezirk, Metall­Ausbildungswerkstatt, Drucke­
rei) die Ausführungsmöglichkeiten festlegen
–  die Koordinate abstecken und die Bundeswasser­
straßenkarte fortführen 
Zunächst waren Gestaltungsideen zu entwerfen und 
diese dann dem Bauhof und dem Außenbezirk vorzu­
stellen. Durch bestehende Kabeltrassen und zu 
erwartende Arbeiten in der  Betriebswegeunterhaltung 
wurde folgende Variante gewählt: Eine Natursteinstele 
sollte von den Wasserbauer­Azubis des Außenbezirks 
am Betriebsweg aufgestellt werden. Darauf war zuvor 
eine Informationstafel und eine von einer Auszubilden­
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den aus dem Bereich Industriemechanik gefertigte 
runde Metallplatte anzubringen. Auf der Metallplatte 
sollten die Umrisse von Deutschland und des 9. Län­
gengrads eingraviert werden.
Die Informationstafel wurde von den Vermessungs­
techniker­Azubis (m/w) gestaltet und mit Hilfe einer 
externen Firma gedruckt. Hierbei war besonders auf 
die Einhaltung des WSV­Designs zu achten. Am 
2. September 2011 wurde der 9. Längengrad feierlich 
enthüllt und der Öffentlichkeit vorgestellt. In der 
örtlichen Presse wurde hierüber ausführlich berichtet.
Durch die Projektarbeit wurden Schlüsselqualifikatio­
nen wie Teamfähigkeit und selbstständiges Planen 
gefördert. So war die Zusammenarbeit und Kommuni­
kation zwischen den einzelnen Sachbereichen und 
externen Firmen sehr wichtig. Alle Beteiligten konnten 
ihre erworbenen Fachkenntnisse zum Gelingen des 
Projektes einbringen (siehe Abb. 2).
Zusammenfassung
Die bisherigen Ausbildungsberufe Vermessungstech­
niker/in, Bergvermessungstechniker/in und Kartho­
graph/in wurden grundlegend überarbeitet und zu 
einer Berufsgruppe der Geoinformationstechnologie 
zusammengefasst. Hieraus sind die beiden Berufe 
„Vermessungstechniker/in“ und „Geomatiker/in“ mit 
völlig neuen Berufsbildern entstanden. Die neue 
Ausbildungsverordnung wird den geänderten Anfor­
derungen aus Wirtschaft und Verwaltung gerecht. An 
die Ausbildungsbetriebe, die Berufschulen und auch an 
die Auszubildenden werden mit der Umsetzung dieser 
Verordnung hohe Ansprüche gestellt. Die zu vermit­
telnden Kenntnisse und Fertigkeiten sind so breit 
gefächert, dass ein Betrieb diese kaum alleine ab decken 
kann. Ausbildungsabschnitte in anderen Ausbildungs­
betrieben und überörtliche Lehrgänge sind daher für 
eine qualifizierte Ausbildung unerlässlich.
Quellenverzeichnis
–  Ausbildung gestalten „Berufsausbildung in der 
Geoinformationstechnologie, Bundesinstitut für 
Berufsbildung
–  Verordnung über die Berufsausbildung in der 
Geoinformationstechnologie vom 30. Mai 2010
Bildnachweis: 
Thaete, Simone
Abb. 2: Einweihung 9. Längengrad
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Veranlassung
Im Rahmen des Projektes „Automatisierung und 
Fernbedienung von Schleusen an Binnenwasserstraßen 
im Bereich der WSÄ Minden und Verden“ wurde die 
Leitzentrale Minden als Erweiterungsbau auf dem 
Dachgeschoss des WSA Minden errichtet. Die Tech­
nischen Einrichtungen für die Fernbedienung der 
Schleusen wurden mit dem 1. Bauabschnitt im Jahr 
2003 in Betrieb genommen. Derzeit werden von der 
Leitzentrale Minden 8 Schleusen fernbedient. In 2013 
soll die neue Schleuse Dörverden und in 2014 die neue 
Weserschleuse von der Leitzentrale fernbedient 
werden.
In der Leitzentrale Minden und den angeschlosse­
nen Schleusen sind über 30 Rechner im Einsatz. Die 
ersten Rechner stammen noch aus dem 1. Bau­
abschnitt und sind nunmehr über 8 Jahre im 
 Ein satz. Auf den Rechnern läuft teilweise noch das 
Betriebssystem Windows 2000. Der Betrieb dieser 
relativ alten Hardware konnte bisher durch Ersatz­
teile wie Motherboards und Festplatten aufrecht 
erhalten werden. Die vorhandenen Ersatzteile sind 
aufgebraucht.
Eine weitere Beschaffung von Ersatzteilen, die mit den 
eingesetzten Rechnerbetriebssystemen kompatibel 
sind, ist nicht möglich, da diese am Markt nicht mehr 
verfügbar sind.
Der Austausch des gesamten Rechners gegen einen 
neuen Rechner mit aktueller Technik und Betriebs­
system Windows 7 ist nicht möglich, da die Anwender­
programme, die für das Betriebssystem Windows 2000 
geschrieben wurden, auf dem aktuellen Betriebs­
system nicht lauffähig sind.
Die Lösung der Problematik: Alte Software muss auf 
neuer Hardware lauffähig sein, besteht in der Vir­
tualisierung der bisher verwendeten Hardware mit 
Betriebssystem und der Anwenderprogramme. Mit der 
Virtualisierung wird die bisher feste Kopplung von 
Hardware und Software auf einem Rechner aufge­
hoben.
Virtualisierung der Server und Clients
Ein herkömmlicher Rechner besteht im Wesentlichen 
aus der physischen Hardware:




Erforderlich ist weiter das Betriebssystem, hier ein 
Microsoftprodukt und das eigentliche Anwender­
programm, im Bürobereich z. B. Microsoft Office, in der 
Anlagentechnik der WSÄ, z. B. iFix oder Win CC als 
Prozessleitsystem, um Anlagen zu bedienen und zu 
beobachten.
Virtualisierung der Rechnertechnik in 
der Leitzentrale Minden
Helmut Niemann
FMM beim WSA Minden
Abb. 1: Modell Rechner
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In der Abbildung 2 ist das Modell eines Rechners mit 
einer installierten Virtualisierung dargestellt.
Mit Virtualisierung bezeichnet man Techniken, um die 
Ressourcen eines Computers aufzuteilen, damit diese 
besser ausgelastet sind. Dabei wird ein Rechner mit all 
seinen Komponenten durch Software nachgebildet.
Kennzeichen ist eine Abstraktionsschicht, die soge­
nannte Virtualisierungssoftware. Diese Software 
isoliert die virtuelle Umgebungen von der physischen 
Hardware.
Damit wird es möglich auf einer physischen Hardware 
(„Host“) mehrere virtuelle Maschinen (abgekürzt VM) 
zu betreiben, die sich die Ressourcen des Hosts teilen. 
Die VMs verhalten sich dabei genau so, als würden sie 
auf physischer Hardware laufen. Anwendungen auf 
den VMs „merken“ keinen Unterschied ob sie auf 
physischer Hardware installiert sind oder in einer 
virtuellen Umgebung laufen. Durch die große Leis­
tungsfähigkeit der Hardware können 10 oder sogar 
mehr VMs auf einem Server betrieben werden.
Die virtuellen Maschinen bestehen im Kern aus einer 
großen Datei, die den gesamten Inhalt der simulierten 
Maschine enthält. Die Datei kann einfach auf andere 
physische Hardware übertragen und dort gestartet 
werden, da die virtuelle Hardware immer gleich bleibt.
Die Virtualisierung bietet eine Reihe von Vorteilen 
gegenüber dem herkömmlichen Betrieb direkt auf der 
Hardware:
–  Einsparung von Servern
  Bisher war die Rechenleistung von Servern teilweise 
nicht ausgelastet. Durch die Virtualisierung kann ein 
Host­System mehrere Gastsysteme aufnehmen. 
Damit lässt sich die Zahl der physikalischen Hard­
ware drastisch reduzieren.
–  Einfaches Handling der virtuellen Maschinen
  Eine virtuelle Maschine besteht im Wesentlichen aus 
einer großen Datei. Diese Datei kann einfach 
gesichert und auf andere Hardware übertragen und 
dort gestartet werden. Die Verfügbarkeit eines 
Systems lässt sich durch dieses einfache Handling 
deutlich erhöhen.
–  Reduzierung der elektrischen Leistung und des 
Kühlbedarfs
  Durch die Einsparung von physischer Hardware sinkt 
der elektrische Leistungsbedarf, dies schlägt sich 
auch in den Stromkosten nieder. Verbunden mit der 
eingesparten Hardware sinkt auch der Kältebedarf 
im teilklimatisierten Technikraum der LZ Minden. 
Dies wird sich ebenfalls positiv in der Verfügbarkeit 
des Gesamtsystems darstellen.
–  Standardisierung der Hardware
  Die Wiederherstellung eines Windows­Server­
 Systems auf einer anderen Hardware ist grundsätz­
lich nicht möglich. Die Virtualisierung bietet allen 
VMs die gleiche virtuelle Hardware. Die Wiederher­
stellung auf anderer physischer Hardware ist durch 
einen einfachen „Klick“ auf den Play­Button möglich.
Abb. 2: Modell Rechner virtuell
20 Virtualisierung der Rechnertechnik in der Leitzentrale Minden
Über die zeitliche Staffelung in 5 Bauabschnitte haben 
sich Rechnersysteme mit unterschiedlicher Hardware 
entwickelt. Durch die Erneuerung der Hardware gibt es 
eine einheitliche Hardwarestruktur.
–  Zuverlässiger Betrieb alter Betriebssysteme
  Alte Anwendungen, die z. B. auf Windows 2003­ 
 Server laufen, können nicht ohne weiteres auf 
aktuelle Hardware eingespielt werden, weil dazu die 
gesamte Kombination aus Betriebssystem und 
Anwendung aktualisiert werden muss. Der Betrieb in 
einer virtuellen Umgebung macht sie von der alten 
Hardware unabhängig. Systeme die einmal in einer 
virtuellen Umgebung installiert wurden, lassen sich 
bei einem Ersatz der Hardware problemlos auf die 
neue Hardware übertragen.
–  Schaffung von Testumgebungen
  Bei der Installation von Updates und neuen Anwen­
dungen können diese zunächst durch die Virtualisie­
rung in einer isolierten Testumgebung geprüft 
werden, bevor diese produktiv eingesetzt werden. 
Die Installation von aufwändiger separater Hard­
ware für Softwaretests erübrigt sich somit.
Umsetzung der Planung
Die Hardware wurde über die bestehenden Rahmen­
verträge des Kaufhauses des Bundes von der Fa. DELL 
geliefert.
Es werden 4 Server PowerEdge R710 mit je 2 Intel 
Xenon L5640 Prozessoren und jeweils 96 GB Arbeits­
speicher eingesetzt. Als Storage wird das System 
EqualLogic PS6010XV 15K SAS der Fa. DELL eingesetzt, 
hier sind 16 Festplatten à 600 GB eingebaut. Der 
Storage ist mit redundanten DELL Switches mit den ESX 
Servern verbunden. Die Verbindung zur realen Welt 
erfolgt über Alcatel Switche. Als Backup­System wird 
ein Server PowerEdge R510 mit 6 Platten à 1 TB 
verwendet. Das Backup­System ist derzeit noch im 
Technikraum der LZ Minden eingebaut, wird aber 
demnächst, räumlich getrennt, im Technikraum des 
Bauhofes Minden installiert und mit dem Schleusen 
Netzwerk verbunden.
Die Desktop PC der Bedienarbeitsplätze werden 
ebenfalls virtuell betrieben. Hier werden Rechner vom 
Typ Optiplex 790 eingesetzt.
Als Virtualisierungssoftware wird das Produkt vSphere 
4.1 der Fa. VMware eingesetzt. 
Bestandteil der Virtualisierungssoftware ist unter 
anderem auch VMware DRS, VMware High Availability 
und VMotion.
Bei VMware DRS werden die virtuellen Maschinen 
innerhalb eines Clusters verschoben, um unter 
Betrachtung der CPU­ und Speicherauslastung eine 
ausgeglichene Verteilung der Last auf den Servern zu 
erhalten.
Mit VMware High Availability wird der Ausfall eines 
Servers und die möglichen Auswirkungen überwacht 
und kompensiert. Bei einem Ausfall eines Servers 
Abb. 3: Netzwerk in der LZ Minden nach der Virtualisierung
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werden die hier laufenden virtuellen Maschinen ohne 
Unterbrechung auf einem betriebsbereiten Server neu 
gestartet.
Das Verschieben der VM’s erfolgt mit VMotion. Mit 
dieser Software ist es möglich eine virtuelle Maschine 
im laufenden Betrieb von einem Server auf einen 
anderen Server zu übertragen. Der Betrieb in der 
Leitzentrale geht dabei ohne Unterbrechung weiter.
Die Server mit der virtuellen Software und der System­
software für das Bedienen der Schleusen wurde von der 
Fa. Eltro installiert. Auf den 4 ESXi Servern sind zurzeit 
31 virtuelle Maschinen installiert. Die gesamte Struktur 
des Netzwerkes und der virtuellen Maschinen bis zum 
Endausbau der LZ Minden mit insgesamt 12 fernbe­
dienten Schleusen ist bereits berücksichtigt.
Die eingesetzte Hardware und die Virtualisierungssoft­
ware (VMware) ist kompatibel zum IT Rahmenkonzept 
des Bundes.
Erfahrungen im Betrieb und Ausblick
Die Virtualisierung der Serverlandschaft einschl. der 
Desktop PC’s wurde in der FMM erstmals in der 
Anlagensteuerung eingesetzt. Bei der konzeptionellen 
Auslegung der virtuellen Umgebung wurde ein 
externer IT­Fachmann eingeschaltet. 
Die Server und Clients mit der virtuellen Umgebung in 
der LZ Minden sind seit über einem halben Jahr in 
Betrieb und es hat bisher noch keine Hardwareproble­
me gegeben. Ersatzteile für die Hardware werden nicht 
mehr vorgehalten, da das System in sich hoch verfüg­
bar ist und bei Hardwarestörungen der Supportvertrag 
mit der Fa. DELL greift.
Die Mitarbeiter der Bauhöfe Minden und Hoya wurden 
in der speziellen Hardware und Software umfangreich 
geschult und können bei einer Störung erste Maßnah­
men für den weiteren Betrieb einleiten.
Durch die Erneuerung der Rechner und Konzentration 
der Rechenleistung in der LZ Minden sind die Rechner 
auf den fernbedienten Schleusen in der Betriebsart 
Fernbedienung abgeschaltet und es kommt dadurch 
zu einer Energieeinsparung. Der Wartungsaufwand 
für die Hardware hat sich insgesamt verringert.
Es wird jedoch auch deutlich, dass für die Administra­
tion des gesamten Systems tiefgreifende IT Spezial­
kenntnisse erforderlich sind. Bei der Virtualisierung 
sind Störungen nicht sofort und augenscheinlich 
erkennbar. Das IT Spezialwissen wird bisher in der 
Anlagentechnik der WSV nicht vorgehalten. Für die 
Administration muss deshalb externes Fachpersonal 
beauftragt werden. Supportverträge für die Hard­ und 
Software sind unbedingt erforderlich.
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Am Schiffshebewerk Lüneburg betreibt das Wasser­ 
und Schifffahrtsamt Uelzen ein Informationszentrum 
(Abb. 1).
Im Informationszentrum werden anhand von Anschau­
ungsmodellen die verschiedenartigen Bauweisen von 
Abstiegsbauwerken (Schleusen, Hebewerke) und die 
damit verbundenen Prinzipien des Hebens und Absen­
kens der Schiffe auf der Wasserstraße präsentiert. So sind 
unter anderem zu sehen: Schleusen anlagen mit offenen 
und geschlossenen Sparbecken, Hebewerksanlagen mit 
senkrechter Förderung, auf längs­ und quergeneigter 
Ebene oder als „Wasserkeil“. Am beweglichen Großmo­
dell des Schiffshebewerkes Lüneburg können die einzel­
nen Ablaufphasen des Hebewerksbetriebes, wie Öffnen 
und Schließen der Trog­ und Haltungstore, der Hebe­ und 
Absenkvorgang der Tröge usw. beobachtet werden.
Um das Corporate­Design der Wasser­ und Schifffahrts­
verwaltung in der Ausstellung einzuführen, wurden zu 
der Ausstellungssaison 2012 Umgestaltungen vorge­
nommen.
Aktuell sind 13 Wandtafeln (siehe Abb. 2) und vier 
Stellwände (Abb. 3) neu gestaltet worden. Bereichert 
wird die Ausstellung nun durch zwei Monitore für 
Präsentationen und Videovorführungen (Abb. 4) sowie 
zwei „Daten­Kioske“ (Abb. 5) mit deren Hilfe die 
Besucher aktuelle und historische Informationen über 
das Schiffshebewerk und die Wasserstraßen interaktiv 
Umgestaltung des Informationszentrums beim 




Abb. 3: Beispiel Stellwände
Abb. 1: Informationszentrums Schiffshebewerk Lüneburg in 
Scharnebeck
Abb. 2: Beispiel Wandtafeln – Historischer Steuerstand 
 Schleuse Sülfeld
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abrufen können. Außerdem werden aktuelle Verkehrs­ 
und Wetterinformationen über das Internet bereit 
gestellt.
Ebenfalls erneuert wurde die Ansicht der Mitteleuro­
päischen Wasserstraßen. Auf einer Prismenwand sind 
nun neben den Ansichten zu Beginn und Mitte des 
letzten Jahrhunderts die Ausdehnungen und der 
Ausbaustand der Wasserstraßen heute, also im 
21. Jahrhundert zu sehen (Abb. 6).
Die neuen Tafeln zeigen Einblicke in Funktionsweisen 
von Schiffshebewerken und informieren über andere 
Hebewerke in der Welt (Abb. 7). Die Tafeln ergänzen so 
die Eindrücke der vorhandenen Modelle.
Weiterhin wurde die Außendarstellung angepasst. Im 
Zuge der Einführung des Corporate Design der WSV 
wurde in Abstimmung mit der Wasser­ und Schiff­
fahrtsdirektion Mitte ein einheitlicher Name festge­
legt. Dies war erforderlich, da bis dato verschiedene 
Abb. 4: Videoecke
Abb. 5: Daten-Kiosk
Abb. 6: Prismenwand mit Wasserstraßenkarte
Abb. 7: Wandtafel und Modell SHW Fallkirk (Schottland)
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Bezeichnungen (Ausstellungshalle, Infohalle etc.) im 
Umlauf waren. Die neue Bezeichnung: „Informations­
zentrum am Schiffshebewerk Lüneburg“ wurde 
entsprechend dem Corporate Design WSV über dem 
Eingangsbereich platziert (Abb. 1). An den Eingangs­
toren zum Exponatenpark weisen jetzt WSV­Stelen den 
Weg und informieren über die Saisonöffnungszeiten 
(Abb. 8).
Für die Saisoneröffnung am 15. März des Jahres 2013 
sind noch weitere Anpassungen der vorhan denen 
Informationstafeln geplant. Das Informationszentrum 
ist also eine Reise wert.
Abb. 8: Beispiel Stele Eingangsbereich
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Die seit 2001 bestehende Verkehrsregelung in der 
Oststrecke des Mittellandkanals wurde mit der 
9. Änderung letztmalig am 11. April des Jahres 
angepasst. Nach jetzigem Planungsstand kann die 
Verkehrsregelung mit Abschluss der Baumaßnahmen 
in Haldensleben ab 2017 aufgehoben werden.
Die Verkehrsregelung bestand ursprünglich aus 
3 Regelungsabschnitten. Der Abschnitt 1 (Sül­
feld – Wolfsburg) wurde 2004 nach Fertigstellung der 
Ausbaumaßnahmen aufgehoben, der Abschnitt 2 
(Vorsfelde – Rühen) im Jahre 2007. Nun war es mit 
Abschaffung der Verkehrsgruppen möglich, auch 
Großmotorgüterschiffe über den MLK bis Magdeburg 
fahren zu lassen. Nach Rückbau der letzten alten 
Brücken Ende Juni 2010 beträgt die Durchfahrtshöhe 
für die gesamte Haltung bei Benutzung der Südkam­
mer in Sülfeld 5,25 m. Die aktuell zulässigen Schiffsab­
messungen und Abladtiefen können beigefügter 
Grafik (Abb. 1) entnommen werden.
Die Verkehrsregelung verfolgte von Anbeginn das Ziel, 
schon deutlich vor dem vollständigen Ausbau des 
Mittellandkanals im Rahmen des Machbaren die 
größtmöglichen Abladetiefen für alle Schiffsgrößen 
zuzulassen, ohne dabei Einschränkungen für die 
Sicherheit und Leichtigkeit hinnehmen zu müssen. 
Dieser hohe Anspruch konnte bisher uneingeschränkt 
erfüllt werden. Für die meisten Fahrzeuge hat die 
Verkehrsregelung zu einer deutlichen Verbesserung 
ihrer Auslastungskapazität geführt, auch die kleineren 
Schiffe haben über die Jahre davon profitiert.
Die aktuelle Regelung stellt unter Abwägung aller 
Gesichtpunkte eine vertretbare Übergangslösung bis zur 
Fertigstellung der Ausbaulose „Groß Ammens leben“ 
(MLK­km 308,9–312,9) und „Elbeu“ (MLK­km 315,2–
318,4) dar. Bei Einfahrt alle 2 Stunden garantiert der 
Fahrplan bei entsprechender Berücksichtigung eine 
planmäßige Durchfahrung der Regelungsstrecke 3 
(MLK­km 298,0–318,4) für alle Fahrzeuge in beide 
Verkehrsrichtungen, unabhängig von den Witterungs­
verhältnissen oder eventuellen Verzögerungen durch 
Bautätigkeiten. Die beigefügten Bilder (Abb. 2 und 3) 
zeigen die noch vorhandene Fahrplanregelung während 
der lfd. Ausbauarbeiten.
Der Einbahnverkehr schützt durch geringeren Strö­
mungsangriff die Uferböschungen und Sohlbefesti­
gungen vor gefährlicher Erosion. In Baustellen von 
Dammstrecken ist wegen der Dichtungsproblematik 





Abb. 1: Befahrbarkeit MLK-Ost – Stand: 11. April 2012
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bis zum Abschluss aller Wasserbauarbeiten besondere 
Vorsicht geboten, auch wenn der Kanal nach der 
Verbreiterung schon scheinbar ausgebaut ist und 
dadurch der Eindruck entsteht, dass eine Begegnung 
ohne weiteres möglich wäre.
Durch konsequente Bereitstellung der schifffahrts­
polizeilichen Anordnungen in mehrsprachiger 
Ausführung ist es möglich, dass die Regelungen allen 
Schifffahrtstreibenden zugänglich gemacht werden.
Alle bisher Beteiligten sahen es als ihre Aufgabe an, die 
Schifffahrt im Rahmen des Möglichen zu fördern, u. a. 
eben auch durch eine ausgewogene Verkehrsrege­
lung. Durch ein gutes Miteinander konnte diese 
Zielstellung bislang sehr gut verwirklicht werden.
Abb. 2: Foto Siekmann, Ausbau MLK-km 308,9–312,9 – Stand: 16. August 2010
Abb. 3: Foto Siekmann, Ausbau MLK-km 308,9–312,9 – Stand: 2. April 2012
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Ausgangslage, Veranlassung
An der Mittelweser zwischen Minden und Bremen 
befinden sich 6 Wehranlagen, die zwischen 1929 und 
1960 erbaut wurden. Die fünf Wehre Petershagen, 
Schlüsselburg, Drakenburg, Dörverden und Langwedel 
sind als Wehre mit Dreigurtschützen mit aufgesetzter 
Fischbauchklappe baugleich bzw. baulich ähnlich 
gestaltet. Beim Wehr Landesbergen handelt es sich um 
ein Sektorwehr.
Bei den fünf erstgenannten Wehren besteht aufgrund 
ihres Alters und ihres baulichen Zustandes ein erheb­
licher Instandsetzungsbedarf, insbesondere im Bereich 
des Stahlwasserbaus und des Massivbaus. Daneben sind 
an einigen dieser Wehre die Elektro­ und Steuerungs­
technik sowie die Wehrheizungen zu erneuern.
Die für den langfristigen Weiterbetrieb der Wehre 
notwendigen Instandsetzungsmaßnahmen und 
Erneuerungen sind zu planen. Damit ist das NBA 
Hannover beauftragt worden.
Das Wehr Landesbergen ist aufgrund seines Zustands 
von diesem Projektauftrag ausgenommen.
Als notwendige vorgezogene Instandsetzungsmaßnah­
me werden bereits 2009–2014 vom WSA Verden die 
Laufeinrichtungen (Laufwagen und Laufrollen) an den 
Dreigurtschützen der Wehre Langwedel, Petershagen 
und Schlüsselburg ersetzt und 2012–2013 vom NBA 
Hannover Reparaturmaßnahmen an den Fischbauch­
klappen des Wehrs Drakenburg vorgenommen, damit 
die Funktionsfähigkeit des Wehrs sichergestellt ist und 
der Wasserstand wie vorgesehen reguliert werden 
kann.





Abb. 1: Wehr Drakenburg Abb. 2: Wehrpfeiler Petershagen
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Planung
Auf der Basis der vorhandenen Bestandsunterlagen, 
Bauwerksprüfungen, ergänzende Untersuchungen, 
Gutachten der BAW etc. werden für die 5 Wehranlagen 
zunächst Baustoffgutachten und Zustandsgutachten 
erstellt. Dazu sind neben der Entnahme von Bohrker­
nen aus dem Massivbau auch die gezielte Untersu­
chung und Analyse vorhandener Bauschäden vorgese­
hen.
Darauf aufbauend werden verschiedene Instandset­
zungsvarianten planerisch untersucht und in wirt­
schaftlicher und technischer Hinsicht gegenüberge­
stellt. Durch den Vergleich der Varianten ergibt sich 
schließlich eine Vorzugsvariante, d. h. ein optimales 
Instandsetzungskonzept.
Das NBA Hannover hat im September 2012 ein Ingeni­
eurbüro beauftragt, die vorgenannten Leistungen zu 
erbringen. Die FMM (Fachstelle für Maschinenwesen in 
Minden) und die BAW (Bundesanstalt für Wasserbau) 
stellen Beratungsleistungen unterstützend zur 
Verfügung.
Den Abschluss der Planung stellt ein bevorzugtes 
Instandsetzungskonzept dar, auf dessen Grundlage die 
Finanzmittel beim BMVBS eingeworben werden 
(Entwurf­HU).
Der Abschluss der Planungsphase ist Mitte 2014 
vorgesehen.
Ausblick
Auf Grundlage der vom BMVBS genehmigten Haus­
haltsunterlage werden insgesamt 5 Entwürfe­AU 
aufgestellt.
Die Bauabwicklung ist ab 2017 vorgesehen.
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Die jährlich von der Stadt und der Region Hannover 
durchgeführte Veranstaltungsreihe „Gartenregion 
Hannover“ stand in diesem Jahr unter dem Motto 
„Blaue Orte“.
An dem umfangreichen Programm beteiligte sich das 
NBA Hannover mit Führungen über die Baustelle 
Schleuse Bolzum. Im Mai, August und September 
bestand für die Öffentlichkeit an insgesamt drei Tagen 
die Möglichkeit, diese Großbaustelle hautnah zu 
erleben. 
Das Interesse an diesen Veranstaltungen zeichnete sich 
bereits bei der ersten Führung im Mai ab. Über 100 Be­
sucher wollten die Baustelle vor ihrer Haustür kennen­
lernen. Die Aufteilung in kleine Guppen ermöglichte 
den Besuchern den Einblick in das Innenleben der 
Schleuse. Sowohl die Antriebsräume mit den über 
mehrere Etagen reichenden Elektrohubzylindern, als 
auch das Pumpwerk mit seinen drei leistungsfähigen 
Pumpen, von denen jede 2 m3 je Sekunde fördern kann, 
wurden beeindruckt zur Kenntnis genommen.
Der zweite Termin im August stand hauptsächlich den 
Kindern im Rahmen der Ferienpass Aktion der Stadt 
Sehnde zur Verfügung. In kindgerechten Führungen 
wurde erklärt wozu eine Schleuse benötigt wird. Vom 
Blick in die 139 m lange und rd. 13 m tiefe Schleuse 
waren alle rd. 90 anwesenden Eltern und Kinder 
beeindruckt.
Am Sonntag, dem 9. September, waren die Führungen 
an der Schleuse Bolzum Bestandteil des „Entdecker­
tages“ der Region Hannover. Dementsprechend groß 
war auch der Andrang. Drei Führungstermine über 
den Tag verteilt lockten mehr als 300 Besucher auf die 
Baustelle der inzwischen fast fertiggestellten Schleuse.
„Das da so viel Technik hintersteckt, hätte ich nicht 
gedacht“ war eine der häufigsten Aussagen, die alle 
Mitarbeiter des NBA Hannover zu hören bekamen. 
Die große Besucherzahl dieser drei Tage, sowie die 
vielen interessierten Frage zeigen, dass die Bauprojekte 
der WSV auf breites öffentliches Interesse stoßen. Dies 
ist Ansporn, trotz der zusätzlichen Belastung der 
Mitarbeiter, auch weiterhin die eigene Arbeit nicht nur 
innerhalb der zahlreichen Fachführungen sondern 
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Die Wasser- und Schifffahrtsdirektion (WSD) Mitte 
unterstützt die WSD Südwest bei verschiedenen 
Projekten. Bisher wurden zwei Vereinbarungen und 
eine Ergänzungsvereinbarung zur Übernahme von 
Ingenieuraufgaben abgeschlossen. Die Ingenieur-
aufgaben werden vom Neubauamt für den Ausbau 
des Mittellandkanals in Hannover (NBA Hannover) 
erbracht.
Die erste Vereinbarung wurde im August 2008 unter­
zeichnet. Darin wird festgelegt, dass das NBA Hannover 
für das Amt für Neckarausbau Heidelberg (ANH) die 
Sanierung von drei Schleusenkammern plant. Die 
wesentlichen Leistungen sind das Aufstellen der 
Entwürfe­AU, das Erstellen der Verdingungsunter­
lagen und das Abwickeln der Vergabeverfahren 
(Bauvertrag, Prüfingenieur, Bauoberleitung, Bauüber­
wachung, Fertigungsüberwachung). Teile der Leistun­
gen vergibt das NBA seinerseits an Ingenieurbüros.
Kooperationen mit der WSD Südwest
Günter Schulz
NBA Hannover
Abb. 1: Schleuse Hirschhorn
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Im Rahmen der Sanierung werden die Stahlwasserbau­
teile (Tore und Verschlüsse) und die Antriebe ein­
schließlich Steuerung komplett ersetzt. Betonteile 
werden bei Bedarf punktuell saniert. Die Maßnahmen 
an der linken Kammer der Schleuse Neckargemünd 
kurz oberhalb von Heidelberg sind mittlerweile fast 
abgeschlossen. Die Kosten belaufen sich auf ca. 3 Mio €. 
Die Sanierung der rechten Kammer der Schleuse 
Obertürkheim in Stuttgart wurde Ende Juli 2012 
beauftragt. Die Auftragssumme für diese Maßnahme 
beträgt ca. 3,4 Mio. €. Die dritte Baumaßnahme (linke 
Kammer Schleuse Hirschhorn bei Heilbronn, siehe 
Abb. 1) wird voraussichtlich Mitte nächsten Jahres 
vergeben.
Zu der ersten Vereinbarung wurde im März 2012 eine 
Ergänzung abgeschlossen. Die Ergänzungsvereinba­
rung überträgt dem NBA die Sanierung weiterer drei 
Schleusenkammern an den Schleusen Horkheim, 
Pleidelsheim und Untertürkheim. Die Ergänzung geht 
einen Schritt weiter als die erste Vereinbarung. Das 
NBA Hannover wird bei den neuen Maßnahmen 
zusätzlich auch die komplette Bauabwicklung über­
nehmen.
Im Rahmen einer weiteren Vereinbarung zwischen der 
WSD Mitte und der WSD Südwest vom Juli 2009 
übernimmt das NBA Hannover Ingenieuraufgaben für 
den Ersatz bzw. die Grundinstandsetzung der beweg­
lichen Wehre an der unteren Lahn (siehe Abb. 2). 
In einem ersten Schritt hat das NBA Hannover die 
ausstehenden Bauwerksprüfungen für die Wehre ein 
Ingenieurbüro beauftragt und durchgeführt. Anschlie­
ßend wurden Baustoff­ und Baugrunduntersuchungen 
durchgeführt. Auf der Grundlage der Ergebnisse 
werden Bauzustandsgutachten für die Wehre erstellt. 
Diese wiederum sind Grundlage für die Entscheidung: 
Sanierung oder Neubau.  
Für das Wehr Hollerich (siehe auch Fachbeitrag) stand 
von vornherein fest, dass ein Neubau erforderlich ist. 
Die Voruntersuchung zum Neubau ist mittlerweile 
abgeschlossen. Nach Genehmigung der Konzeption 
wird der Entwurf­HU aufgestellt. Danach folgt das 
Planfeststellungsverfahren und das Aufstellen des 
Entwurfes­AU. Das NBA wird nach Genehmigung des 
Entwurfes­AU die Verdingungsunterlagen erstellen 
und die Vergabeverfahren abwickeln.  
Abb. 2: Wehre an der unteren Lahn
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Veranlassung
Angesichts der Strukturänderungen der Binnenschiff­
fahrt und deren wirtschaftlicher Bedeutung haben der 
Bund und die Länder Nordrhein­Westfalen, Nieder­
sachsen, Hamburg und Bremen in den Jahren 1965 und 
1986 (Nachtrag) den Ausbau des Mittellandkanals 
sowie dessen Stichkanäle beschlossen (Bund­Länder­
Regierungsabkommen).
Für den Stichkanal Salzgitter ist derzeit die maximale 
Abladetiefe für Schiffe und Schubverbände mit einer 
Breite von mehr als 9,60 auf 2,50 m begrenzt. Ziel ist es, 
den Ausbau zur Wasserstraßenklasse Vb zu realisieren. 
Folgende Schiffstypen können dann im einschiffigen 
Richtungsverkehr den SKS befahren:
GMS: 110 x 11,45 x 2,80 m
üGMS: 135 x 11,45 x 2,80 m
Schubverband: 185 x 11,45 x 2,80 m
Gemäß den aktuellen Richtlinien für Regelquerschnit­
te von Binnenschifffahrtskanälen (RiReBsk 2011) ist 
hierfür eine Wassertiefe von 4 m bezogen auf den 
unteren Betriebswasserstand (BWu) erforderlich.
Projektauftrag
Das Wasserstraßen­Neubauamt (WNA) Helmstedt 
 hat im November 2009 den Projektauftrag für den 
Streckenausbau in den Haltungen Wedtlenstedt und 
Üfingen einschließlich dem Ausbau der Schleusenvor­
häfen Wedtlenstedt und Üfingen sowie für die An­
passung von zwei Brücken und vier Dükern erhalten. 
Im Juli 2011 erhielt das WNA Helmstedt zusätzlich den 
Auftrag, eine Wendestelle zu beplanen sowie die 
Warte­ und Liegestellenkonzeption der WSD Mitte in 
die Planung zu integrieren.
Für die Planungen wurde am 27. September 2011 die 
Ingenieurgemeinschaft Planung Stichkanal nach 
Salzgitter mit dem Ingenieurvertrag „Ausbau des 
Stichkanals nach Salzgitter (SKS) für den Bereich 
SKS­km 3,550 –17,968 – Leistungsphasen 2–7“ beauf­
tragt. Hinter der Inge nieurgemeinschaft verbergen 
sich die Ingenieurbüros grbv aus Hannover, IMS aus 
Hamburg sowie Grontmij aus Hannover. 
Stufe 1: Vorplanung
Vorzugsvarianten Strecken und Vorhäfen
Für beide Haltungen wurden Variantenuntersuchun­
gen durchgeführt. Das Ergebnis ist die Festlegung der 
technischen Vorzugsvariante. Diese ist in beiden 
Haltungen der Ausbau im Trapez­Profil mit einer 
Böschungsneigung von 1 : 2,5. 
Für die vier zu beplanenden Vorhäfen wurden eben­
falls Variantenuntersuchungen durchgeführt. Unter 
Berücksichtigung der individuellen Randbedingungen 
der Vorhäfen ist in allen Vorhäfen der „Westausbau“ 
die Vorzugsvariante. Dabei beschränkt sich der Ausbau 
auf 4 m unter Bwu ausschließlich auf die Westseiten der 
Vorhäfen, da zukünfig nach Ausbau der West kammern 
der Schleusen Wedtlenstedt und Üfingen die Ostkam­
mern nur noch im Revisions­ bzw. Havariefall genutzt 
werden sollen.
Die unteren Vorhäfen erhalten jeweils einen Warte­ und 
Startplatz mit Dalben. Für die in der Dichtungs strecke 
befindlichen oberen Vorhäfen erfolgt die Anordnung 
von Warte­ und Startplätzen in Spundwandbauweise in 
unmittelbarer Nähe zur Schleuseneinfahrt. Im unteren 
Vorhafen der Schleuse Wedtlen stedt ist darüber hinaus 
die Aufrüstung der vorhandenen Liegestelle auf der 
Ostseite für die Bemessungsschiffe vorgesehen.
Vorzugsvarianten Düker
Für die Düker Nr. 482 („Denstorfer Düker“), Nr. 483 
(„Nortenhofer Düker“) und Nr. 485 („Beddinger Aue 
Düker“) erfolgen Variantenuntersuchungen jeweils 
gesondert für einen Neubau bzw. einen Abbruch.  Der 
Düker Nr. 484 („Düker A“) muss aufgrund seines 
Gesamtbruttoquerschnitts von ca. 54 m² im speziellen 
betrachtet werden.




33Stichkanal Salzgitter – Stand der Planungen
Im Ergebnis der Variantenuntersuchung ist für den 
Düker Nr. 482 im Bereich des Vechelder Ortsteils 
Denstorf der Dükerneubau südlich des Bestandsdükers 
im Einschwimmverfahren vorgesehen. Der Rückbau 
des vorhandenen Dükers erfolgt dann als Teilabbruch 
im Zuge des Streckenausbaus in der Haltung Wedtlen­
stedt.
Für den Düker Nr. 483 im nördlichen Bereich der 
Haltung Üfingen ergibt sich für den Neubau die 
Vorzugsvariante „nördlich des Bestandsdükers als 
Rohrvortrieb“. Der Rückbau ist analog zum Düker 
Nr. 482 als Teilabbruch im Zuge des Streckenausbaus 
vorgesehen.
Der Düker Nr. 484 wird nicht zurückgebaut. In diesem 
Bereich sind jedoch entsprechende Sicherungsmaß­
nahmen im Zuge des Streckenausbaus in der Haltung 
Üfingen erforderlich.
Für den Düker Nr. 485 stehen die Vorzugsvarianten 
nach aktuellem Planungsstand noch nicht fest.
Vorzugsvarianten Brücken
Für die Landesstraßenbrücke Nr. 489 (Alvesse – Salz­
gitter­Thiede) sowie die Fußgängerbrücke Nr. 491 
(Beddingen – Sauingen) werden im Rahmen der 
Vorplanung die Varianten Anhebung, Abbruch und 
Neubau sowie ersatzloser Entfall gegenüber gestellt. 
Für die Brücke Nr. 491 wurde ergänzend ein Verkehrs­
gutachten erstellt, um das aktuelle und das zukünftige 
objektive Verkehrsbedürfnis beurteilen zu können.
Im Ergebnis dieses Gutachtens wird die Aufrechterhal­
tung der Wegeverbindung zwischen den Ortschaften 
Beddingen und Sauingen empfohlen. 
Voraussichtlich wird für beide Brücken die Anhebung 
als Vorzugsvariante weiter verfolgt. Aktuell werden 
entsprechende Wirtschaftlichkeitsnachweise erstellt 
und in Zusammenarbeit mit der BAW der Nachweis 
gegen Schiffsanprall überprüft.
Wendestelle und Liegestellen in der Haltung 
Üfingen
Für das übergroße Großmotorgüterschiff ist in der 
Haltung Üfingen eine Wendestelle zu beplanen. Es 
wurde eine Variantenuntersuchung zur Lage und 
Ausgestaltung einer Wendestelle durchgeführt.
Im Ergebnis wurde der Bau der Wendestelle in 
 Böschungsbauweise auf der Ostseite unmittelbar 
nördlich der Einfahrt zum Hafen Salzgitter festgelegt 
(ca. bei SKS­km 14,8).
Des Weiteren wurde im Rahmen der Erstellung einer 
Warte­ und Liegestellenkonzeption ermittelt, dass für die 
Haltung Üfingen die Anordnung einer insgesamt 480 m 
langen Liegestelle erforderlich ist. Davon sind 120 m als 
Gefahrgutliegestelle für 1­Kegel­Schiffe vorzusehen. 
Für den Standort hat sich im Rahmen der Varianten­
untersuchung ergeben, dass die neue Liegestelle 
Beddingen im gleichen Bereich wie die vorhandene 
Liegestelle angeordnet wird. D. h. die Gefahrgutliege­
stelle wird im Bereich SKS­km 13,700 –13,820 auf der 
Ostseite und die konventionelle Liegestelle im Bereich 
SKS­km 14,148 – 14,508 auf der Ostseite eingerichtet.
Stufe 2: Planfeststellungsverfahren
Nach aktuellem Planungsstand werden alle Vorpla­
nungen Anfang 2013 zum Abschluss gebracht.
Um Baurecht für den Ausbau des Stichkanals Salzgitter 
zu erlangen, ist ein Planfeststellungsverfahren erfor­
derlich. Dieses soll Mitte 2013 eingeleitet werden.
Stufe 3: Ausbau
Der Ausbau des Stichkanals Salzgitter soll in den Jahren 
2015 bis 2018 erfolgen. Eine vollständige Strecken­
sperrung ist für diesen Zeitraum aber nicht vorge­
sehen. Die Schifffahrt soll nachts freie Fahrt haben, 
während tagsüber gebaut werden soll.
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Die Fachstelle Brücken Mitte beim Wasserstraßen-
Neubauamt Helmstedt (FBM) wurde zum Beginn des 
Jahres 2009 für Aufgaben bei Planung, Bau und 
Prüfung von Brücken im Bereich der WSD Mitte 
eingerichtet. Für ihre Aufgabenabwicklung wurde ein 
Jahresarbeitsprogramm (JAP) aufgestellt und in den 
folgenden Jahren optimiert.
Als ständige Aufgaben sind der FBM die Durchführung 
der Bauwerksprüfung nach DIN 1076 sowie die 
Bearbeitung der Großraum­ und Schwertransportan­
träge übertragen. Mindestens 25 % der Brückenprüfun­
gen sollen mit eigenem Personal durchgeführt werden. 
Die übrigen 75 % werden an Ingenieurbüros vergeben.
Bei Neubau, Abbruch, Anhebungen und Grundinstand­
setzungen von Brücken im Bereich der WSD Mitte ist 
die FBM durch die objektverantwortlichen WSÄ 
zwingend zu beteiligen (Abb. 1). In der Regel erfolgt 
dies durch eine Meldung einer anstehenden Brücken­
maßnahme und einem folgenden Projektauftrag.
Entwicklung des Jahresarbeitsprogramms der 
Fachstelle Brücken Mitte
Ulrich Birker
FBM beim WNA Helmstedt
 
 
Brücken und sonstige Bauwerke nach DIN 1076 
in der WSD Mitte 















Abb. 1: Aufgaben der FBM
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Um einen Überblick zu erhalten über die Aufgaben, bei 
denen die WSÄ die FBM beteiligen müssen, wurde ein 
Meldeformular entwickelt. Neben den Angaben zum 
Bauwerk sind Auftragsbeschreibung, Angaben zu 
Haushaltsplanungen des WSA, die Veranlassung und 
durchgeführte Vorabstimmungen mitzuteilen. Im 
Herbst jeden Jahres erfolgt eine generelle Abfrage der 
WSÄ durch die FBM, ob weitere Maßnahmen für das 
folgende Jahr gemeldet werden.
Die Meldungen werden zunächst durch die FBM in 
einem Entwurf zum JAP zusammen gefasst. Neben der 
beauftragenden Dienststelle und einer Kurzbeschrei­
bung der Maßnahme werden die verantwortlichen 
bearbeitenden Personen der FBM benannt. Der 
geplante Zeitablauf wird durch die Beschreibung der 
aktuellen Phasen und die geplanten Haushaltsmittel 
im aktuellen und in den folgenden Jahren dargestellt. 
Als ein Indiz für die Dringlichkeit einzelner Maßnah­
men wird die Bauwerksnote aus der Bauwerksprüfung 
im JAP unter Bemerkungen aufgeführt.
Die Umsetzung der Aufgaben erfolgt entsprechend 
den vorhandenen Personalressourcen und Haushalts­
mitteln. Daher wird von der FBM bei der Aufstellung 
des JAP eine Reihung vorgenommen, die zum Teil mit 
Änderungen durch die WSD Mitte genehmigt wird. 
Bereits im Jahr 2010 wurde der Aufgabenumfang so 
groß, dass eine übersichtlichere Gestaltung des JAP 
erforderlich wurde. Die Aufgaben wurden deshalb 
differenziert in: 
• Ständige Aufgaben,
•  Begleitung einzelner übergeordneter Maßnahmen,
•  Neubaumaßnahmen,
• Instandsetzung, Grundinstandsetzung, Sanierung,
• Sonstiges.
Durch die Differenzierung ist es leichter möglich, die 
Aufgabenerledigung bei Instandsetzungen und 
Sanierungen zwischen vorhandenen Haushaltsmitteln 
beim WSA und nach verfügbarem Personal bei der FBM 
abzustimmen. Gerade während der Planungsphase 
können durch äußere Einflüsse Verschiebungen von 
Ausgaben erforderlich werden. Im Sinne eines flexib­
len Personaleinsatzes wäre es vorteilhaft, wenn die 
FBM zumindest im Rahmen der Planungsaufgaben 
über einen eigenen Haushalt verfügte. Bei den Bau­
werksprüfungen und begonnenen Neubaumaßnah­
men hat sich die Bereitstellung der Haushaltsmittel bei 
den WSÄ eingespielt und konnte immer zeitnah 
abgestimmt werden.
Insgesamt hat sich die Reihung und Abarbeitung mit 
Hilfe des JAP als praktikabel erwiesen. Die Verschie­
bung oder Vorziehung einzelner Maßnahmen nach 
Dringlichkeit ist mit Hilfe des JAP möglich. Der zeit­
liche Rhythmus zur Erstellung des JAP mit jährlicher 
Abfrage und Genehmigung hat sich bewährt.
36 Über sieben Brücken kannst (musst) du gehen
In Anlehnung an den bekannten Musiktitel der Gruppe 
Karat ist dies mit der Verkehrsfreigabe, ich berichtete 
in der vorjährigen Ausgabe der Informationsschrift 
darüber, der Dammühlenwegbrücke Nr. 476 über den 
Mittellandkanal in Haldensleben, Sachsen­Anhalt, 
möglich.
Nach Fertigstellung der Restleistungen an diesem 
Bauvorhaben im Frühjahr 2012 erhielt die Stadt 
Haldensleben mit der letzten von fünfzig im Rahmen 
des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit Nr.17 über den 
Mittellandkanal neu entstandenen Brücken  das 
siebente Schmuckstück der „Brückenfamilie Haldens­
leben“ (Abb. 1).
Mit ihrer 80 Meter Spannweite verbindet Nr. 476 den 
Stadtteil Haldensleben II mit dem Gewerbegebiet an 
der Bundesstraße B71. Das wird natürlich durch die 
dort tätigen Haldenslebener intensiv genutzt.
Damit wurde das wirtschaftliche Zentrum noch besser 
verkehrstechnisch in die Kreisstadt eingebunden.
Diese Brücke verbindet nicht nur zwei Stadtteile 
miteinander, sondern verband auch Bauschaffende aus 
Österreich, Tschechien, Ungarn und Deutschland bei 
ihrem gemeinsamen Ziel, der Errichtung einer 
stählernen Verkehrsverbindung zwischen den Ufern 
des Mittellandkanals im Stadtgebiet von Haldensleben.
Eigentlich ist die Dammühlenwegbrücke mit ihrer 
3,5 Meter breiten einspurigen Fahrbahn eher ein 
kleiner Vertreter der neuen Mittellandkanalbrücken, 
aber gerade das macht sie wiederum zu einer Beson­
derheit.
Als einziges der neugeschaffenen 50 Brückenbauwerke 
erhielt sie auf Grund ihrer Ersatzfunktion für eine 
vormals vorhandene, ebenfalls einspurige Konstruk­
tion nach neuestem Standart eine Verkehrsregelung 
mittels Lichtsignalanlage (Bild 2). 
Mit seinem leuchtenden Blau symbolisiert der weithin 
sichtbare Brückenüberbau eher zukünftige helle Jahre 
für den Hafen und die Stadt Haldensleben, die nach 
derzeitiger Einstufung mit dem Mittellandkanal an 
einer Wasserstraße der Kategorie A liegen.
Womit dann die zweite Liedzeile, „… sieben dunkle 
Jahre müsst du überstehen …“ des oben erwähnten 
Musiktitels vermutlich in diesem Fall unzutreffend ist.
Über sieben Brücken kannst (musst) du gehen
Herwig Schrecke
FBM beim WNA Helmstedt
Abb. 1: Die siebente MLK-Brücke Abb. 2: Verkehrsregelung mittels Lichtsignalanlage
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Ausgangslage
Der „Elektronische Wasserstraßen­Informationsser­
vice“ ist eine Internetseite (www.elwis.de), über den die 
Wasser­ und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) 
alle schifffahrtsrelevanten Informationen für die 
Binnenschifffahrt zentral und kostenfrei zur Verfü­
gung stellt. Aufgrund der zentralen Lage von Deutsch­
land in Europa findet ein erheblicher Teil des Schiffs­
verkehrs in Deutschland grenzüberschreitend statt. In 
den letzten Jahren wurden auch in anderen Ländern 
entlang des Rheins und der Donau ähnliche Infor­
mationsdienste wie ELWIS aufgebaut. Entgegen dem 
grenzüberschreitenden Schiffsverkehr waren die 
Informationsdienste aber rein national ausgerichtet 
und endeten jeweils an den Landesgrenzen. Durch die 
Weiterentwicklung der Informationsdienste ändert 
sich dieses jetzt schrittweise.
Internationale Aktivitäten (Teil 1)
Um die Sicherheit, Effizienz und Umweltfreundlichkeit 
der Binnenschifffahrt zu steigern, wurde mit der 
Europäischen Richtlinie (2005/44/EG) der Rahmen für 
die Einführung von harmonisierten Binnenschifffahrts­
informationsdiensten auf allen Binnenwasserstraßen 
der Wasserstraßenklassen IV und höher einschließlich 
der zugehörigen Häfen in der Europäischen Gemein­
schaft festgelegt. 
Von der Europäischen Kommission wurden ergänzend 
zu dieser Richtlinie verschiedene Technische Spezifika­
tionen als Verordnungen herausgegeben, die innerhalb 
von 30 Monaten nach Inkrafttreten national umzusetzen 
sind. In der Europäischen Verordnung „Nachrichten für 
die Binnenschifffahrt“ (VO 416/2007) werden detailliert 
die Anforderungen an die Gestaltung, den Inhalt und die 
Form der zu veröffentlichenden Nachrichten für die 
ELWIS trifft DoRIS und die Reise geht weiter
Informationsdienste tauschen sich grenzüberschreitend aus
Michael Brunsch




Abb. 1 ELWIS-NfB-Modul – Suchmaske - Sprachauswahl 
Abb. 1: ELWIS-NfB-Modul – Suchmaske – Sprachauswahl
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Binnenschifffahrt (Verkehrsinformationen) geregelt. 
Weiterhin trifft die VO Festlegungen zur Veröffentli­
chung von Wasserstandsinformationen und Eislagen. 
Ziel ist es, dass diese schifffahrtsrelevanten Informatio­
nen durch die Verwendung von harmonisierten 
Inhalten und Formaten grenzüberschreitend ausge­
tauscht und elektronisch weiterverarbeitet werden 
können (z. B. Integration in Reiseplanungssoftware 
aufgrund verbindlich festgelegter Datenformate oder 
automatische Übersetzbarkeit durch die Verwendung 
standardisierter Textbausteine). Durch den grenzüber­
schreitenden Informationsaustausch wird die Reise­
planung für den Schiffsführer deutlich vereinfacht. 
Außerdem wird durch die automatische Übersetzbar­
keit ein erheblicher Sicherheitsgewinn erreicht, da die 
Informationen aus den anderen Ländern jetzt über­
setzt in die jeweiligen Muttersprachen von den 
Schifffahrtstreibenden besser verstanden werden.
Die Technische Spezifikation „Nachrichten für die 
Binnenschifffahrt“ wurde durch die Europäische 
Notices to Skippers (NtS) Expertengruppe erarbeitet. 
Nachdem die Technische Spezifikation offiziell in der 
EU eingeführt wurde, haben die Mitglieder der 
Expertengruppe die nationale Umsetzung in ihren 
jeweiligen Heimatländern begleitet. Die bei den 
nationalen Umsetzungen gemachten Erfahrungen 
wurden ausgewertet und bei der Fortschreibung der 
Technischen Spezifikation eingearbeitet. Deutschland 
ist in dieser internationalen Expertengruppe durch je 
einen Mitarbeiter des Dezernates VTB, DLZ­IT sowie der 
Dezernate Schifffahrt vertreten.
Nationale Umsetzung in ELWIS (Teil 1)
Durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) wurde festgelegt, dass die 




Abb. 2: ELWIS-NfB-Modul – Suchmaske - Ursprungsland Österreich ausgewählt 
 
Abb. 2: ELWIS-NfB-Modul – Suchmaske – Ursprungsland Österreich ausgewählt
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die Binnenschifffahrt über ELWIS erfolgen soll. Hierzu 
waren erhebliche Anpassungen in ELWIS und in der 
Arbeit mit ELWIS erforderlich. Verschiedene Module in 
ELWIS wurden so verändert, dass die Ausgabeergeb­
nisse den technischen Anforderungen der Verordnung 
entsprachen. Für die Umsetzung der inhaltlichen 
Anforderungen war es notwendig, die bisherige Praxis 
der WSV zur Veröffentlichung von Nachrichten für die 
Binnenschifffahrt (NfB) über ELWIS grundlegend zu 
ändern.  
Erstmals bestand die konkrete Forderung an die 
Schifffahrtsbüros, dass alle sicherheits­ und fahrt­
planungsrelevanten Vorkommnisse in standardisierter 
Weise und in festgelegter Form zu veröffentlichen sind. 
Hieraus ergab sich der Spannungsbogen „inter nationale 
Standardisierung“ versus „regionale Besonder heiten“. 
In einer gemeinsamen Arbeitsgruppe mit Experten aus 
den Schifffahrtsbüros, dem DLZ­IT und dem Dezernat 
Verkehrstechnik Binnen wurde hierfür eine besondere 
Eingabemaske in ELWIS entwickelt. Durch die inhalt­
liche Gestaltung dieser Eingabemaske haben die 
Schifffahrtsbüros jetzt ein Werkzeug zur Hand, über das 
sie die relevanten Vorkommnisse in ihrem Bereich 
entsprechend den internationalen Vorgaben in ELWIS 
veröffentlichen können. 
Aufgrund der standardisierten Textbausteine werden 
die deutschen Nachrichten für die Binnenschifffahrt in 
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Abb. 3: ELWIS-NfB-Modul – Ergebnisübersicht zur Suche – Aktuelle Verkehrsnachrichten auf der österreichischen Donau 
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Internationale Aktivitäten (Teil 2)
Um für den internationalen Datenaustausch „breit“ 
aufgestellt zu sein, sind gemäß der technischen 
Verordnung Nachrichten für die Binnenschifffahrt 
diverse Daten­Austauschwege möglich. Die ursprüng­
lich wohlgemeinte Überlegung beinhaltet allerdings 
den Nachteil, dass für die nationale Umsetzung alle 
potenziell möglichen Schnittstellen eingerichtet und 
betrieben werden müssen. 
Als Ergebnis auf diese Erkenntnis wurde beschlossen, 
ergänzend zur Standardisierung der eigentlichen 
Information und der Form, auch einen Übertragungs­
weg zu standardisieren. Im Zuge der konsequenten 
Umsetzung der Idee eines grenzüberschreitenden und 
automatisierten Datenaustausches zwischen den 
verschiedenen Informationsdiensten sollte daher die 
Webservice­Technologie (Kommunikation Maschine­
Maschine auf Basis von HTML und XML) untersucht 
werden.  
Für die Bundesverwaltungen in Deutschland bestehen 
im Gegensatz zu anderen Ländern in der EU hohe 
IT­technische Anforderungen hinsichtlich der Ver­
wendung und Beteiligung an Webservice­Techno­
logien (SAGA­Standard der KBSt1). In Absprache mit 
dem BMVBS sollte Deutschland eine maßgebliche Rolle 
bei den Untersuchungen zum Notices to Skippers 
(NtS)­Webservice einnehmen, um die hohen Anforde­
rungen gemäß SAGA­Standard international verankern 
zu können.  
Von der NtS­Expertengruppe wurde eine Unterarbeits­
gruppe gegründet, die unter deutscher Leitung einen 
1  Im Rahmen der Initiative BundOnline 2005 wurde von der 
„Koordinierungs­ und Beratungsstelle der Bundesregierung 
für Informationstechnik in der Bundesverwaltung (KBSt) das 
Dokument Standards und Architekturen für E­Government­
Anwendungen (SAGA) veröffentlicht.
(Quelle: www.wikipedia.org)
Vorschlag zum standardisierten Datenaustausch auf 
Grundlage der Webservice­Technologie erarbeiten 
sollte. Die mit dem BMVBS abgestimmte Strategie ist 
rückblickend gesehen voll aufgegangen. 
Im entwickelten NtS­Webservice wurden die hohen 
deutschen IT­technischen Anforderungen gem. 
SAGA­Standard vollständig integriert. Der NtS­Webser­
vice soll jetzt Bestandteil der nächsten Fortschreibung 
der EU­Verordnung Nachrichten für die Binnenschiff­
fahrt werden. 
Durch die Integration des NtS­Webservice in die 
nationalen Informationsdienste können sich die 
Informationsdienste bei Bedarf automatisiert grenz­
überschreitend austauschen. Diese Weiterentwicklung 
ist ein erheblicher Meilenstein in der Verbesserung der 
Nutzerfreundlichkeit und Sicherheit. Die Nutzer 
können jetzt alle international fahrtplanungs­ und 
sicherheitsrelevanten Nachrichten zentral in ihrem 
vertrauten nationalen Informationsdienst (z. B. ELWIS, 
DoRIS usw.) in der für sie gewohnten Umgebung 
recherchieren. Anschließend erhalten sie die ge­
wünschten Informationen in der für sie am besten 
verständlichen Sprache, in der Regel die eigene 
Muttersprache, angezeigt.  
ELWIS trifft DoRIS …
Deutschland und Österreich waren die Vorreiter, die 
den NtS­Webservice als Erste in ihre nationalen 
Informationsdienste implementiert hatten. Deutsch­
land in ELWIS und Österreich in den österreichischen 
Informationsdienst DoRIS (Donau­River­Information­
Service). In enger Zusammenarbeit mit den österreichi­
schen Kollegen wurde eine gemeinsame Testphase 
koordiniert und erfolgreich absolviert. Im November 
2011 wurde dann zeitgleich in Deutschland und 
Österreich der NtS­Webservice in den nationalen 
Informationsdiensten ELWIS und DoRIS offiziell 
freigeschaltet.
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Seither ist es in ELWIS möglich, nach Verkehrsinforma­
tionen auf der österreichischen Donau zu suchen, die 
von Österreich über den österreichischen Informations­
dienst DoRIS veröffentlicht werden und sich diese dann 
in ELWIS anzeigen zu lassen (siehe Abb. 2, 3, 4). Die 
NtS­Webservice­Schnittstelle wird sehr gut angenom­
men und auch im internationalen Forschungsprojekt 
zur Optimierung der Logistik auf Binnenwasserstraßen 
(Projekt RISING) rege genutzt.   
… und die Reise geht weiter
Andere Länder an Rhein und Donau sind inzwischen 
auch dabei, den NtS­Webservice in die jeweiligen 
nationalen Informationsdienste zu integrieren. 
Dadurch kann jetzt der grenzüberschreitende Infor­
mationsaustausch Schritt für Schritt ausgebaut 
werden. Es ist geplant, zunächst den Datenaustausch 
mit den Nachbarländern umzusetzen, mit denen 
Deutschland wichtige Wasserstraßenverbindungen 
hat. Anschließend ist zu überlegen und mit dem 
Schifffahrtsgewerbe abzustimmen, ob es sinnvoll ist, 
die Verkehrsinformationen weiterer Länder über 
ELWIS verfügbar zu machen. 
Die Erweiterung in ELWIS ist davon abhängig, wie 
schnell der NtS­Webservice in den anderen Ländern 
implementiert wird. Die dafür erforderliche Technik, 
der NtS­Webservice, ist erprobt und steht zur Verfü­
gung. Die Reise geht weiter …
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Abb. 4: ELWIS-NfB-Modul – Detailansicht der österreichischen Verkehrsnachricht, die von der Schifffahrtsaufsicht Grein in DoRIS 
eingestellt wurde 
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Im Zuständigkeitsbereich der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion Mitte (WSD Mitte) wurden im Verlauf 
der letzten Jahrzehnte umfangreiche Ausbau-
planungen durchgeführt und umgesetzt. Das betraf 
zunächst die Weststrecke des Mittellandkanals (MLK) 
sowie die Stadtstrecke Hannover. Im Zuge der 
Wiedervereinigung und der daraus resultierenden 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit stand unter dem 
Stichwort „Projekt 17“ der Ausbau der gesamten 
MLK-Oststrecke zwischen Sülfeld und Magdeburg an. 
Es folgten die Ausbauplanungen für die Mittelweser 
und für die Stichkanäle des MLK. In allen Bereichen 
wurden mit den zunehmenden Baufortschritten die 
Forderungen aus dem Schifffahrtsgewerbe laut, 
entsprechend dem jeweiligen Baufortschritt größere 
Abladetiefen und größere Schiffsabmessungen 
zuzulassen. 
Regulär zugelassene Schiffsabmessungen
Die regulär zugelassenen Schiffsabmessungen ergeben 
sich für den gesamten Zuständigkeitsbereich der WSD 
Mitte aus der Binnenschifffahrtsstraßen­Ordnung 
(BinSchStrO). Dort sind im Zweiten Teil unter den 
zusätzlichen Bestimmungen für einzelne Binnenschiff­
fahrtsstraßen die jeweiligen Abmessungen aufgeführt. 
Der daraus resultierende Rahmen sowie die Unter­
schiede zwischen ausgebauten und nicht ausgebauten 
Strecken soll eingangs am Beispiel des Mittelland­
kanals (MLK) aufgezeigt werden.
Für die ausgebauten Strecken des MLK sind Abmessun­
gen festgelegt, die sich am Schiffstyp Großmotorgüter­
schiff (GMS) mit den Abmessungen 110 x 11,45 x 2,80 m 
(L x B x T) orientieren sowie am Schubverband mit einer 
Länge von 185  m bei gleicher Breite und gleichem 
Tiefgang entsprechend dem GMS.
Einschränkungen ergeben sich jedoch auf den noch 
verbliebenen nicht ausgebauten Strecken im Bereich 
Haldensleben bis Magdeburg. Hier sind entsprechend 
dem alten Ausbauzustand nach der BinSchStrO nur 
geringere Abmessungen zugelassen, die sich am 
Schiffstyp „Europaschiff“ orientieren mit einer Länge 
von 85 m, einer Breite von 9 m und einem Tiefgang von 
2,20 m. Schubverbände sind bis zu einer Länge von 
147 m, einer Breite von 9 m und einem Tiefgang von 
2,10 m zugelassen.
Die nachfolgende Tabelle gibt einen allgemeinen 
Überblick über die auf den Bundeswasserstraßen im 
Schiffsabmessungen auf den Wasserstraßen der 




WaStr Länge in m Breite in m Abladetiefein mmFahrzeug Schubverband Fahrzeug Schubverband
MLK (ausgebaute Strecke) 110 185 11,45 11,45 2,80
SKO bei 9,60 m Breite
 82  82  9,00  9,00 2,20





 85  85  9,60  9,60 2,30
 82  82  9,60  9,60 2,30
SKM
bis km 0,919 110 185 11,45 11,45 2,80
SKH  82  82  9,60  9,60 2,30
VKN zur Weser  85  85  9,60  9,60 2,50
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Geschäftsbereich der WSD Mitte gültigen Abmessun­
gen. Dabei sind einige Maße beispielhaft rot hervor­
gehoben zur Veranschaulichung der Bedeutung des 
Ausbauzustandes einer Wasserstraße für die Zulassung 
von Schiffen nach deren Länge, Breite und Tiefgang.
Diese Abmessungen wurden festgelegt, um die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs im 
Hinblick auf die Abmessungen und den baulichen 
Zustand der Kanäle und Schleusenkammern zu 
gewährleisten.
Stellt man die eingangs beispielhaft für den MLK 
dar gestellten zugelassenen Abmessungen der ausge­
bauten Strecken denen der nicht ausgebauten Strecken 
gegenüber, wird der erhebliche Unterschied deutlich. 
Wäre in Anbetracht des sich über etliche Jahre erstre­
ckenden Ausbaus des MLK mit der Freigabe der bereits 
fertig gestellten Abschnitte für größere Schiffsabmes­
sungen abgewartet worden bis zum endgültigen 
Abschluss aller Ausbauarbeiten oder würde es das 
zukünftig, dann würde das für die Schifffahrt und für 
die Hafenwirtschaft bedeuten, dass die bereits vorhan­
denen wirtschaftlichen Potentiale der schon fertig 
gestellten Steckenabschnitte über Jahre nicht genutzt 
werden könnten. Auch volkswirtschaftlich würde 
dieses bereits vorhandene Potential brachliegen. 
Deshalb galt und gilt es, die Möglichkeiten der 
 BinSchStrO zu nutzen, um frühzeitig und orientiert am 
jeweiligen Baufortschritt die zugelassenen Fahrzeug­
abmessungen für die Schifffahrt heraufzusetzen.
Schifffahrtspolizeiliche Zulassung größerer 
Schiffsabmessungen
Die Regelungen der BinSchStrO bieten verschiedene 
Möglichkeiten, größere Schiffsabmessungen zuzulas­
sen. Diese werden nach den Erfordernissen des 
jeweiligen Einzelfalles genutzt. Bei der Auswahl ist 
entscheidend, ob der jeweilige Bereich einer Wasser­
straße, für den größere Abmessungen zugelassen 
werden sollen, eine Prüfung jedes einzelnen Schiffes 
erfordert oder ob eine generelle Zulassung möglich ist. 
Davon zu unterscheiden sind die Fälle außergewöhn­
licher Transporte, zum Beispiel von Schwergut oder die 
Überführung von Schiffskaskos, in denen die Randbe­
dingungen regelmäßig für die gesamte Transportroute 
festzulegen sind.
Schifffahrtspolizeiliche Erlaubnisse
Von den zugelassenen Abmessungen kann für einzelne 
Schiffe unter bestimmten Voraussetzungen abge­
wichen werden. Zur Festlegung der jeweiligen Anfor­
derungen kann von der zuständigen Behörde (hier 
WSD Mitte) auf Antrag eine Schifffahrtspolizeiliche 
Erlaubnis gem. § 1.06 (2) BinSchStrO erteilt werden. 
Damit wird die Erlaubnis gegeben, die regulär zuge­
lassenen Abmessungen und Abladetiefen zu über­
schreiten, wenn dadurch der Zustand oder die Benut­
zung der Wasserstraße sowie der übrige Schiffsverkehr 
nicht über Gebühr beeinträchtigt werden. Diese 
Zulassung kann zeitlich und örtlich beschränkt 
werden.
WaStr Länge in m Breite in m Abladetiefein mmFahrzeug Schubverband Fahrzeug Schubverband
VKS zur Weser  82  82  9,60  9,60 2,50
SKS bei Benutzung der östl. Schl.
bei 10,60 m Breite
bei 11,45 m Breite 
110 185  9,60  9,60 2,50
110 185 10,60 10,60 2,65
110 185 11,45 11,45 2,50
Mittel­Weser
 85  85 11,45 11,45 2,80
Fahrrinnentiefe 91  91  8,25  8,25
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Die längste Laufzeit einer von der WSD Mitte erteilten 
schifffahrtspolizeilichen Erlaubnis beträgt 1 Jahr, um 
nach einem angemessenen Zeitraum die tatsächlichen 
Gegebenheiten und Rahmenbedingungen der 
jeweiligen Erlaubnis überprüfen zu können. Die 
örtliche Beschränkung bezieht sich auf einzelne 
Streckenbereiche wie z. B. Ausbaustrecken, Stichkanäle 
oder Schleusen.
Zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs, auch bei der Zulassung von Fahrzeu­
gen/Schubverbänden mit größeren Abmessungen als 
den in den §§ 15.02 bzw. 16.02 BinSchStrO festgeleg­
ten, werden in der Regel Probefahrten durchgeführt 
und ausgewertet. Generell werden erst nach erfolg­
reich durchgeführten Probefahrten schifffahrtspolizei­
liche Erlaubnisse gem. § 1.06 BinSchStrO erteilt. 
Abb. 2: GMS im Schleusenkanal Dörverden
Abb. 5: Einfahrt in die Schleuse Drakenburg
Abb. 1: Einfahrt Große Schleuse Dörverden
Abb. 4: Das Fahrzeug in der Schleuse Drakenburg
Abb. 3: Steuerstand mit ECDIS, Radar, GPS, Funk
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Im Zeitraum von 2007 bis 2011 wurden die nachfol­
gende Anzahl von schifffahrtspolizeilichen Erlaubnis­
sen gem. 1.06 BinSchStrO für das Befahren der Wasser­








Für die allgemeine Zulassung größerer Abmessungen 
mit Gültigkeit für einen längeren Zeitraum bietet 
§ 1.22 BinSchStrO die Möglichkeit, eine schifffahrts­
polizeiliche Anordnung zu erlassen. Dadurch wird für 
einen bestimmten Wasserstraßenbereich eine Rege­
lung geschaffen, die eine generelle Zulassung be­
stimmter Schiffsabmessungen beinhaltet und die 
jeweilige Ausstellung von Einzelerlaubnissen überflüs­
sig macht. Diese Möglichkeit wird in der Regel dann 
genutzt, wenn bereits positive Erfahrungen aus der 
Zulassung mit Einzelerlaubnissen vorliegen und nichts 
gegen eine generelle Ausweitung der Regelung 
spricht. Darin liegt zum einen ein Vorteil für die 
Nutzer, die keine Einzelerlaubnisse mehr beantragen 
müssen und zum anderen eine Reduzierung des 
Verwaltungsaufwandes. Solche Regelungen wurden 
zum Beispiel für die MLK­Oststrecke, den Stichkanal 
Hildesheim und den Stichkanal Osnabrück ange­
wendet.
Außergewöhnliche Transporte/Sondertransporte
Für außergewöhnliche Transporte wie zum Beispiel 
Schwerguttransporte oder auch sogenannte Sonder­
transporte, zum Beispiel die Verholung eines havarier­
ten Schiffes per Schlepper oder Schubboot zur nächsten 
Werft bedarf es einer genauen Planung und Festle­
gung der Randbedingungen für die gesamte zu 
befahrende Strecke, oft über mehrere Zuständigkeits­
bereiche hinweg. Dafür bietet § 1.21 BinSchStrO die 
Möglichkeit, eine Sondererlaubnis zu erlassen. Gerade 
für Schwerguttransporte, oft handelt es sich um große 
Anlagenteile, die nicht oder nur unter größten Schwie­
rigkeiten auf der Straße oder der Schiene befördert 
werden können, hat der Transport mit dem Binnen­
schiff eine wachsende Bedeutung. Insbesondere  
Brückendurchfahrtshöhen sind bei dem Transport von 
Großteilen von Bedeutung. Soweit es die zu befahrende 
Strecke erforderlich macht, wird die Erlaubnis für den 
jeweiligen Transport mit anderen Wasser­ und 
Schifffahrtsdirektionen abgestimmt. Zusätzlich wird in 
Abb. 6: Probefahrt Dettmer Tank 48 MLK-Ost
Abb. 7: Mit TMS Dettmer Tank 48
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der überwiegenden Zahl der Fälle die Sicherung des 
Transportes mit der zuständigen Wasserschutzpolizei 
organisiert.
Zusammenfassung
Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass die Nutzungs­
möglichkeiten unserer Wasserstraßen für die Schiff­
fahrt mit den dargestellten rechtlichen Werk zeugen 
sehr gut den jeweiligen Bedingungen vor Ort ange­
passt werden können. Das betrifft ganz besonders  
Streckenabschnitte, auf denen Ausbaumaßnahmen 
durchgeführt werden. Aufgrund des Umfangs der 
Baumaßnahmen und der damit verbundenen Dauer 
wird es durch die Erteilung von Ausnahmeregelungen 
möglich, der Schifffahrt vor Abschluss des Ausbaus 
bereits frühzeitig die Vorteile der fertig gestellten 
Abschnitte verfügbar zu machen. Auch aus volkswirt­
schaftlicher Sicht war und ist es sinnvoll, die Investitio­
nen in die Wasserstraßen auf diese Weise für Schiff­
fahrt und Hafenwirtschaft zu einem  frühen Zeitpunkt 
zu nutzen.
Abb. 8:  Vorbereitung der Verladung 
eines Aggregates
Abb. 9: Durchfahrt der Brücke Nr. 83 (SKO-km 13,62) Abb. 10: Einfahrt Schleuse Hollage
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Einleitung
Die Wasserbewirtschaftung der Kanäle zwischen 
Rhein, Weser, Elbe und Oder ist durch unterschied­
liche, natürliche Gegebenheiten einerseits und 
unterschiedliche und veränderliche Nutzeransprüche 
andererseits gekennzeichnet.
Die Bewirtschaftung erfolgt ämterübergreifend in den 
Bereichen der Wasser­ und Schifffahrtsdirektionen 
(WSDen) West, Mitte und Ost jeweils durch die Be­
triebszentralen Datteln, Minden und Magdeburg/
Rothensee. 
Das Ziel ist es, eine nachhaltige und energetisch 
optimierte Bewirtschaftung der Wasserressourcen zur 
Gewährleistung von Sicherheit und Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs sowie zur Sicherung anerkannter, 
gerechtfertigter Nutzeransprüche einschließlich der 
Ökologie zu erreichen. Hierzu wurde die internetba­
sierte Datenbank ÜWA (Überregionale Informations­
plattform zur optimierten Wasserbewirtschaftung des 
Kanalsystems zwischen Rhein und Oder) entwickelt. 
Das System entstand in gemeinsamer Arbeit von der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG), der Bundes­
anstalt für IT­Dienstleistungen (DLZ IT) und den drei 
WSDen West, Mitte und Ost.
Die internetbasierte Datenbank dient den internen 
Nutzern (z. B. WSV, BfG) als auch der breiten Öffent­
lichkeit als Informationssystem. Das System unter­
stützt die operationelle Arbeit in den Betriebszen­
tralen [1].
Ausgangssituation
In den Betriebszentralen Datteln, Minden und Magde­
burg/Rothensee kommen auf Grund der regionalen 
Spezifika unterschiedliche wasserwirtschaftliche 
Fernwirksysteme zur Anwendung. 
Zur Wasserbewirtschaftung werden in den Betriebs­
zentralen sowohl aktuelle Wasserstandsdaten als auch 
aktuelle Informationen über Pump­, Schleusungs­ und 
Entlastungswassermengen abgerufen. Weitere Daten 
zur Anlagenverfügbarkeit, zu Bewirtschaftungs­
vorgaben, Elektroenergiepreisen, Pump­ und Entlas­
tungsaufträgen sowie Windvorhersagen werden 
ebenfalls regional vorgehalten. Mit den verfügbaren 
Daten wird auf der Basis einer rechnergestützten 
Bilanzierung ein Vorschlag über den wirtschaftlichen 
Einsatz der Pumpen ermittelt. Zum wirtschaftlichen 
Einsatz der Ressource Wasser ist es einerseits erforder­
lich die jeweilige Bewirtschaftungslamelle in engen 
Grenzen zu halten, andererseits ist der Betrieb der 
Pumpwerke zu optimieren. 
Die technische und wasserwirtschaftliche Auswertung 
dieser Daten erfolgte bisher auf unterschiedlichen 
Auswertungsplattformen als Insellösung vor Ort. Für 
die ganzheitliche und überregionale Bewirtschaftung 
der Bundeswasserstraßen zwischen Rhein und Oder 
war es notwendig, die Vielzahl von Betriebsdaten 
zusammenzufassen. Zukünftig sind die Informationen 
über ÜWA direkt austauschbar.
Untersuchungsgebiet
Das Kanalsystem der Bundeswasserstraßen zwischen 
Rhein und Oder hat bei Aneinanderreihung aller 
Haltungen eine Gesamtlänge von ca. 1 300 km. Das 
System besteht zu über 50 % aus Kanalstrecken, zu ca. 
20 % aus staugeregelten Flussstrecken und zu 30 % aus 
Fließgewässern (insbesondere im Bereich der WSD Ost). 
Zwei Schiffshebewerke und 84 Schleusen ermöglichen 
das Überwinden der Höhenunterschiede auf den 
Hauptstrecken. Zur Speisung der 27 Haltungen werden 
30 Pumpwerke betrieben [2].
In der Abbildung 1 sind die betrachteten Wasser­
straßen grafisch dargestellt. 
Überregionale Wasserbewirtschaftung des 
Kanalsystems zwischen Rhein und Oder – 
Vorstellung der Informationsplattform ÜWA
Marcus Meyer
WSD Mitte
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Zielsetzung 
Das zentrale Informationssystem ÜWA wurde errichtet, 
um die wasserwirtschaftlichen Aufgaben vor Ort zu 
unterstützen und durch Datenimporte die Betriebszen­
tralen in die Lage zu versetzen, das Gesamtsystem mit 
den jeweiligen wasserwirtschaftlichen Maßnahmen 
zwischen Rhein und Oder darzustellen. Diese Konstella­
tion soll eine Entscheidungshilfe liefern, um in Abspra­
che mit den Nachbarbetriebsstellen ein Tageskonzept 
für die Bewirtschaftung besonders in Trockenzeiten 
oder während besonderer Betriebs zustände aufstellen 
zu können. Der Datenaustausch soll untereinander 
erfolgen, um in allen Betriebszentralen die gleiche 
Sicht auf das System zu ermöglichen. Auf diese Weise 
kann in gemeinsamer Absprache eine optimierte 
Tagesbewirtschaftung allseitig angestrebt werden [1].
Vorgehen
In einem ersten Arbeitsschritt wurde eine Istzustands­
analyse erarbeitet, um die Bewirtschaftung des 
Kanalnetzes zu erfassen. 
Im Ergebnis der Analyse ist festzuhalten, dass die 
wasserwirtschaftliche Grobbilanz für eine Niedrigwas­
sersituation für das Kanalsystem der Bundeswasserstra­
ßen zwischen Rhein und Oder unter Vernachlässigung 
der realisierten Speisungsmaßnahmen der WSV 
negativ ist. Werden die Kapazitäten der Pumpwerke 
und Überleitungen berücksichtigt, ist die Bilanz 
positiv. Daraus konnte gefolgert werden, dass die 
Wasserversorgung des Kanalsystems weniger ein 
Problem des Wasserdargebotes als der Wasservertei­
lung und deren Kosten ist [2].
Bild 1: Bundeswasserstraßen zwischen Rhein und Oder [1]
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Aus dem Gebot wirtschaftlichen Handelns war die 
Einrichtung einer gemeinsam betriebenen‚ überregio­
nalen Informationsplattform zur optimierten Wasser­
bewirtschaftung des Kanalsystems zwischen Rhein und 
Oder notwendig. 
ÜWA
Zur Umsetzung von ÜWA wurden 23 Anwendungsfälle 
aus Anwendersicht umfassend beschrieben und die 
maßgebenden Anforderungen festgelegt. Für die 
darzustellenden Systeme wurden allgemeine Funktio­
nen (z. B. Drucken, Anmelden, Suchen etc.), spezielle 
Funktionen (z. B. Einleitungen, Entnahmen, Energie­
preise etc.) und Zugriffsrechte festgelegt. 
Hierbei wurde auch der neuen Gesetzeslage (z. B. 
Umweltinformationsgesetz) Rechnung getragen, in 
dem in einem öffentlich anwählbaren Bereich be­
stimmte Informationen zur Verfügung gestellt werden. 
Die haltungsbezogenen Stammdaten werden einmalig 
und dann nur bei Änderungen, die Betriebs­ und 
Bewirtschaftungsdaten der Kanäle sowie deren 
Anlagen werden von den Betriebszentralen täglich 
automatisch an ÜWA übergeben. Alle gewässerkund­
lichen Daten (Messdaten, Stammdaten der Gewässer 
und Pegel) werden aus PEGELONLINE bezogen. 
Der öffentliche Bereich von ÜWA enthält allgemeine 
Informationen. Eine spätere Anbindung externer Betei­
ligter (Landwirtschaft, Kraftwerke, etc.) ist möglich.
Fachlich zentrale Haupteinheiten stellen die Kanal­ 
bzw. Flussstauhaltungen dar. Jede Haltung besitzt ihre 
spezifischen Informationen zu Entnahmen (z. B. durch 
Landwirtschaft, Industrie, Kraftwerke, Wasserwerke), zu 
Einleitungen (z. B. von Kläranlagen), zu ober irdischen 
und unterirdischen Zuflüssen, zu Entlastungen (regel­
bare Zuleitungen zu kreuzenden Vorflutern wie Flüsse 
oder Bäche), zur Verdunstung, zu Mindestdurchflüssen 
und zur regionalen Wasserbewirtschaftung. 
 Abb. 2: Systemskizze der Bundeswasserstraßen zwischen Rhein und Oder [2]
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Die Haltungen sind durch Schleusen bzw. Hebewerke 
verbunden, welche wiederum Pumpwerke und Wehre 
enthalten können.
Für jede dieser Merkmale werden in ÜWA die tages­
aktuellen Kenndaten gehalten. Mit Hilfe aller oben 
genannten Daten werden die Wasserbilanzen der 
Haltungen ermittelt und dargestellt. Mit ÜWA ist ein 
überregionaler Informationsaustausch gewährleistet 
und die Zusammenarbeit der Betriebszentralen wird 
weiter optimiert [3].
Ausblick 
Die Entwicklung einer „Überregionalen Informations­
plattform zur optimierten Wasserbewirtschaftung des 
Kanalsystems zwischen Rhein und Oder – ÜWA“ ist ein 
erster Schritt zu einer übergreifenden optimierten 
Wasserbewirtschaftung des bestehenden Kanalsystems.
Es wird erstmals eine gesamtheitliche Bilanzierung 
und Bewirtschaftung der Haltungen zwischen Rhein 
und Oder ermöglicht und damit der Umgang mit der 
Ressource Wasser und der Betrieb des Kanalsystems 
wirtschaftlich optimiert. 
Die ÜWA befindet sich derzeit im Probebetrieb und 
wird voraussichtlich Anfang 2013 in den Wirkbetrieb 
gehen.
Die Wasserbewirtschaftung der Wasser­ und Schiff­
fahrtsdirektionen West, Mitte und Ost ist damit für die 
Zukunft bestens aufgestellt.
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Pegel: gehören jeweils zu einem Gewässer und einer















Abb. 3: Auszug aus dem Datenmodell von ÜWA mit Darstellung der wichtigsten Tabellen und ihren Beziehungen zueinander [3]






































































Herst llung: Fachstelle Vermessungs- u d Kartenwesen Mitte, 2011
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Veranlassung
Das Bewirtschaftungsjahr 2011 begann mit einem 
Hochwasser im Januar, im Anschluss danach kam es 
jedoch ab etwa Mitte Februar zu einer ausgeprägten 
Trockenphase, die bis in den Juni andauerte (Abb. 1), 
Monate Februar bis Mitte Mai). Dies hatte zur Folge, 
dass die Edertalsperre nicht planmäßig zum 1. Mai 
eingestaut werden konnte, da vor diesem Datum noch 
Hochwasserschutzraum bereitzustellen war, dieser 
aber infolge dieser Trockenheit nicht mehr aufgefüllt 
werden konnte.
Im Anschluss an diese ausgeprägte, deutschlandweit 
zu beobachtende Trockenphase begann es ab Juni in 
Deutschland zu regnen, doch reichte der Niederschlag 
nicht aus, den Abfluss nennenswert zu erhöhen. Die 
Verluste wie Versickerung, Muldenverluste, Verduns­
tung und Rückhalt in der Pflanzenmasse waren 
einfach zu hoch. Dies zeigt sich daran, dass im Juni 
und Juli der Zufluss zur Talsperre trotz Regen nicht 
anstieg (Abb. 1, Monate Juni und Juli). Ebenfalls 
stiegen die Abflüsse der Werra und Fulda nicht an, so 
dass das Defizit am Pegel Hann. Münden weiterhin 
durch den Zuschuss aus der Edertalsperre ausge­
glichen werden musste.
Zudem zogen die Zentren der Niederschlagsgebiete, 
die ab Juni aufgetreten sind, vielfach am Einzugsgebiet 
der Weser vorbei (Abb. 2). 
Die Edertalsperre war infolge der erforderlichen 
Abgabe zur Stützung des Pegels Hann. Münden bereits 
Anfang August bei 40 Mio m³  Inhalt angekommen. Die 
Saison war somit sehr frühzeitig, noch in der Ferienzeit 
beendet (Abb. 1, Volumenganglinie im Monat August).





Abb. 1: Monatssummenlinien des Niederschlags, Zuflusses und der Abgabe und die Ganglinie des Inhaltes der Edertalsperre
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Der Unmut der Ederseeanrainer über den Verlauf des 
Jahres war verständlicherweise sehr groß. Die Trocken­
heit im Frühjahr und zum Beginn des Sommers war 
zwar bei vielen noch in Erinnerung, jedoch fehlte es 
vielfach am Verständnis, dass die Talsperre ab Juni 
Wasser abgeben musste, obwohl es geregnet hatte.
Unsere Kunden, die gewerbliche Schifffahrt, waren 
ebenfalls unzufrieden, da auch sie von dem frühen 
Saisonschluss wirtschaftlich sehr stark betroffen waren.
Es stellte sich also die Frage, ob es alternative Wege 
geben könnte, die Edertalsperre so zu bewirtschaften, 
dass die Saison auch bei einem so extremen Jahr länger 
und verlässlicher werden könnte.
Entwicklung alternativer Steuerungsstrategien
Um dieses zu erreichen wurden von mir verschiedene 
alternative Steuerungsstrategien untersucht. 
Das normale Steuerungsziel bei Niedrigwasser ist mit 
dem Zuschusswasser aus der Edertalsperre 120 cm am 
Pegel Hann. Münden im Tagesmittel zu halten. Dieser 
Wert ist abgestimmt mit den gewerblichen Nutzern 
auf der Oberweser und stellt einen verträglichen 
Kompromiss zwischen ausreichenden Fahrwasserver­
hältnissen und sparsamer Bewirtschaftung dar. Schon 
in der Vergangenheit wurde in besonders trockenen 
Sommern das Steuerungsziel herabgesetzt auf z. B. 
115 cm bzw. 110 cm Pegelstand am Pegel Hann. 
Münden. Problematisch daran war, den Zeitpunkt 
festzulegen, ab wann das Steuerungsziel herabgesetzt 
wird und die dabei nötige Abstimmung zwischen dem 
Amt und den einzelnen Nutzern. Vielfach fehlt es auch 
bei den Nutzern am Willen, rechzeitig in einen 
Sparbetrieb zu gehen, da dieser doch zu wirtschaft­
lichen Einbußen führt und es doch in Folge noch 
regnen könnte. Dem Argument „Im solchen Fall haben 
wir umsonst gespart, lasst uns noch abwarten, viel­
leicht wird es ja noch regnen“ ist dann natürlich schwer 
zu begegnen. Wird der Sparbetrieb aber zu spät 
Abb. 2: Tagessummen Niederschlag ausgewählter Tage im Einzugsgebiet der Weser bis Zufluss der Aller (Quelle: BfG)
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begonnen, dann kann nicht mehr genug eingespart 
werden, um die Saison nennenswert zu verlängern.
Es fehlt somit an einem klar definiertem Kriterium, 
wann ein Sparbetrieb einsetzen muss und wann wieder 
Normalbetrieb (120 cm am Pegel Hann. Münden) in 
Kraft gesetzt wird.
Die neue Idee für eine andere alternative Steuerungs­
strategie, die hier vorgestellt wird,  steht auf zwei 
Säulen. Zum einen aus einer Definition, wann ein 
„trockenes Jahr“ als solches eingestuft wird und zum 
anderen aus einer Definition, wie eine alternative 
Abgabenstrategie mit dem Ziel, den Mangel besser zu 
verteilen, aussieht. Wenn Wasser rechzeitig eingespart 
wird, dann kann die Saison länger sichergestellt 
werden, wenn auch unter Einbußen. Die Definition 
eines trockenen Jahres hinsichtlich der Bewirtschaf­
tung wird durch eine Volumenganglinie bewerk­
stelligt. Diese sogenannte Triggerlinie wurde nach 
Proberechnungen zunächst auf 40 Mio m³ unterhalb 
des arithmetischen Mittels, bzw. Mindestinhalt von 
55 Mio m³ definiert.
Um die Wirksamkeit der jeweils untersuchten Bewirt­
schaftungsvariante nachzuweisen, wurden umfangrei­
che Berechnungen durchgeführt und grafisch darge­
stellt.
Es wurden folgende Varianten untersucht:
1)  Absenkung des Steuerungszieles von 120 cm am 
Pegel Hann. Münden auf 115 cm
2)  Absenkung des Steuerungszieles von 120 cm am 
Pegel Hann. Münden auf 110 cm
3)  Unterbrechung der Stützung an drei Tagen pro 
Woche (4/3 Betrieb)
4)  Unterbrechung der Stützung an zwei Tagen pro 
Woche (5/2 Betrieb)
Die Varianten wurden in mehreren gemeinsamen 
Terminen der gewerblichen Schifffahrt, den politi­
schen Vertretern und den Ederseeanrainern vorge­
stellt. Hierbei waren die Wasser­ und Schifffahrtsdi­
rektion Mitte und das Regierungspräsidium Kassel als 
Moderatoren zwischen den Interessenvertretern tätig.
Einführung der alternativen Bewirtschaftungs-
strategie 
Nach Auswertung der Reaktionen der Betroffenen 
wurde als Kompromiss ein Pilotbetrieb der Variante 1 
vereinbart. Sobald wieder ein trockenes Jahr auftritt, 
die Triggerlinie greift und die alternative Bewirtschaf­
tung zum Tragen gekommen ist, wird im Anschluss 
darauf das Jahr ausgewertet und ggf. Anpassungen der 
Bewirtschaftungsstrategie durchgeführt.
Abb. 3: Wirkung einer alternativen Bewirtschaftung gegenüber dem tatsächlichen Verlauf 2011
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Wie gesagt wird die mit der gewerblichen Schifffahrt 
abgestimmte Variante in Absprache mit den Ländern 
zunächst als Pilotbetrieb eingeführt. Das heißt, sie geht 
noch nicht in die Betriebsvorschrift der Edertalsperre 
ein, sondern wird zunächst probeweise betrieben. Erst 
nach Auswertung und ggf. Anpassung kann sie offiziell 
eingeführt werden.
Ausblick in die Zukunft
In Zeiten der aktuellen Diskussion über Klimawandel 
stellt sich natürlich die Frage, ob solche Trockenjahre 
wie 2003 und 2011 schon ein Hinweis auf Klimaände­
rung sind. Dies lässt sich mit Einzelereignissen zwar 
noch nicht belegen, da die Anzahl der Extremereig­
nisse noch nicht signifikant ist. Dennoch passt das Jahr 
2011 in die berechneten Szenarien der KLIWAS 
Modelle, die meteorologisch gesehen von einer 
Zunahme von Südwest Strömung auf Kosten der 
Nordwest Strömung im Sommer hindeuten. Das in 
Abbildung 2 dargestellte Umströmen des Einzugsge­
biets der Weser bei Südwest Strömung passt zu den 
vorausberechneten Szenarien.
Es bleibt aber abzuwarten, ob dies tatsächlich auf 
schon stattfindende Klimaänderung hindeutet oder 
eine zufällige Häufung darstellt. Falls die Klimaände­
rung tatsächlich diesen Einfluss in unserem Einzugsge­
biet haben sollte, kann das durchaus gravierende 
Folgen für die Bewirtschaftung der Talsperren haben. 
Zum einen werden die Winterniederschläge ergiebi­
ger und damit die Hochwasserbewirtschaftung 
schwieriger, zum anderen kann das Ausbleiben der 
Frühlings­ und Sommerniederschläge zum ausgepräg­
ten Wassermangel an der Weser führen. Die hier 
vorgestellte alternative Bewirtschaftungsstrategie 
kann zwar eine mögliche Antwort auf diese Entwick­
lung sein, wird den Mangel aber nicht verhindern 
sondern nur umverteilen können.






































































Herst llung: Fachstelle Vermessungs- u d Kartenwesen Mitte, 2011
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Kurzfassung
An den Mittelweser­Wehren Petershagen und Draken­
burg wurden 2011 bzw. 2012 Messungen mit einer an 
die Bauteilgeometrie angepassten miniaturisierten 
Wirbelstromsensorik durchgeführt, um die Sohlver­
ankerungen für die Revisionsverschlüsse unter Wasser 
auf Riss­ und Schadensfreiheit zu prüfen. Die Messun­
gen wurden erforderlich, weil es nach einer Neube­
schaffung von Revisionsverschlussteilen zu einer 
zeitweiligen lokalen Tragfähigkeitsüberschreitung 
gekommen ist, die möglicherweise zu Schäden an den 
Sohllaschen geführt haben könnten. Da Menschen im 
Schutz der Revisionsverschlüsse in den trockengeleg­
ten Wehrfeldern arbeiten, durften die Revisionsver­
schlüsse bis zur Klärung der Schadensfreiheit nicht 
eingesetzt werden. Dadurch wurden dringende 
Instandsetzungsarbeiten in Frage gestellt. Erst durch 
die Anwendung einer an die spezielle Prüfaufgabe 
angepassten zerstörungsfreien Hightech­Prüftechnik 




Nach der Staustufe Bremen­Hemelingen, bereits 1911 
erbaut, um die durch die Unterweser­Korrektion 
verursachte Sohlerosion in der Mittelweser zu begren­
zen, wurden 1913 Wehr und Schleuse Dörverden als 
zweite Staustufe an der Mittelweser errichtet. Das 
Wehr mit angeschlossenem Kraftwerk diente der 
Energieversorgung der Pumpstation Minden, um die 
Wasserverluste aufgrund Schleusenbetrieb und 
Verdunstung im Mittellandkanal durch Weserwasser 
zu ersetzen. Bereits 1934 musste das erste Wehr einem 
Neubau weichen. Im Zuge der Stauregulierung der 
Mittelweser zur Verbesserung der Schifffahrtsverhält­
nisse wurden dann zwischen 1938 und 1960 – mit 
kriegsbedingter Unterbrechung zwischen 1941 und 
1949 – die übrigen Staustufen Petershagen, Schlüssel­
burg, Landesbergen, Drakenburg und Langwedel 
gebaut. Die Anlagen befinden sich in einem altersge­
mäßen Zustand, d. h., es besteht ein hoher Instandset­
zungsbedarf. (Abb. 1).
 
Integraler Bestandteil eines Wehres oder einer 
Schleuse sind die Revisionsverschlüsse, die eine 
Trockenlegung der Anlage ermöglichen. So werden 
normalerweise unter Wasser liegende Bauteile 
zugänglich gemacht, um Bauwerksprüfungen oder 
Instandsetzungsarbeiten durchzuführen. An den 
Mittelweserwehren sind die Revisionsverschlüsse 
weitgehend standardisiert und bestehen aus einem 
System aus Nadelböcken, Nadellehnen und den 
Rohrnadeln, die – mit Schlacke abgedichtet – die 
eigentliche Dichtfläche gegen die Außenwasserstände 
bilden. (Abb. 2 und 3)
Das Problem
Die aus dem Wasserdruck resultierenden Kräfte 
werden über die Nadelböcke in die Wehrsohle einge­
leitet. Dabei treten sowohl Druck­ als auch Zugkräfte 
auf. (Abb. 4) Die Übertragung der Druckkräfte erfolgt 
Hightech-Messverfahren an den 





über stählerne Lastverteilungsplatten am Bock und in 
der Wehrsohle, während die Zugkräfte über einen 
Haken am Nadelbock in eine als Stahllasche ausge­
bildete, in die Wehrsohle einbetonierte Sohlveranke­
rung eingeleitet werden. (Abb. 5)
Im Jahr 1994 wurden die vorhandenen Nadelböcke im 
Zuge der weiteren Standardisierung durch einheit liche 
Typen­Böcke für die Wehre Petershagen, Landes­
bergen, Drakenburg und Dörverden ersetzt (an den 
Wehren Schlüsselburg und Langwedel wird ein 
anderes System eingesetzt; dort befindet sich die 
Lasche am Nadelbock und der Haken in der Sohlver­
ankerung). In der statischen Berechnung der neube­
schafften Böcke wurde dabei vorausgesetzt, dass die 
vorhandenen Sohlverankerungen die dort ermittelten 
Lagerkräfte aufnehmen können. Als dann festgestellt 
wurde, dass statische Berechnungen für die zugseiti­
gen Sohlverankerungen fehlten, wurde 2010 die 
Bundesanstalt für Wasserbau mit der rechnerischen 
Überprüfung der Tragsicherheit beauftragt. Als 
Ergebnis stellte die BAW fest, dass die äußere, globale 
Tragsicherheit der Sohlverankerungen gegeben ist. 
 Die statische Ausnutzung beträgt im ungünstigsten 
Fall 60 % (hglobal = 0,6) des vorhandenen Querschnittes. 
Anders die lokale Tragsicherheit: dort wurde die 
Tragfähigkeit infolge Hertzscher Pressungen um bis zu 
192 % überschritten; der Ausnutzungsgrad hlokal betrug 
im ungünstigsten Fall 2,92. Während sich die globale 
Tragfähigkeit aus Traganteilen der gesamten Sohlver­
ankerung zusammensetzt, hängt die lokale Tragfähig­
keit im Wesentlichen vom Hakenradius am Bock und 
der Streckgrenze des Verankerungselements ab. 
 
Ursächlich für die Spannungsüberschreitungen bei der 
Hertzschen Pressung und die damit nicht mehr vorhan­
dene rechnerische Tragsicherheit war die bei der 
Neubeschaffung der Böcke 1994 veränderte Haken­
geometrie. Seinerzeit waren die Radien der Haken­
Innenseiten zu gering gewählt, sodass eine zu geringe 
Kontaktfläche für die Kraftübertragung vom Haken in 
die Sohllasche zur Verfügung stand. (Mittlerweile sind 
alle Haken nachgearbeitet, so dass nun eine sichere 
Kraftübertragung gewährleistet ist.) Da aber anzu­
nehmen war, dass beim bisherigen Einsatz der Nadel­
böcke Tragreserven des Systems unplanmäßig in 
Anspruch genommen wurden, waren die Sohllaschen 
auf Empfehlung der BAW vor allem auf plastische 
Verformungen im Kontaktflächenbereich und even­
tuelle Anrisse zu untersuchen.
 
Abb. 2: Trockengelegtes Wehrfeld mit Revisionsverschlüssen Abb. 3: Im trockengelegten Wehrfeld
Abb. 4: Resultierende Kräfteverteilung des RV-Systems Abb. 5: Detail Haken/Sohlverankerung
60 Hightech-Messverfahren an den Mittelweserwehren
Weil im Schutze des Revisionsverschlusses Menschen 
im trockengelegten Wehr arbeiten, sind höchste 
Sicherheitsanforderungen zu stellen. Aus diesem 
Grunde wurden die Sohlverankerungen für alle 
betroffenen Wehre in die Schadensklasse 4 des 
„Merkblattes Schadensklassifizierung an Verkehrswas­
serbauwerken (MSV)“ der BAW eingeordnet: „Die 
Tragfähigkeit und/oder Gebrauchstauglichkeit des 
Bauteils ist nicht mehr gegeben. Schaden, der eine 
akute Gefährdung für die Menschen darstellt und/oder 
die Nutzung dieses Bauteils nicht mehr möglich macht. 
Während der Bauwerksprüfung sind sofortige Maß­
nahmen erforderlich, welche die Gefahr für Leib und 
Leben ausschließen bzw. abwenden.“ 
 
Daraus folgte unmittelbar, dass die Revisionsverschlüs­
se bis auf weiteres nicht mehr eingesetzt werden 
durften, kein Wehr trockengelegt werden konnte und 
keinerlei Inspektions­ oder Instandsetzungsarbeiten an 
jenen Bauteilen ausgeführt werden konnten, die 
normalerweise unter Wasser liegen. 
 
Die Folgen aus diesem Schritt waren im ersten Moment 
nicht absehbar: Geplante und auch bereits beauftragte 
Baumaßnahmen mussten unterbrochen werden. Im 
besten Fall würde eine aussagefähige Überprüfung der 
Sohllaschen ausreichen; im schlimmsten Fall wären 
die Sohlverankerungen an den Wehren Petershagen, 
Drakenburg, Landesbergen und Dörverden auszutau­
schen. Dies würde mit einem immensen Aufwand 
verbunden sein und dringend erforderliche Grund­
instandsetzungsmaßnahmen an den 50 bis 80 Jahre 
alten Wehren möglicherweise auf Jahre hinaus 
verzögern. Gemeinsam mit der BAW wurde die 
Schrittfolge für die nun anstehenden Aufgaben 
erarbeitet. (Abb. 6)
Im ersten Schritt waren die Sohllaschen zu prüfen. Die 
Prüfungen mussten unter Wasser an schwer zugäng­
lichen Bauteilen durchgeführt werden. Die Sohl­
laschen durften durch die Prüfung nicht beschädigt 
werden, d. h. das Prüfverfahren musste zerstörungsfrei 
sein. Es sollte unempfindlich gegenüber Bauteilbe­
schichtungen und Unregelmäßigkeiten in der Ober­
flächenbeschaffenheit sein. Die Prüfaufgabe war eine 
100 % Prüfung der zugängigen Sohllaschenbereiche 
auf Anrisse ausgehend von der Bauteiloberfläche in 
einer Tiefe von bis zu einigen Millimetern.
Aufgrund der Prüfaufgabe, der Bauteilgeometrie und 
Oberflächentopografie, der versenkten Einbauweise 
der Sollaschen in der Wehrsohle sowie den vorherr­
schenden Randbedingungen bei der Bauteilprüfung 
unter Wasser, war eine geeignete miniaturisierte 
Sensorik und Prüftechnik basierend auf der Wirbel­
stromtechnik mit Vormagnetisierung zu entwickeln. 
Abb. 6: Ablaufschema
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 Das Messverfahren
Das Wirbelstromverfahren ist eine geeignete und 
bewährte Prüftechnik zur qualifizierten Fehlerprüfung 
elektrisch leitfähiger Werkstoffe. Sie wird zur Bauteil­
prüfung im Maschinen­ und Anlagenbau sowie zur 
wiederkehrenden Prüfung sicherheitsrelevanter 
Bauteile, z. B. in der Fahrzeugtechnik, in Chemiean­
lagen oder der Kraftwerkstechnik eingesetzt. 
 
Bei der Wirbelstromprüfung wird in einer Spule ein 
magnetisches Wechselfeld erzeugt, welches im zu 
untersuchenden Bauteil eine Wirbelstromverteilung 
induziert. Als Messeffekt wird durch den Wirbelstrom­
sensor die Wirbelstromdichte im Bauteil durch das 
aus der Wirbelstromverteilung generierte Sekundär­
magnetfeld detektiert. Bei der Prüfung wird der 
Wirbelstromsensor in Messspuren auf dem zu prüfen­
den Bauteil bewegt. Weist das Bauteil keine Beschädi­
gungen auf, sind die physikalischen Werkstoffeigen­
schaften im Prüfbereich nahezu homogen und die 
Wirbelstromverteilung relativ gleichmäßig ausgebil­
det. Ist das Bauteil durch einen Anriss, einen Ein­
schluss oder eine Materialinhomogenität im Randzo­
nenbereich geschädigt, führt dieses zu einer 
Verzerrung der Wirbelstromverteilung, was durch 
den Wirbelstromsensor als Messeffekt registriert wird. 
[3, 4]
Das Wirbelstromverfahren ist eine vielseitige Prüftech­
nik, die jedoch speziell an die jeweilige Prüfaufgabe 
und die vorherrschenden Randbedingungen ange­
passt werden muss. Für den Einsatz des Wirbelstrom­
verfahrens an den unterschiedlichsten Werkstoffen 
und Bauteilen und unter verschiedensten Randbedin­
gungen hat sich das Institut für Werkstoffkunde – 
 Bereich zerstörungsfreie Prüfverfahren um Dr. Wilfried 
Reimche – der Leibniz Universität Hannover eine 
umfassende Kompetenz erworben [5, 6, 7, 8]. Daher 
wurde das Institut beauftragt, eine auf die Prüfaufgabe 
ausgerichtete und an die vorherrschenden Randbedin­
gungen angepasste Sensor­ und Prüftechnik zu 
entwickeln, die Bauteilprüfung vor Ort durchzuführen 
und die Prüfergebnisse zu analysieren und zu bewer­
ten.
Die Messungen
Zur Vorbereitung der Fehlerprüfung an den Sohlla­
schen entwickelte das Institut für Werkstoffkunde je 
einen speziellen Flächen­ und Radiensensor, um eine 
100 %­Prüfung der zugängigen Sohllaschenoberfläche 
zu gewährleisten. An einem 1 : 1­Modell einer Sohlla­
sche mit definierten Referenz­ und Justierfehlern 
erfolgte die Kalibrierung der Wirbelstromsensoren. 
Am Sohllaschen­Modell wurde auch eine geeignete 
Prüfstrategie entwickelt und festgelegt, welche 
Prüfspuren in der Verteilung und Orientierung auf der 
Laschenoberseite, der Unterseite, der Stirnseite und in 
den Innenradien der Lasche zu fahren sind, um den 
Prüfanforderungen zu entsprechen. (Abb. 7) 
 
Im Versuchstauchbecken des Instituts haben sich dann 
alle Beteiligten einschließlich des mit den Unterwasser­
Messungen beauftragten Ingenieur­Prüftauchers mit 
Abb. 7: Probemodell mit Flächensensor
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der Funktionalität und Handhabbarkeit der Messson­
den vertraut gemacht, bevor die Messungen vor Ort im 
trüben Weserwasser erfolgten. So konnte über Sprech­
funk eine gemeinsame Sprache zwischen dem 
Prüfungs ingenieurteam und dem Prüftaucher festge­
legt werden. Dadurch minimierten sich Verständi­
gungsprobleme auf der Baustelle.
Die erste Messkampagne erfolgte in der Zeit im Mai/
Juni 2011 an den Sohllaschen des Wehres Petershagen. 
Das Wehr wurde ausgewählt, um hier möglichst 
schnell Klarheit zu schaffen, ob dort bereits beauftrag­
te Instandsetzungsarbeiten fortgeführt werden 
konnten. In einer zweiten Messkampagne wurden im 
März/April 2012 die Sohllaschen des Wehres Draken­
burg untersucht. Auf Grund der Stauhöhe wirken dort 
im Vergleich mit den anderen Wehren die größten 
Kräfte auf die Sohlverankerungen. Gleichzeitig musste 
auch dort Klarheit geschaffen werden, ob eine 
 Trockenlegung des Wehres für dringend erforderliche 
Sofortmaßnahmen an den Stauverschlüssen möglich 
ist.
Vor Ort wurden die Sohllaschen zunächst von Sedimen­
ten und Anhaftungen gereinigt und mit einer Unter­
wasser­Kamera visuell überprüft, bevor die Prüfsenso­
ren durch den Ingenieur­Prüftaucher entsprechend 
dem Prüfplan über die Sohllaschenoberfläche geführt 
wurden. Um das Abfahren der rauen Bauteiloberfläche 
zu erleichtern, wurde der Sensor auf einer Kunststoff­
folie als Zwischenlage geführt. Während der Unterwas­
serprüfung bestand Funkkontakt zwischen dem 
Prüfingenieurteam und dem Taucher, sodass bei 
Uneindeutigkeit einer Messung diese umgehend 
wiederholt werden konnte. Aus den Aufzeichnungen 
der Phasenverschiebung und der Amplitude kann am 
Oszilloskop in guter Näherung bereits abgelesen 
werden, ob es sich bei Auffälligkeiten um eine Fehl­
stelle oder lediglich um eine unsaubere Handhabung 
der Messsonde handelt. Die abschließende Messaus­
wertung und Dokumentation erfolgt im Nachgang. [1], 
[2] (Abb. 8)
Für die Messungen am Wehr Peterhagen wurden 
insgesamt 24 Arbeitstage benötigt. Dabei wurden an 
jeder der 62 Sohllaschen 63 Messtracks gefahren. 
Durch mindestens 2 bis 3 Messfahrten auf einer 
Messspur zur Überprüfung der Reproduzierbarkeit 
sowie durch Mehrfachmessungen und Wiederholun­
gen wurden so insgesamt fast 9 500 Messtracks 
gefahren, dokumentiert und ausgewertet.
Bei den Messungen am Wehr Drakenburg zeigte sich 
bereits, dass sich das Messteam mittlerweile eingespielt 
hatte: die Messungen an den dort vorhandenen 
52 Sohlverankerungen erforderten 14 Arbeitstage. 
 
Ergebnisse und Perspektiven
Die Auswertungen der Messergebnisse durch das 
Institut für Werkstoffkunde ergaben, dass sowohl für 
das Wehr Petershagen als auch für das Wehr Draken­
burg „keine rissartigen Fehlstellen nachgewiesen 
werden konnten, die einem Justierfehler – Nut, 
Sägeschnitt mit einer Fehlertiefe von ≥ 1 mm entspre­
chen“. Das heißt, alle Sohllaschen sind messtechnisch 
unauffällig; signifikante Anrisse in den zugänglichen 
Sohllaschenbereichen waren nicht nachweisbar.
In ihren Stellungnahmen zu den Messergebnissen 
schlussfolgerte die BAW, dass die Sohlverankerungen 
an den Wehren Petershagen und Drakenburg für den 
weiteren Einsatz geeignet sind.  
 
Mit großer Erleichterung über diese Ergebnisse 
konnten die dringend erforderlichen Instandsetzungs­
arbeiten an den Wehren Petershagen und Drakenburg 
nun zügig umgesetzt werden. Beide Wehre wurden im 
Sommer 2012 trockengelegt.
Insgesamt bleibt die Anwendung des Wirbelstromver­
fahrens zur Prüfung der Revisionsverschlussveranke­
rungen eine Ausnahme, die mögliche Schäden aus der 
zeitweiligen lokalen Überbeanspruchung infolge 
Hertzscher Pressungen detektieren sollte. Im Regelfall 
bleibt es bei der handnahen Inspektion der unter 
Abb. 8: Tauchereinsatz am Wehr Petershagen
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Wasser liegenden und auch bei einer Trockenlegung 
nicht zugänglichen Sohlverankerungen durch 
 Ingenieurtaucher im Rahmen der im sechsjährigen 
Turnus durchzuführenden Bauwerksprüfung nach 
VV­WSV 2101. 
 
Gleichwohl hat die Anwendung der Wirbelstromtech­
nik mit Vormagnetisierung in diesem Fall zu aussage­
fähigen Ergebnissen geführt. Das Wirbelstromverfah­
ren bleibt eine Alternative zur Sonderprüfung schwer 
zugänglicher Stahlwasserbauteile. Die Vorteile liegen 
in der grundsätzlichen Anwendbarkeit unter Wasser 
sowie im zerstörungsfreien Prüfvorgang, der eine 
Probenahme und damit Beschädigung des Bauteils 
überflüssig macht. Ein wichtiger Erfolgsfaktor bleibt 
dabei – wie bei allen anderen Projekten – das Zusam­
menspiel aller Beteiligten, in diesem Falle der Bundes­
anstalt für Wasserbau, der projektbegleitenden 
Ingenieure beim Wasser­ und Schifffahrtsamt Verden, 
der Außenbezirke Windheim und Nienburg des WSA 
Verden, dem eingesetzten Taucherteam, dem Ingeni­
eur­Prüftaucher sowie dem Institut für Werkstoffkun­
de der Leibniz­Universität Hannover.   
 
Nun bleibt zu diskutieren, ob die gewonnenen Er­
kenntnisse aus der Prüfung von insgesamt 114 Sohl­
laschen an beiden Wehren (darunter das Wehr 
Drakenburg mit der höchsten statischen Ausnutzungs­
grad) aus einer Gesamtmenge von 204 vorhandenen 
Sohllaschen an den Wehren Petershagen, Landes­
bergen, Drakenburg und Dörverden als ausreichend 
angesehen werden kann, auch Schlussfolgerungen für 
die übrigen Sohllaschen zu ziehen. 
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Vorgeschichte und Beschreibung der 
 Konstruktion des Bauwerkes
Die alte Kanalbrücke über die Weser in Minden 
(KB 144B) wurde in den Jahren 1911 bis 1914 erbaut 
und hat eine Gesamtlänge von 370 m (Abb. 1 und 2). 
Das Bauwerk ist mit seinen 6 Flutöffnungen von je 
32,50 m und 2 Stromöffnungen von je 50,50 m Spann­
weite in jedem Feld als Dreigelenk­Gewölbebogen 
ausgebildet. Über den in Stahlbeton ausgeführten 
Gewölbebögen ist auf einzelnen Stahlbeton­Rippen der 
Kanaltrog aufgeständert. Beidseitig des Kanaltroges 
sind Arkadengänge, deren Decken als Betriebswege 
genutzt werden, angeordnet. Die Brückenkonstruktion 
ruht auf zwei Widerlagern, sechs Flutpfeilern und 
einem Strompfeiler.
Bis zur Sprengung der Kanalbrücke kurz vor Ende des 
Zweiten Weltkrieges wurde das Bauwerk ohne wesent­
liche Störungen befahren. Beide Stromüberbauten 
stürzten damals in die Weser und der Strompfeiler 
wurde stark beschädigt. Der Wiederaufbau der 
Kanalbrücke erfolgte in den Jahren 1947–1949. In den 
Jahren 1980–1984 wurden am Bauwerk umfangreiche 
Instandsetzungsmaßnahmen durchgeführt mit dem 
Ziel, eine mittelfristige Nutzungsdauer des Bauwerkes 
Vorbereitung und Durchführung der Bauwerksprüfung 
der alten unter Denkmalschutz stehenden Kanalbrücke in 
Minden einschließlich Sofortinstandsetzungen
Axel Sohny, Stanislaw Kryn
WSA Minden
Abb. 1: Luftaufnahme Wasserstraßenkreuz Minden
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bis zur Fertigstellung der neuen Kanalbrücke über die 
Weser (KB 144 D) sicherzustellen. Bis auf die Instand­
setzung des Troges konnten die Instandsetzungsarbei­
ten bei laufendem Schiffsverkehr ausgeführt werden. 
Für die Instandsetzung des Troges wurde das Bauwerk 
im Sommer 1984 für 12 Wochen trockengelegt. Seit 
diesem Zeitpunkt blieb die alte Kanalbrücke bis zur 
Fertigstellung des neuen Brückenbauwerkes im August 
1998 ständig im Betrieb.
Der Schiffsverkehr auf der alten unter Denkmalschutz 
stehenden Kanalbrücke beschränkt sich nach Inbe­
triebnahme der neuen Kanalbrücke auf Sportboote 
und Fahrgastschiffe. 
Für den regulären Schiffsverkehr, allerdings mit 
Einschränkungen, wird das alte Bauwerk zukünftig nur 
für die Zeit der Außerbetriebnahme der neuen Kanal­
brücke für die Durchführung der Bauwerksprüfungen 
bzw. Instandsetzungsarbeiten genutzt.
Vorbereitung der Bauwerksprüfung
Die alte Kanalbrücke fällt gemäß der Verwaltungsvor­
schrift zur Bauwerksinspektion (VV­WSV 2101, Stand: 
2009–03) unter die Kategorie A und ist somit mindes­
tens jedes sechste Jahr einer Bauwerksprüfung zu 
unterziehen. 
Bei der Bauwerksprüfung waren alle, auch schwer 
zugänglichen Bauwerksteile unter Benutzung aller 
erforderlichen Hilfsgeräte handnah zu untersuchen. 
Aus diesem Grund war für die Durchführung der 
Abb. 2: Südansicht Kanalbrücke alt
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Bauwerksprüfung eine Außerbetriebnahme und 
Trockenlegung der Kanalbrücke erforderlich.
Mit der Bauwerksprüfung wurde von der zuständigen 
Sachbereichsleitung ein sachkundiger Ingenieur des 
Wasser­ und Schifffahrtsamtes Minden beauftragt. 
Die Bestellung zum Bauwerksprüfer erfolgte schriftlich 
durch die Amtsleitung.
Die Planung und Vorbereitung der Bauwerksprüfung 
hat bereits im Herbst 2009 begonnen und erforderte 
einer Abstimmung mit mehreren Stellen inner­ und 
außerhalb der Wasser­ und Schifffahrtsverwaltung.
Der anstehende Umfang der Bauwerksprüfung, 
einschließlich der Inspektionsmessungen, wurde 
zuerst zwischen den Sachbereichen 2 und 3 des 
Wasser­ und Schifffahrtsamtes Minden abgestimmt.  
Mit dem zuständigen Außenbezirk Minden und dem 
Bauhof Minden wurden die Arbeiten im Zusammen­
hang mit der Vorbereitung des Bauwerkes für die 
Bauwerksprüfung  und mit der Beseitigung der 
erforderlichen, bereits bekannten Instandsetzungsar­
beiten durchgesprochen und die Vorgehensweise 
festgelegt.
Für die terminliche Durchführung waren Schifffahrts­
sperrungen bei den benachbarten Ämtern, die Fahr­
pläne der Fahrgastschifffahrt und auch die Ferien­
zeiten hinsichtlich des Personaleinsatzes zu berück­ 
sichtigen.
Wegen der erforderlichen jeweils ca. 6­stündigen 
Sperrungen des Mittelandkanals westlich und östlich 
der Kanalbrücke für den Ein­ und Ausbau der Revi­
sionsverschlüsse wurde die Wasser­ und Schifffahrts­
direktion Mitte in die Terminplanung einbezogen.
Ein- und Ausbau der Revisionsverschlusseinrich-
tungen 
Zur Trockenlegung der Kanalbrücke befinden sich auf 
der Ostseite des Bauwerkes Entleerungseinrichtungen 
und auf beiden Widerlagen je eine Absperrvorrich­
tung (Revisionsverschluss). Die Absperrvorrichtungen 
sind als Nadelwehre ausgebildet und bestehen aus 
Stütz böcken, Lagerrahmen und Rohrnadeln. An die 
Stütz böcke sind gelenkig gelagerte Stahlrahmen 
angeschlossen. Jeweils ein Stützbock und ein Stahlrah­
men bilden ein Element. Die gesamte Revisionsver­
schlusskonstruktion setzt sich aus 6 Elementen, die 
durch Gliederketten miteinander verbunden sind, 
zusammen. Zum Aufbau des Nadelwehrs werden die 
Elemente mittels der Ketten aufgerichtet, verkeilt und 
Abb. 3: Schäden Sohlabdeckung
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mit Stahlrohrnadeln abgedichtet. Zum Auf­ und 
Rückbau der Revisionsverschlusseinrichtungen der 
Kanalbrücke ist zeitweise eine Vollsperrung des 
Schiffsverkehrs zur Vermeidung von Schwall und Sunk 
unumgänglich. Aus dem gleichen Grund wurde 
zeitgleich der Schleusenbetrieb an der Schachtschleu­
se Minden und der Oberen Schleuse Minden sowie der 
Betrieb am Hauptpumpwerk Minden eingestellt. 
Durch die örtliche Nähe dieser Anlagen zu der Kanal­ 
brücke ist eine Schwall­ und Sunkwirkung nicht zu 
100 % auszuschließen. Eine Vollsperrung ist für die 
Gewährleistung der Arbeits sicherheit bei Taucherein­
satz und gleichzeitigen wassergestützten Kranbetrieb 
unumgänglich. Weiterhin kann es ansonsten zu 
Schäden und unsichern Zuständen am noch nicht 
vollständig aufgebauten und unbelasteten Verschluss 
kommen.
Durchführung der Bauwerksprüfung
Die Durchführung der Prüfung wurde zwischen dem 
Prüfer und der Leitung des Außenbezirkes abgestimmt. 
Bauwerksteile, deren Prüfung nicht notwendigerweise 
einer Trockenlegung bedarf wurden teilweise vor bzw. 
nach Trockenlegung des Bauwerkes durchgeführt.
Unter Beachtung der Arbeitssicherheit musste die 
Zugänglichkeit auch von schwer erreichbaren Stellen 
gewährleistet werden. Gerüste wurden gestellt, 
Absturzsicherungen und Notbeleuchtung montiert 
und für die Bauwerksprüfungen erforderlichen 
Hilfsgeräte wie Steiger und das Brückenuntersu­
chungsschiff sowie das notwendige Hilfspersonal 
bereitgestellt.
Die bei der Bauwerksprüfung festgestellten Schäden 
wurden gemäß dem Merkblatt der Bundesanstalt für 
Wasserbau „Schadensklassifizierung an Verkehrsbau­
werken (MSV)“ mit dem Programmsystem WSVPruf, 
einem Datenbanksystem für die Bauwerksinspektion 
und Bauwerkserhaltung, dokumentiert sowie be­
wertet.
Ausschlaggebend für die Bewertung der Schäden war 
der aktuelle Zustand des Bauwerkes  zum Zeitpunkt der 
Bauwerksprüfung.
Die erfassten Schäden wurden im Hinblick auf die Trag­
fähigkeit und / oder die Gebrauchstauglichkeit des 
betroffenen Bauteils bewertet und einer Schadensklas­
se (1–4) zugeordnet.
Bedingt durch das Alter des Bauwerkes und die in 
Jahren 1980–1984 durchgeführten Instandsetzungs­
maßnahmen für eine mittelfristige Nutzungsdauer von 
nur etwa 20 Jahren wurde bereits bei vielen Bauteilen 
die Schadensklasse „2“ bis „4“ festgestellt.
Bei Bauteilen der Schadensklasse „4“ wurden folgende, 
sofortige Maßnahmen eingeleitet:
–  Die Treppenanlage im Treppenturm des östlichen 
Widerlagers wurde aufgrund der Schäden (durchge­
hende Risse und Ausbrüche im Naturstein) an 
Podestplatten und Stufen bis zur Durchführung von 
Instandsetzungsmaßnahmen für Personenverkehr 
gesperrt.
–  Einige Bauteile, wie z. B. stark korrodierte Ab­
deckungskonstruktion der Kämpferfuge in der 
Trogsohle im Bereich des westlichen Widerlagers 
oder Beton­Abdeckplatten zum Schutz der Trogsoh­
lendichtung wurden schon während der Trocken­
legung erneuert.
–  Weitere Bauteile mit einer Bewertung der Schadens­
klasse „4“, wie z. B. die abgängige Fenderkonstruk­
tion im Einfahrtbereich, wurden im Anschluss an die 
Trockenlegung unverzüglich erneuert.
Die meisten der festgestellten Schäden, wie z. B. 
Undichtigkeiten im Bereich der Kämpfer und Scheitel­
fugen sowie mehrere Betonschäden (Abplatzungen, 
korrodierte Bewehrung) an den Stirnflächen und 
Untersichten der Flut­ sowie Strombögen der Kanal­
brücke wurden der Schadensklasse „2“ bzw. „3“ 
zugeordnet.
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Aus der Erfassung der Schäden wurde eine Prüfnote 4,0 
für das Bauwerk ermittelt.
Nach Umsetzung der Sofortmaßnahmen wurden die 
vorher festgestellten Schäden modifiziert bzw. gelöscht 
und ein Zustandsbericht mit einer entsprechend 
besseren Zustandsnote 3,2 erzeugt.
Die Auswertung der Vermessungsergebnisse ergab, 
dass alle festgestellten Veränderungsbeträge im 
zulässigen Toleranzbereich liegen.
Für die Planung der erforderlichen Instandsetzungs­
maßnahmen müssen jetzt weitere Informationen zum 
Bauwerkszustand gewonnen werden. Aus diesem 
Grund ist erforderlich ein Untersuchungsprogramm 
für das Bauwerk zu erarbeiten und auf Basis der 
durchzuführenden Untersuchungen den Instandset­
zungsbedarf zu ermitteln sowie ein Instandsetzungs­
konzept zu erstellen.
Bereits im Jahr 1982 hat die BAW Karlsruhe das 
Bauwerk intensiv untersucht, beurteilt und hierüber 
ein Gutachten verfasst. Die BAW wird auch mit der 
erneuten Untersuchung beauftragt.
Abb. 4: Reinigungsarbeiten im Trog
70
Durchführung Instandsetzung Abdeckung der 
Trogsohle
Zur Durchführung der Bauwerksprüfung und gleich­
zeitigen Behebung bekannter Schäden im Bereich der 
Sohlabdeckung des Troges war von vornherein eine 
Reinigung des kompletten Troges vorgesehen. Nach 
Auswertung von Peilungen wurde eine Menge von ca. 
3 500 m3 an Schlamm und Sedimenten ermittelt. Etwa 
2 900 m3 wurden im Vorfeld der Trockenlegung  im 
Rahmen einer Vergabe von Nassbaggerarbeiten im 
Saugverfahren (Grundsauger) aufgenommen und in 
die Weser umgelagert.
Die noch im Trog verbliebene Menge von ca. 600 m3 an 
Schlamm und Sedimenten wurde mittels Radlader zum 
Widerlager Ost transportiert. Durch Verdünnung mit 
Wasser wurden diese Ablagerungen über die beidsei­
tig des Troges sich befindenden Abläufe in die Weser 
verbracht. Da es ansonsten keine Möglichkeiten zum 
Ablassen der Schlammmassen gibt, wurden Transport­
entfernungen von bis zu 350 m in Kauf genommen 
werden. Sperriger Unrat musste separiert werden. 
Nach erster Grobreinigung wurde die Annahme 
bestätigt, dass die Schäden an den Abdeckplatten aus 
Beton offensichtlich durch Grundberührungen und 
Schraubenstrahl von Schiffen verursacht worden sind. 
Die Abdeckplatten aus Beton dienen zum Schutz der 
auf der Trogsohle befindlichen Dichtung aus Walzblei. 
Zwischen der eigentlichen Dichtung und der Ab­
deckung ist eine Lage Ton als Trennlage eingebaut.
Um Schäden an der Sohle zu vermeiden wurden bei 
Zulassung einer Abladetiefe von 2,5 m ein Begeg­
nungsverbot und eine Geschwindigkeitsbeschränkung 
von 6 km/h auf der Kanalbrücke ausgesprochen. Die 
Sogwirkung bei Überschreitung der zulässigen 
Geschwindigkeit und bei Nichteinhaltung des Begeg­
nungsverbotes dürfte ursächlich für die hohe Anzahl 
der Schäden gewesen sein. Der Schadensumfang 
beträgt rd. 5 % der Trogbodenfläche, überwiegend im 
Bereich der Bauwerkslängsachse.
Die Bereiche mit zerbrochenen Abdeckplatten und frei 
liegender Bewehrung (Abb. 3) mussten zunächst 
aufwendig von Hand gereinigt werden (Abb. 4). 
Anschließend wurde der Betonbruch mittels Radlader 
aufgenommen, mit einem Seilhydraulikkran auf 
Deckprahm verladen und anschließend als Bauschutt 
gesondert entsorgt (insgesamt ca. 80 t). Hierbei musste 
zur Vermeidung von Schäden an der Bleiabdichtung 
des Troges mit besonderer Vorsicht vorgegangen 
werden.
Nach dem Entfernen des Betonbruches wurde der sich 
zwischen der Bleiabdichtung und den Abdeckplatten 
befindende Ton soweit erforderlich neu eingebaut und 
eine Trennlage aus Geotextil verlegt. Speziell im 
Bereich der Kämpfer­ und Scheitelfugen wurden beim 
flächigen betonieren vor Ort (Abb. 5) Fugen zur 
Vermeidung von Zwängungen im Nachgang gesägt. 
Bereits in 2009 wurde die neue Kanalbrücke zur 
Durchführung der planmäßigen Bauwerksprüfung für 
ca. 2 Wochen gesperrt. Es erfolgte die Einrichtung 
eines Umleitungsverkehres über die alte Kanalbrücke 
mit Beschränkung der Abladetiefe auf 2,4 m, Begren­
zung der Fahrgeschwindigkeit auf 6 km/h und Begeg­
nungsverbot. Auch bei zukünftigen Verkehren sind zur 
Vermeidung neuer Schäden im Sohlbereich diese 
Beschränkungen als Minimum auszusprechen.
Abb. 5: Betoniervorgang Trogsohle






































































Herst llung: Fachstelle Vermessungs- u d Kartenwesen Mitte, 2011
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Auf dem Bauhof Scharnebeck werden zurzeit 
13 junge Menschen in den Fachrichtungen Elektronik 
für Betriebstechnik und Mechatronik ausgebildet. 
Durch einen persönlichen Kontakt des Bauhofs-
schlossers Herrn Hubertus Schulte zur Gesellschaft 
Mars Society Deutschland e. V. wurde im Jahr 2011 
die Tür aufgestoßen zu einem ganz anderen Projekt.
Das Mars-Projekt
Als Herr Bayler von der Mars Society Deutschland e. V. 
das erste Mal auf dem Bauhof Scharnebeck war, klang 
es wie ein Projekt von einem anderen Stern.
Die Mars Society ist eine – ursprünglich in den USA 
gegründete – private Initiative, die sich für die be­
mannte  und unbemannte Erforschung des Planeten 
Mars einsetzt. Sie arbeitet eng mit namhaften 
 Forschungseinrichtungen und Universitäten im In­ 
und Ausland, z. B. der Bundeswehr­Universität Mün­
chen und der deutschen Raumfahrtagentur DLR und 
diversen Firmen zusammen.
Und nun suchte Herr Bayler einen Partner, der eine 
Vorrichtung zum Schweißen der Ballonhülle für die 
Sonde Miriam 2 entwickelte und baute. Bislang wurden 
die einzelnen Folienbahnen bei der Herstellung 
geklebt. Doch jetzt sollte ein Schritt weiter gegangen 
werden. Auf Grund der sehr hohen Anforderungen an 
das Ballon­Material (es handelt sich um eine hochfeste, 
aber sehr dünne Kunststofffolie) sollten die Nähte 
verschweißt werden, damit es zu einer festeren 
Verbindung kommt. Das war eine der Erkenntnisse aus 
den ersten Tests mit den Prototypen der Sonde,  die den 
Ballon transportieren wird, die seit dem Jahr 2003 
bereits laufen. Das Aufblasen, das Packen des Ballons, 
die Beschaffenheit des Materials – alles muss akribisch 
auf der Erde oder im All getestet werden, bevor 
Archimedes starten kann. Aus diesem Grund haben die 
Wissenschaftler die Sonde Miriam 1 gebaut, mit der sie 
seit Jahren eine Reihe von Simulationen im Labor und 
auf einem ersten Testflug im All vorgenommen haben. 
Für Oktober 2014 ist ein neuer Flug der Raumsonde 
Miriam 2 geplant (mit geschweißtem Ballon; Durch­
messer rd. 4 m). Archimedes wird voraussichtlich im 
Jahr 2018 zum Mars starten können (Durchmesser 
rd. 10 m). 
Diese  Technologie – eine Ballonsonde im Weltraum zu 
entfalten und dann einen „langsamen“ Wiedereintritt 
durchzuführen, um höhere Schichten einer Atmosphä­
re zu untersuchen – ist bislang einzigartig. Wobei 
langsam relativ ist: denn beim Eintreten in die Mars­
atmosphäre wird die Archimedes­Sonde etwa die 
Die Scharnebecker Mars-Mission – Wir machen 
Raumfahrt möglich
Mitarbeiter und Azubis des BHF Scharnebeck
WSA Uelzen
Abb. 1: Ballon in der Versuchshalle
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4,8­fache Schallgeschwindigkeit erreichen. Zwei bis 
achtmal soll sie den roten Planeten umkreisen, bevor 
sie soweit abgebremst ist, dass sie langsam zur Ober­
fläche sinkt. Während des Eintauchens in die Mars­
atmosphäre und des anschließenden Sinkfluges 
werden Temperatur, Feuchtigkeit und das Magnet feld 
des Planeten gemessen, sowie Fotos gemacht.
Die Miriam­Sonden dienen als Test zum Verhalten 
beim Wiedereintritt  in die Erdatmosphäre. Dabei 
erreichen die Sonden Höhen von ca. 200 km. In dieser 
Höhe wird der Ballon entfaltet und aufgeblasen. Die 
Kosten für jeden Testflug sind gewaltig: 1,5 Millionen 
Euro kostet ein einmaliger Start einer Sonde von einer 
Raketenrampe in Schweden (Kiruna).
Auszubildende bauen Schweißvorrichtung für 
die Ballonhülle
Schnell waren wir uns auf dem Bauhof einig, dass das 
ein Projekt für uns ist. – „Wir verfolgen bei der Ausbil­
dung das Ziel, theoretische Inhalte mit Anwendungen 
aus der Praxis zu verbinden. Da ist das Miriam­2­Projekt 
ein echter Glücksfall“, freuten sich Lothar Käding und 
Arne Möller, Ausbilder beim Bauhof Scharnebeck.
Und dann kamen zu dem Mars­Fieber, dass schnell um 
sich griff, sehr viele konstruktive planerische Ideen zur 
Konstruktion der Schweißvorrichtung und dann auch 
zum eigentlichen Bau.
Anfang 2012 konnte es fertig gestellt nach München 
transportiert werden. 
Nach dem Probebetrieb der Schweißanlage wurde im 
August diesen Jahres mit dem Schweißen des Testbal­
lons (Durchmesser rd. 4 m) angefangen, der in einer 
speziellen Weltraum­Simulations­Vakuum­Kammer 
ausprobiert wird. Dieser Testballon soll erstmalig der 
Weltöffentlichkeit auf dem diesjährigen Europäischen 
Marskongress im Oktober in München vorgestellt 
werden.
Nach erfolgreichem Abschluss der Arbeiten am 
Testballon wird dann der eigentliche Flugballon für die 
Miriam 2 in 2013 gebaut.
 
Weiterer Ausblick
Natürlich hoffen wir, dass diese erfolgreiche Zusam­
menarbeit zwischen den Marsforschern und dem 
Bauhof noch nicht beendet ist. Als nächsten Schritt 
wollen wir uns am Bau der Kameraarme beteiligen.
Abb. 2: Auszubildende des Bauhofes 
Scharnebeck an der Schweißvorrichtung
Abb. 3: Schweißen der Ballonfolie
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Einleitung, Überblick
Die Grundinstandsetzung des Schiffshebewerks 
Lüneburg wurde mit der Aufstellung des Entwurfes HU 
im Jahre 2006 eingeleitet. Erste Maßnahmen starteten 
bereits im Herbst 2008.
Mit der im Juni 2010 begonnenen baulichen Umset­
zung der Grundinstandsetzung am Osttrog des 
Schiffshebewerks Lüneburg wurden im großen 
Umfang verschiedene Anlagenteile des Stahlwasser­
baus und des Maschinenbaus instandgesetzt oder 
erneuert. Herausragende Maßnahmen waren neben 
den umfangreichen Betoninstandsetzungsarbeiten an 
den Türmen und den Korrosionsschutzarbeiten am 
Stahltrog und den Vorlandbrücken, die Erneuerung 
des Seiltriebes und der Tore. Ursprünglich war für alle 
Maßnahmen eine Bauzeit bis Ende September 2011 
geplant, die Bauzeit verzögerte sich allerdings wegen 
nicht vorhersehbarer Probleme und wegen zusätzlich 
erforderlicher Maßnahmen bis Ende Mai 2012. Die  
Verzögerungen resultierten durch zusätzliche ur­
sprünglich nicht vorgesehene Maßnahmen (z. B. neue 
Antriebe der Tore, unvorhergesehene Schadstoffe in 
Altanstrichen, geänderte Bauverfahren in der Beton­
instandsetzung, unvorhersehbare Probleme und 
Schadstellen, Absicherungen unterschiedlicher 
Lastzustände des Troges bei Entleerung und Wieder­
befüllung, statische Überprüfung partieller Bereiche 
und Behebung von Schäden am Westtrog während der 
Bauzeit des Osttroges.
Haltungstore, Trogtore, Vorlandbrücken
Die Trog­ und Haltungstore, die in Riegelbauweise 
als Schweißkonstruktion erstellt wurden, zeigten im 
Betrieb immer wieder Risse an Schweißnähten. Für die 
Neukonstruktion war Herausforderung und Randbe­
dingung zugleich die Einhaltung der neuesten DIN 
19704 bei gleichzeitiger Beibehaltung des Gewichts 
sowie der Einbindung der Konstruktion in die vor­
handene Einbausituation (Abb. 1). Die Lösung hier ist 
in Anlehnung an ein Faltwerk entstanden, eine glatte 
Stauwand mit Trapezsteifen die als Lufttanks ausge­
führt wurden. Die Anforderungen an eine korrosions­
schutz­ und fertigungsgerechte  Schweißkonstruktion 
konnten gut umgesetzt werden.
Die Haltungstorantriebe, die das Betriebsalter von 
35 Jahren erreichten, wurden vollständig erneuert. 
Hierfür wurden die Antriebe auf einem Maschinen­
rahmen vormontiert und als Ganzes eingehoben.
Seiltrieb
Der Seiltrieb besteht aus den Seilen, den Seilscheiben 
zur Seilumlenkung, dem Lagerstuhl, den Gegenge­
wichten sowie der trogseitigen Anbindung am Stütz­
rahmen.
Das SHW Lüneburg wurde seit den 80er­Jahren an 
diversen Stellen verstärkt. Die Ursache hierfür lag im 
Wesentlichen an einer Welle, die verursacht durch die 
Schleuse Uelzen I bis zum Schiffshebewerk läuft und bis 
Abschluss der Grundinstandsetzung 
des Osttroges am SHW
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Abb.1: Einbau Haltungstor UW
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zu einer Höhe von 30 cm führen kann. Dieses führte an 
den Verschlüssen wie auch am Antrieb zu ungeplanten 
Zusatzbelastungen. Die hierdurch initiierten Verstär­
kungsmaßnahmen führten in Summe zu einer Absen­
kung des Trogpegels von 3,50 auf 3,38 m. 
Aufgrund aktuell zunehmender Lagerausfälle an den 
Seilscheiben kam es immer wieder zu Beeinträchtigun­
gen der Schifffahrt.
Um einerseits den Trogpegel wieder auf das Sollmaß 
von 3,50 m zu erhöhen und andererseits die Lagerung 
zu erneuern, wurde in Zusammenarbeit mit dem 
Institut für Fördertechnik und Logistik der Universität 
Stuttgart ein Konzept für die Instandsetzung entwi­
ckelt (Abb. 2).
Dieses umfasste die Verstärkung des Lagerstuhls, den 
Einbau von neuen Naben und Achsen der Seilscheiben, 
sowie das Auflegen von neuen Drahtseilen. Die Logistik 
der Seilscheibenhalle wurde mit eigens hierfür in ­ 
stall ierten Deckenkranen abgewickelt. Der Transport 
zur Instandsetzung erfolgte über LKW (Abb. 3 a und 
3 b). 
Abb. 2: Sicht in Seilscheibenhalle 
Abb. 3 a und 3 b: Herablassen einer Seilscheibe und Verladung 
auf Tieflader
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Betoninstandsetzung, Korrosionsschutz-
maßnahmen
Der Instandsetzung ging eine umfangreiche Bauwerks­
inspektion im Jahr 1998 voraus. Durch eine öffentliche 
Ausschreibung wurde Büro Barg aus Berlin mit der 
Ausführung der Bauwerksinspektion beauftragt. 
Da bereits kurz nach der Fertigstellung des SHW 
Alkalikieselsäurereaktionen (AKR) im Beton festgestellt 
wurden, musste intensiv auf AKR Schäden untersucht 
werden.  Die Untersuchungen bestätigten, dass ein 
AKR Treiben vorhanden ist und eine Standsicherheits­
gefahr der tragenden Betonbauteile nicht auszuschlie­
ßen ist.
Im Zuge der Bauwerksinspektion wurden zusätzlich 
stark korrodierte Ankerköpfe von Dywidagankern 
gefunden, die bei Versagen der Vorspannung zum 
Ausfall der Betonauflager für die Seilscheibenträger 
führen würden (Abb. 4). 
Für das Instandsetzungskonzept der Betonwände  
wurden die BAW und das Ingenieurbüro Mangold 
eingeschaltet. Das Konzept sah einen Betonabtrag mit 
HDW (Hochdruckwasserstrahlen) bis zum Grobkorn 
und nach Instandsetzung der Schadstellen mittels 
Spritzbeton eine Endbeschichtung aller frei bewitter­
ten Betonbauteile mit SPCC Spritzmörtel (kunststoff­
vergütet und zementgebunden) vor. Als Oberfläche 
wurde eine zweite SPCC Spritzbetonlage aufgebracht, 
deren Oberfläche abgezogen und abgerieben wurde. 
Zur Nachbehandlung wurden die Spritzbetonoberflä­
chen mit Flies verhängt und 8 Tage befeuchtet.
Alle korrodierten Dywidaganker wurden überbohrt 
und durch neue Anker ersetzt.
Im Juni 2011 erhielt Fa. Bauschutz  nach einem öffentli­
chen Vergabeverfahren den Auftrag für die Instandset­
zung der Betonbauteile. Insgesamt mussten ca. 
12 000m² Betonoberflächen instandgesetzt werden. Die 
vorangegangene Materialerprobung durch die BAW 
und Ingenieurbüro war sehr umfangreich und aufwen­
dig. Bis zur Auftragsvergabe wurden SPCC  Mörtel von 4 
Herstellern geprüft. Zur Ausführung kam MC Natufill­
GTS­HS, das auf den Musterspritz flächen die besten 
Eigenschaften zeigte (Abb. 5, 6 a, 6 b und 7). 
Abb. 4: Korrodierter Anker Abb. 5: Freigelegte Schadstelle
Alle Betontürme des Osttroges wurden eingerüstet und 
mit Gerüstschutzfolien abgehängt, jeder Turm erhielt 
einen Gerüstaufzug mit 1,5 t Traglast und 50 m Arbeits ­ 
höhe.
Die Gerüsthöhen betrugen aus der Trogwanne heraus 
60 m und auf der Umfahrungshöhe ca. 50 m. Für die 
Instandsetzung mit SPCC Spritzmörtel im Trocken­
spritzverfahren mussten max. 50 Meter Förderhöhen 
durch die Spritzmaschinen überwunden werden. 
Durch das kurze Zeitfenster von nur 5 Monaten für die 
Bearbeitung der dem Trog zugewandten Betonbau­
teile waren 4 Spritzmaschinen oder 5 HDW Wasser­
strahlkolonnen gleichzeitig im Einsatz. 
Zur Materialversorgung waren 6 stationäre Silos für 
den Trockenmörtel aufgestellt. Die Druckluftversor­
gung wurde mit 4 stationären Kompressoren sicherge­
stellt.
Vorhandene sichtbare Betonfugenraster wurden aus 
architektonischen Gesichtspunkten in die Spritzbeton­
fassade übernommen und neu hergestellt. Insgesamt 
entstanden ca. 4 800 m sanierte Fugen.
Vorhandene Flächenheizungen, die an Betonwänden 
und Böden mit Metallheizplatten vor den Bauteilen der 
Trogwanne Eisbildung verhindert haben, wurden 
demontiert, um den Beton instand zu setzen. Die 
neuen Heizelemente für diese durch Spritzwasser 
gefährdeten Bereiche wurden in den Spritzbeton 
eingebettet. Durch diese Umstellung ist künftig die 
Vereisung der Betonoberflächen wartungsfrei verhin­
dert (Abb. 8).
Für den gesamten Bauablauf der Instandsetzung des 
Osttroges war die logistische Koordination der Arbeits­
abläufe mit dem Zusammenspiel der einzelnen 
Gewerke Aufgabe des WSA Uelzen mit der Projektgrup­
pen SHW.
Witterungsbedingt wurden die Bauarbeiten im Januar 
und Februar 2012 für ca. 6 Wochen unterbrochen. Der 
Trog konnte im Mai 2012 betriebsbereit an die Schiff­
fahrt übergeben werden. Die Restarbeiten der Betonin­
standsetzung wurden im Oktober 2012 fertig gestellt.





Die 50 Meter langen Spindeln haben unten und oben 
überarbeitete Spindellager mit neuen Federpaketen 
erhalten, mit denen sie auf Zug vorgespannt werden. 
Die Spindeln dienen zur Sicherung des Troges bei 
unplanmäßigen Lastfällen und bei Anlegen des Troges. 
Die Kennlinie der Federpakete wurde in der Material­
prüfungs­ und Forschungsanstalt des KIT (Karlsruher 
Institut für Technologie) in Karlsruhe überprüft. Im 
Zuge des Einbaus der neuen Federpakete haben sich 
zusätzliche Arbeiten an der Spindellagerkonstruktion 
ergeben, auch ein mehrmaliges Vorspannen bzw. 
Nachspannen der Spindeln mit Kontrolle über Deh­
nungsmessstreifen war im Verlaufe der Baumaßnahme 
erforderlich (Abb. 9).
Technische Inbetriebnahmephase
Die Außerbetriebnahme wie auch die Wiederinbetrieb­
nahme des SHW stellten das WSA vor besondere 
Herausforderungen. Für das SHW gab es von Seiten der 
Erbauer keinerlei Anweisung zum Absetzen der 
Gegengewichte und Entspannen des Lagerstuhls. Bei 
einer bewegten Masse von 11 000 t war einerseits der 
Trog zu entleeren und andererseits die Gegengewichte 
abzufangen. Dieses in einer Höhe von 37 m, wobei der 
Trog dann über die Spindeln gesichert wurde. 
Die Gegengewichte befinden sich in den 4 Türmen 
aufgeteilt dort in jeweils 2 Hallen. Pro Halle sind jeweils 
30 Betongegengewichte mit einem Gesamtgewicht 
von 700 t abzufangen. Hierfür wurden eigens gefertig­
te Untergestelle in den Hallen montiert. Über hydrau­
lisch betätigte Zylinder wurden Traversen unter die 
Gegengewichte gefahren. Durch das Entleeren des 
Troges und dem gleichzeitigen Anheben der Gegenge­
wichte wurde das Gesamtsystem entspannt und 
abschließend in die Spindeln gesetzt. Als Messeinrich­
tung diente hierbei insbesondere die am Antriebs­
system befindliche Höhen­ und Lastmesseinrichtung. 
Aus der Trogwanne heraus wurde zusätzlich die Lage 
des Troges in 37 m Höhe überwacht. Die Befüllung des 
Troges erfolgte in umgekehrter Weise. 
Es zeigte sich hierbei, dass das noch vorhandene 
KnowHow innerhalb des Amtes nicht zu ersetzen ist. 
Die weitere Inbetriebnahme umfasste die Erprobung 
der Antriebe und der neuen Tore. Diese wurden fertig 
beim Hersteller erprobt und auf einem Maschinenrah­
men komplett montiert angeliefert, um mittels Kran 
eingehoben zu werden (Abb. 10, 11).
Der Aus­ und Einbau der Tore erfolgte mit Hilfe eines 
600 t Mobilkrans, der das Schiffshebewerk weit 
überragte (Abb. 12).
Übergabe an die Schifffahrt
Am 31. Mai 2012 wurde der Osttrog unter reger 
Beteiligung der Öffentlichkeit und von Presse, Rund­
funk und Fernsehen an die Schifffahrt übergeben. 
Gegen Mittag fuhr nach fast 2 Jahren Bauzeit das erste 
Schiff in den Osttrog ein. Im Vorfeld der Veranstaltung 
wurde eine Presseinformation herausgegeben, am 
Abb. 9: Prüfapparatur der Federkennlinie
Abb. 10:  Antriebseinheit in Werkstatt 
31. Mai wurde dann vormittags eine Pressekonferenz 
mit Fototermin abgehalten, nachmittags gab es ein 
kleines Grillfest für alle am Bau Beteiligten inkl. der 
Firmen.
Erkenntnisse aus der bisherigen Betriebsphase
Kurz nach der Eröffnung kam es zu häufigen Proble­
men durch Störkörper, die sich unter die Tordichtun­
gen klemmten, und deren Funktion beeinträchtigen. 
Teilweise kam es hier auch zu Schäden. Vermutlich 
hatten sich im Laufe der Sperrzeit vermehrt Störkörper 
im Bereich der Tore angesammelt, möglicherweise 
auch ausgelöst durch zuvor durchgeführte Bagge­
rungsmaßnahmen. Auch eine massive Beschädigung 
des Trogstoßschutzes durch eine Havarie Ende Juli ist 
zu beklagen.
Die Inbetriebnahme der Anlage selbst erfolgte ohne 
größere Probleme. Nach mehreren Wochen Betrieb 
stellte sich allerdings heraus, dass Ausbesserungs­ und 
Nachstellarbeiten an Dichtungen, Hydraulikaggrega­
ten und mechanischen Bauteilen erforderlich sind. 
Diese werden in einer zusätzlichen Maßnahme im 
November durchgeführt.
Zusammenfassung/Ausblick
In der knapp 2­jährigen Bauzeit des Osttrogs wurden 
insgesamt 120 Seilscheiben (Durchmesser der Einzel­
scheibe 3,4 m) instandgesetzt und mit neuen Naben­ 
und Lagerkonstruktionen versehen. Die Gesamtlänge 
der neu beschafften Seile (240 Stck.) beträgt ca. 12 km,
12 000 m2 Betonflächen wurden instandgesetzt und 
13 500 m2 Stahlflächen erhielten einen neuen Anstrich. 
An den Bauarbeiten waren insgesamt ca. 40 Firmen 
beteiligt, zu Spitzenzeiten waren ca. 60 Personen 
gleichzeitig auf der Baustelle. Die Gesamtsumme der 
Ausgaben beläuft sich momentan (Stand September 
2012) auf 25 Mio. €.
Zusätzlich zu den ursprünglich geplanten Maßnahmen 
der Grundinstandsetzung haben sich kurzfristig 
durchzuführende Instandsetzungsmaßnahmen an 
Dichtungen und Führungseinrichtungen am Westtrog 
ergeben, die momentan (Stand September 2012) 
durchgeführt werden. Die umfangreiche Grundin­
standsetzung des Westtrogs selbst ist für die Zeit von 
Anfang 2014 bis Ende 2015 vorgesehen, die vielen 
Erkenntnisse aus der Instandsetzung des Osttrogs 
machen eine umfangreichere Überarbeitung der 
Planungen erforderlich. In 2016 wird dann noch die 
Tragkonstruktion der Seilscheiben in einer von 
8 Seilscheibenhallen am Osttrog verstärkt.
Abb. 11: Montage Antriebshaus
Abb.12: Kran mit Haltungstor
Abb. 13: Das erste Schiff im Osttrog
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Einleitung
Die im Bau befindliche Nordeuropäische Erdgasleitung 
(NEL) verläuft von Greifswald bis nach Rehden, Land­
kreis Diepholz, und kreuzt hierbei im Amtsbereich des 
WSA Uelzen den Elbe­Seitenkanal bei ESK­km 113,353.  
Diese Erdgasleitung ist die landseitige Fortführung der 
sogenannten Ostseepipeline „Nord Stream“.
Die Kreuzung des Elbe­Seitenkanals wurde mittels 
Dükerung in geschlossener Bauweise realisiert. Hierbei 
kam ein relativ neues Vortriebsverfahren zum Einsatz: 
das Direct Pipe­Verfahren.
Vorhabensträger für den NEL­Düker war – stellvertre­
tend für die gesamtberechtigten Vorhabensträger  
E.ON und WINGAS – die Open Grid Europe GmbH mit 
Sitz in Essen. Bauausführendes Unternehmen war als 
Subunternehmer der ARGE NEL Niedersachsen die 
Firma Meyer & John, Hamburg.
Das Bauvorhaben beinhaltete in seiner Gesamtheit 
verschiedene, interessante Facetten (Planfeststellungs­
verfahren; Technische Prüfung des Direct Pipe­Verfah­
rens unter Mitwirkung der BAW Hamburg; Durchfüh­
rung einer HDD­Bohrung zum Einbringen von 
Steuerkabeln für die NEL im Nachgang zur Direct 
Pipe­Dükerung)
Dieser Artikel beschäftigt sich im Wesentlichen mit 
dem Direct Pipe­Verfahren in der Bauausführung und 
den dabei aufgetretenen Problemen.
Was ist Direct Pipe?
Das Direct Pipe­Verfahren kombiniert einige Merkmale 
der etablierten Verlegeverfahren Microtunnelling und 
Horizontalspülbohrtechnik (HDD).
Direct Pipe ermöglicht die grabenlose Verlegung eines 
vorgefertigten Rohrstranges und die gleichzeitige 
Erstellung des hierfür erforderlichen Bohrlochs in 
einem einzigen, kontinuierlichen Arbeitsschritt.
Der Vortrieb erfolgt nicht in kurzen Rohrschüssen und 
aus einer tiefen Startbaugrube heraus (wie beim Micro­
tunneling), sondern mittels einer hydraulischen Rohr­
vorschubeinrichtung, dem sogenannten Pipe Thruster, 
der in einer relativ flachen Startbaugrube widergelagert 
ist. Die Rohrleitung kann hierbei schon komplett bzw. in 
langen Schüssen vorgefertigt und auf einer Ablaufbahn 
entsprechender Länge montiert werden.
Die von hydraulischen Zylindern des Pipe Thrusters 
erzeugte Kraft wird über Reibung auf das Rohr übertra­
gen und gelangt über den Rohrstrang bis zur Vortriebs­
maschine, wo an der Ortsbrust der Bodenabbau 
stattfindet. 
Für die sichere Kraftableitung muss der Pipe Thruster 
über entsprechende Konstruktionen im Untergrund 
bzw. in der Startbaugrube verankert sein.
Die für die Ver­ und Entsorgung und die Steuerung der 
Vortriebsmaschine erforderlichen Leitungen und 
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Kabel werden vor Beginn des Vortriebes im vorgefer­
tigten Rohrstrang selbst verlegt und sind mit den 
entsprechenden Versorgungs­ und Steuereinrichtun­
gen über Tage verbunden.
Die Vortriebsparameter werden standardmäßig 
kontinuierlich erfasst und protokolliert.
Ein kompletter Bohrlocheinsturz ist – unter der 
Vorraussetzung, dass die Vortriebsmaschine samt 
Rohrstrang nicht zurückgezogen wird – beim Direct 
Pipe im Unterschied zum HDD­Verfahren nicht 
möglich, weil sich während des Auffahrens ständig ein 
Rohr im Bohrloch befindet. Außerdem ist ein sehr 
schmaler Ringraum mit geringen Bohrspülungsmen­
gen realisierbar.
Planung und Bauausführung im Direct Pipe-
Verfahren 
Planungsdaten
Die NEL weist im Kreuzungsbereich einen Durchmes­
ser von DN 1 400 auf. Die zu realisierende Dükerlänge 
beträgt ca. 350 m mit einer max. Tiefe unter Bohran­
satzpunkt von ca. 13 m.
Es kommt eine Pipe Thruster­Anlage mit einer max. 
Vortriebskraft von 500 Tonnen zum Einsatz, die auf 
Grundlage einer Vortriebsberechnung gewählt wurde. 
Sie weist ca. 50 % Reserve gegenüber den errechneten 
Presskräften auf.
Die Länge der Vortriebsmaschine beträgt ca. 6 m. Der 
Abbauraddurchmesser beträgt 1 515 mm – bei einem 
Rohraußendurchmesser von 1 420 mm beträgt der 
Überschnitt damit etwas weniger als 10 cm. Es ist 
geplant, diesen Ringraum mit einer selbsterhärtenden 
Bohrspülung (Drillmix) zu stützen und gleichzeitig zu 
verdämmen.
Bauausführung
Der Baubeginn mit der Baufeldherstellung datiert vom 
17. Oktober 2011. Im Laufe der nächsten Wochen 
wurde die gesamte Gasleitung auf gesamter Dükerlän­
ge von ca. 350 m vorkonfektioniert, die Startbaugrube 
(bestehend aus einem Spundwandkasten mit WU­
 Sohle) hergestellt, GEWI­Anker zur vertikalen Thruster­
Verankerung gebohrt, der Pipe Thruster in der Start­
baugrube aufgestellt und schließlich die Leitung in den 
Pipe Thruster eingezogen.
Der Vortrieb des DN 1 400 wurde am 6. Dezember um 
die Mittagszeit begonnen.
Bei Station 145 trat am 8. Dezember ein Problem mit 
der vertikalen Thruster­Verankerung auf – die GEWI­
Verankerung hatte sich bewegt, sodass die erforder­
liche Kraft nicht mehr vorne an der Vortriebsmaschine 
ankam. Auf das Problem wurde am selben Tag mittels 
Verstärkung der horizontalen Verankerung und 
Kraftableitung über die Baugrubenspundwand 
reagiert.
Abb. 2: Rohrstrang
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Am 9. Dezember kam es um 7:00 Uhr bei Station 195 zu 
Verlusten des Spülmediums von ca. 30 m³ an der 
Ortsbrust. Der Stopp wurde gleichzeitig als Vermes­
sungspause genutzt. Um 15:00 Uhr wurde die Vor­
triebsmaschine wieder gestartet und dabei festgestellt, 
dass die Vortriebskraft unverhältnismäßig stark 
angestiegen ist. Mehrere Versuche, den Vortrieb mit 
einer max. Vortriebskraft von 500 t wieder in Gange zu 
bringen, blieben erfolglos. Die Leitung steckte – direkt 
unterhalb des gedichteten Kanalbettes des ESK –  fest.
Eine genaue und stichhaltige Ursache konnte nicht 
benannt werden. Es wurde vermutet, dass die Stützflüs­
sigkeit nicht wirksam bzw. in den anstehenden Boden 
ausgetreten ist und es so möglicherweise zu einer 
Erhöhung der Mantelreibung kommen konnte.
Im Laufe der nächsten Tage wurden folgende Maßnah­
men getroffen:
–  Einschaltung eines externen Sachverständigen (Büro 
Moll­prd) 
–  Umrüstung des Pipe Thrusters auf 750 t
–  Neubemessung und Verstärkung der Baugrube
–  Anlieferung eines zweiten Pipe Thrusters mit 500 t
–  Bemessung und Herstellung der Verankerung des 
zweiten Pipe Thrusters
–  Reduzierung der Mantelreibung auf den ersten 50 m 
durch Umspülung der Leitung mit Bentonit mit Hilfe 
von Spüllanzen.
Nach Abschluss aller Maßnahmen wurde am 19. De­
zember um 23:00 Uhr ein erneuter Versuch gestartet, 
den Vortrieb in Gang zu bringen. Dieser Versuch war 
ca. 4 Stunden später von Erfolg gekrönt. Die aufge­
brachte Vortriebskraft betrug beim Wiederanfahren 
ca. 1 100 t. Die restliche Vortriebslänge von ca. 150 m 
wurde innerhalb der nächsten 2 Tage mit einer bis auf 
ca. 600 t abfallenden Vortriebskraft fertiggestellt.
Resümee
Das Direct Pipe­Verfahren ist ein machbares Verfahren 
zur Realisierung anspruchsvoller Bauvorhaben wie der 
Herstellung des NEL­Dükers am ESK.
Die Aufarbeitung der aufgetretenen Probleme, die zur 
Erleichterung aller Beteiligten und Dank des uner­
mündlichen Rund­um­die­Uhr­Einsatzes des Personals 
der Baufirma erfolgreich gelöst werden konnten, 
führen seitens des WSA Uelzen u. a. zu folgendem 
Resümee:
–  Es macht Sinn, bei vergleichbaren Dükervorhaben 
unter einer sohlgedichteten  Bundeswasserstraße die 
Ausführungsplanung der bauausführenden Firma 
vor Baubeginn durch eine externe Fachaufsicht, 
auch in Bezug auf die Richtigkeit der getroffenen 
Ansätze, prüfen zu lassen.
–  Darüberhinaus sollte die externe Fachaufsicht 
während der Bauausführung arbeitstäglich die 
Maschinendaten (Bohr­ und Spülungsprotokolle) 
überprüfen und mit der Ausführungsplanung 
abgleichen.
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Das Wehr Drakenburg liegt an der Mittelweser, in der 
Nähe von Nienburg (siehe Abb. 1). Es wurde zwischen 
1953 und 1956 erbaut. Neben dem Wehr befindet sich 
ein Laufwasserkraftwerk, das von der Statkraft Markets 
GmbH betrieben wird.
Das Wehr besteht aus zwei 40 m breiten Wehrfeldern. 
Beide Felder sind mit beweglichen Verschlüssen 
ausgerüstet. Die Verschlüsse, die jeweils ca. 235 t 
wiegen, sind vom Typ her Schütze mit Aufsatzklappen 
(siehe Abb. 2). Die Klappen sind jeweils an 11 Punkten 
im Abstand von ca. 4 m auf den Dreigurtschützen 
drehbar gelagert (siehe auch Abb. 4).
Im Normalfall wird das Wehr überströmt. Der Abfluss 
wird mit den Klappen reguliert. Die Klappen, die 
jeweils ca. 33 t wiegen, werden über Ketten bewegt, die 
an den Seiten befestigt sind und über die Maschinen­
häuser in den Wehrpfeilern angetrieben werden. Bei 
Hochwasserereignissen werden die Verschlüsse 
vollständig aus dem Querschnitt nach oben heraus 
gezogen. Dies geschieht ebenfalls über Ketten, die 
jedoch an den Schützen befestigt sind (siehe auch 
Abb. 3).
Die Konstruktion ist überwiegend genietet und 
teilweise geschweißt. Das Wasser­ und Schifffahrtsamt 
(WSA) Verden hat im Jahr 2011 im Rahmen einer 
Bauwerksprüfung massive Korrosionsschäden 
 (Schadensklasse SK4) an den Befestigungen der Ketten 
an den Aufsatzklappen und an den Endlagern festge­
stellt (siehe Abb. 4). Es besteht die Gefahr, dass die 
Aufhängungen abreißen und die Aufsatzklappen 





Abb. 1: Wehr Drakenburg von Unterwasser Abb. 2:  Wehr Drakenburg (Prinzipskizze) 
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unkontrolliert auf die Schütze fallen. Eine  Regulierung 
des Abflusses mit den Aufsatzklappen wäre dann nicht 
mehr möglich. Das Stauziel im Oberwasser könnte 
nicht mehr gehalten werden.
Es bestand also dringender Handlungsbedarf. Eine 
sofort veranlasste statische Überprüfung der geschä­
digten Bereiche durch das Ingenieurbüro ERIKSEN und 
Partner GmbH und die Bundesanstalt für Wasserbau 
(BAW) kam zu dem Ergebnis, dass die Standsicherheit 
insbesondere im Winter bei zusätzlichem Eisdruck 
nicht mehr gegeben ist. Um den Lastfall Eisdruck zuver­
lässig auszuschließen, wurde im Winter 2011/12 ein 
Eisbrecher im Oberwasser stationiert. Der Eisbrecher 
hat dafür gesorgt, dass sich keine geschlossene 
Eisdecke gebildet hat und damit kein zusätzlicher 
Eisdruck auf die Aufsatzklappen gewirkt hat. Als 
weitere Sofortmaßnahme wurde beschlossen, die 
Aufsatzklappen durchschnittlich nur noch einmal am 
Tag zu bewegen und die damit verbundenen größeren 
Schwankungen im Oberwasser zuzulassen.
Ende 2011 wurde das Neubauamt für den Ausbau des 
Mittelandkanals in Hannover (NBA Hannover) vom 
WSA Verden damit beauftragt, die Reparatur der 
genannten Schäden zu planen, auszuschreiben und die 
Ausführung zu überwachen. Für die Bauarbeiten 
Vorort steht der Zeitraum von Mai bis September zur 
Verfügung. In diesem Zeitraum ist nur in Ausnahme­
fällen mit Hochwasserereignissen zu rechnen. Davor 
und danach müssen die Wehrverschlüsse uneinge­
schränkt zur Verfügung stehen, weil von Oktober bis 
April jederzeit stark erhöhte Abflüsse auftreten 
können. Große Abflüsse können nur beherrscht 
werden, wenn keine Revisionsverschlüsse den Quer­
Abb. 4: Korrosionsschäden am Endlager einer Aufsatzklappe
Abb. 3: Ketten zum Bewegen des Wehrverschlusses (links die 
Kette zum Anheben des ganzen Verschlusses, rechts die be-
reits abgeschlagene Kette zum Bewegen der Aufsatzklappe)   
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schnitt blockieren und wenn die Wehrverschlüsse 
vollständig gezogen werden können. Aus diesen 
Rahmenbedingungen ergibt sich, dass der Auftrag für 
die Sanierung der Aufsatzklappen spätestens Mitte 
April vergeben werden muss. Das NBA Hannover hat 
wegen dieses Termindrucks und aus Kapazitätsgrün­
den daraufhin für die notwendigen statischen Berech­
nungen und für das Erstellen der Ausführungszeich­
nungen das Ingenieurbüro ERIKSEN und Partner 
beauftragt. Dieses Büro war mit der Materie bereits 
vertraut und konnte sofort mit den Arbeiten beginnen.
Für die Bemessung der zu ersetzenden Teile wurden 
die Einwirkungen und Schnittgrößen  der ursprüng­
lichen Bemessung von 1953 verwendet. Diese Vor­
gehensweise ist in diesem Fall angemessen, da es sich 
nur um eine lokale Reparatur ohne Änderung des 
Tragwerks handelt.
Erschwert wurde die Planung der Reparatur dadurch, 
dass die Standsicherheit der  Revisionsverschlüsse 
(Nadelwehre) im Ober­ und Unterwasser aufgrund von 
Schäden an den Sohlverankerungen nicht gesichert 
war (siehe Bericht des WSA Verden).
Aufgrund der besonderen Situation wurde eine 
Variante untersucht, bei der das Wehr so weit hoch 
gezogen ist, dass im Falle des Versagens der Revisions­
verschlüsse die Arbeiter auf dem Wehr nicht gefährdet 
wären. Diese Variante wurde jedoch verworfen, weil 
die Demontage und Montage der zu ersetzenden 
Endlager der Aufsatzklappen im angehobenen 
Zustand nicht zwängungsfrei möglich ist und weil 
außerdem die Zugänglichkeit und die Einhaltung der 
Arbeitssicherheitsvorschriften als kritisch beurteilt 
wurden.
Es wurde schließlich eine Variante entwickelt, bei der 
das Wehr unten aufliegt und trotzdem ein Versagen 
der Revisionsverschlüsse beherrschbar ist. Die Aufsatz­
klappe wird mit Hilfe von Abstützungen in einer 
aufgerichteten Stellung fixiert.
Die Stauhaut wird auf ganzer Länge vollständig 
erhalten. Im Bereich der zu demontierenden Endarme 
wird die Stauhaut dabei über eine spezielle Hilfskon­
struktion abgestützt. Die Abstützungen werden für 
vollen Wasserdruck bemessen. Alle Arbeiten werden 
von der Unterwasserseite im Schutz der Aufsatzklappe 
durchgeführt. Damit ist sichergestellt, dass auch beim 
Versagen der Revisionsverschlüsse die Arbeiter durch 
das Wehr geschützt sind und der Stau gehalten wird. 
Die geplante Lösung, die die Reparatur beider Aufsatz­
klappen im Sommer 2012 vorsah, wurde in einem 
Technischen Bericht dargestellt. Der Bericht wurde am 
Abb. 5: Bauzeitliche Abstützung der Aufsatzklappe
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22. März 2012 genehmigt. Aufgrund der Dringlichkeit 
der Maßnahme wurden parallel zum Technischen 
Bericht vom NBA Hannover die Verdingungsunter­
lagen erstellt. Am 23. März 2012, also einen Tag nach 
der Genehmigung, wurde die Baumaßnahme im 
Rahmen einer öffentlichen Ausschreibung bekannt 
gemacht. Am Eröffnungstermin am 18. April 2012 lag 
kein Angebot vor, sodass die Ausschreibung auf­
gehoben wurde. Da eine erneute öffentliche Aus­
schreibung wenig Aussicht auf Erfolg versprach, 
wurden im Rahmen einer beschränkten Ausschrei­
bung 4 präqualifizierte Unternehmen angeschrieben. 
Zwei Unternehmen haben ein Angebot abgegeben. 
Der Auftrag wurde schließlich am 4. Juni 2012 an die 
Firma Eiffel Deutschland Stahltechnologie GmbH 
vergeben, ca. 5 Wochen später als zunächst geplant. 
Die Auftragssumme betrug ca. 550 000 € brutto. 
Schon sehr bald nach der Beauftragung stellte sich 
heraus, dass die Materialbeschaffung viel länger 
dauert als angenommen. Die Lieferzeiten für Schrau­
ben mit einem gemäß ZTV­W 216/1 erforderlichem 
3.2­Zeugnis gemäß DIN EN 10 204 betragen z. B. 
6–12 Wochen. In Verbindung mit der verspäteten 
Vergabe ergab sich daraus schon im Juli, dass es nicht 
möglich sein würde, beide Wehrklappen bis Ende 
September zu reparieren. Die Aufhängung und die 
Endlagerung der 2. Wehrklappe kann also erst im 
Sommer 2013 re pariert werden. Im Winter 2012/13 
sind also noch einmal Maßnahmen vorzusehen, die 
sicher stellen, dass keine geschlossene Eisdecke im 
Oberwasser vor dem Wehr entsteht (z. B. durch Einsatz 
eines Eis brechers).
Abb. 6: Montage der neuen Aufhängung
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Das Wehr Hollerich liegt an der unteren Lahn, 20 km 
östlich von Koblenz in der Nähe des Ortes Nassau. An 
der Stelle des heutigen Wehres wurde 1859 zunächst 
ein festes Streichwehr errichtet. Dies ist auch der 
Grund, warum die Achse des Wehres in einem Winkel 
von ca. 60 ° zur Gewässerachse verläuft.
Im Zuge des Ausbaus der unteren Lahn wurde auf der 
Gründung des Streichwehres in den Jahren 1927 und 
1928 das heutige bewegliche Wehr gebaut (siehe 
Abb. 1). Das Wehr wird so gesteuert, dass bis zum 
mittleren Abfluss MQ (48,7 m³/s) der gesamte Abfluss 
durch den Triebwasserstollen der Wasserkraftanlage 
Elisenhütte zugeleitet wird. Dies bedeutet, dass häufig – 
vor allen Dingen im Sommer – die Lahn zwischen Wehr 
und dem Einleitungsbauwerk des Kraftwerks bis auf das 
Schleusungswasser ohne Abfluss ist. Grundlage für die 
sehr weitreichende Nutzung der Lahn ist eine alte 
Vereinbarung mit dem Kraftwerksbetreiber Süwag 
Energie AG, einer Tochter des RWE­Konzerns.
Die Fallhöhe der Staustufe beträgt bei Mittelwasser 
5,19 m. Das Wehr besteht aus zwei jeweils 40,50 m 
breiten Wehrfeldern. Die Verschlüsse sind Walzen mit 
einem Durchmesser von 1,20 m. Zusammen mit 
Stauschnabel und Staublech ergibt sich die vorhandene 
Stauhöhe von 2,05 m über der Wehrsohle. Die Walzen 
werden einseitig von den landseitigen Pfeilern aus 
angetrieben. Beide Wehrfelder werden von je einem 
Stützpfeiler unterteilt, so dass der Eindruck eines 
vierfeldrigen Wehres entsteht (siehe Abb. 2 und 3).
In den siebziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
traten erste größere Schäden an der Wehrsohle auf. 
Außerdem gab es Probleme mit dem Antrieb der Walzen.
Die Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) hat daraufhin 
die Wehranlage untersucht und in mehreren Gutach­
ten die Standsicherheit beurteilt. Das größte Problem 
war die Unter­ bzw. Umläufigkeit der Wehranlage. 
Dadurch war die Standsicherheit der Stützpfeiler sowie 
der Wehrsohle gefährdet.
Als Instandsetzungsmaßnahmen hat die BAW die 
Verankerung der Stützpfeiler mit Verpressankern, den 





Abb. 1: Lage des Wehres Hollerich Abb. 2: Wehr Hollerich von Unterwasser 
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Einbau von Entlastungsöffnungen in der Wehrsohle 
sowie die Herstellung einer Dichtwand in Wehrachse 
vorgeschlagen. Bis Mitte der neunziger Jahre wurden 
die vorgeschlagenen Maßnahmen umgesetzt und die 
Wehranlage damit mittelfristig stabilisiert. 
Planungsauftrag
Aufgrund der bestehenden Situation hat die Wasser­ 
und Schifffahrtsdirektion (WSD) Südwest entschieden, 
in Hollerich eine neue Wehranlage zu bauen.
Im Rahmen einer Kooperation zwischen der WSD 
Südwest und der WSD Mitte wurde das Neubauamt für 
den Ausbau des Mittellandkanals in Hannover (NBA 
Hannover) mit der Planung einer neuen Wehranlage 
in Hollerich beauftragt.
Der Auftrag umfasst u. a.:
•  die Vorplanung mit Variantenuntersuchung
•  das Aufstellen einer Konzeption
•  das Aufstellen des Entwurfes-HU
•  das Erstellen der Genehmigungsplanung (Unterla­
gen zur Planfeststellung)
•  das Aufstellen des Entwurfes-AU
•  das Aufstellen der Verdingungsunterlagen
•  Vergabeverfahren für die Bauleistungen
•  Vergabeverfahren für Ingenieurleistungen zur 
Bau­ und Fertigungsüberwachung und für Prüfinge­
nieurleistungen. 
Planung
Da im NBA Hannover die Ressourcen begrenzt sind, 
wurde für einen Teil der erforderlichen Leistungen ein 
Ingenieurbüro (Ingenieurgemeinschaft KUBENS/ 
Dr. Linse) beauftragt.
Die Ingenieurgemeinschaft hat im Juli 2012 die 
Vorplanung vorgelegt.  
In einer Variantenuntersuchung wurden mögliche 
Standorte sowie die konstruktive Ausbildung des 
neuen Wehres betrachtet.
  
Bei der Standortwahl waren u. a. zu berücksichtigen:
•  die Lage des Einlaufes des Triebwasserstollens 
unmittelbar oberhalb der vorhandenen Wehr anlage,
•  ein Habitat der geschützten Würfelnatter im 
Unterwasser der vorhandenen Wehranlage,
•  die Lage der Schleuse südöstlich des Wehres,
•  die angestrebte Standardisierung der Wehranlagen 
an der unteren Lahn
•  die optimale Anströmung eines Wehres.
Die Vorzugsvariante sieht ein senkrecht angeströmtes 
zweifeldriges Schlauchwehr im Oberwasser kurz 
oberhalb der vorhandenen Anlage vor (siehe Abb. 4).
Die wesentlichen Entscheidungsgründe:
•  Aus hydraulischen Gründen ist immer anzustreben, 
dass ein Wehr senkrecht angeströmt wird (Aus­
nahme Streichwehr).
•  Das Schlauchwehr ist insgesamt (Investition, Betrieb 
und Unterhaltung) etwas günstiger als ein Wehr mit 
Drucksegmentverschlüssen. Andere Verschlusstypen 
(z. B. Walzenwehr, Klappenwehr, Sektorwehr) sind 
schon im Vorfeld aus verschiedenen Gründen als 
deutlich ungünstiger ausgeschlossen worden.
•  Auch mit einem zweifeldrigen Wehr ist der n-1 Fall 
beherrschbar. Bei Ausfall eines Wehrfeldes treten 
keine unzulässigen Wasserstände auf. Ein zwei­
feldriges Wehr ist auf der anderen Seite aus leicht 
nachvollziehbaren Gründen immer wirtschaftlicher 
als ein Wehr mit mehr als zwei Feldern.
•  Ein Neubau oberwasserseitig des vorhandenen 
Wehres ist zwingend, weil sich unmittelbar unterhalb 
Abb. 3: Querschnitt des Wehres Hollerich
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des Wehres ein geschütztes Habitat der Würfelnatter 
befindet. Die Würfelnatter – eine Wasser natter, die 
sich hauptsächlich von Fischen ernährt – kommt in 
Deutschland nur noch an drei Standorten vor. Das 
Habitat würde bei einem Wehrneubau unterhalb des 
vorhandenen Wehres in Abhängigkeit von dem 
neuen Wehrstandort entweder durch die Baumaß­
nahme direkt zerstört werden oder als Folge der 
Verlegung des Wehres überstaut werden. Beides 
würde die Vernichtung des Habitats bedeuten. 
(Außerdem wäre eine Baustelle im Unterwasser nicht 
mit Wasserfahrzeugen zu erreichen, was bei den 
schlechten Zufahrtsmöglichkeiten von Land her ein 
großer logistischer Nachteil wäre.)
•  Das Wasser für das Kraftwerk wird unmittelbar 
oberhalb des vorhandenen Wehres entnommen und 
durch einen Stollen dem Kraftwerk zugeleitet. Das 
Wasser wird ca. 500 m unterhalb der Entnahmestelle 
wieder in die Lahn eingeleitet. Da die vorhandene 
Wasserkraftanlage mit Stollen und Kraftwerk nicht 
beeinträchtigt werden darf, muss von der Oberwasser­
seite des neuen Wehres ein relativ aufwändiger Zu­ 
 laufkanal zum bestehenden Stollen errichtet werden. 
Umso geringer der Abstand zwischen neuer und alter 
Wehranlage, umso kürzer der Zuleitungskanal.
Die Breite der beiden Wehrfelder des neuen Wehres 
beträgt 26 m. Die wassergefüllten Schlauchverschlüsse 
haben eine maximale Höhe von 3,5 m.
Zurzeit wird das Konzept für die Revisionsverschlüsse 
intensiv diskutiert. Ziel ist es, standardisierte Ver­
schlüsse zu entwickeln, die an allen Wehren an der 
unteren Lahn eingesetzt werden können.
Die vorhandene Wehranlage Hollerich ist für Fische 
nicht durchgängig. Die neue Wehranlage sollen Fische 
sowohl flussab­ als auch flussaufwärts passieren 
können. Gemeinsam mit der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde (BfG) wird zurzeit untersucht, welche 
Maßnahmen geeignet sind, die Durchgängigkeit 
herzustellen.
Ausblick
Bis Ende des Jahres 2012 wird die Konzeption nach 
VV­WSV 2107 aufgestellt und mit dem WSA Koblenz 
und der WSD Südwest abgestimmt. Nach Genehmi­
gung der Konzeption durch das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) wird 
der  Entwurf­HU aufgestellt. Es folgt das Planfeststel­
lungsverfahren. Danach wird der Entwurf­AU aufge­
stellt und nach dessen Genehmigung werden die 
Verdingungsunterlagen erstellt.
Nach heutiger Planung wird voraussichtlich 2016 mit 
dem Bau der neuen Wehranlage Hollerich begonnen, 
vorausgesetzt das Planfeststellungsverfahren verzögert 
sich nicht. Für die Bauzeit werden ca. 36 Monate 
veranschlagt.
Abb. 4: Lage des neuen Wehres Hollerich
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Veranlassung der Baumaßnahme
Etwa 20 km östlich von Hannover zweigt der Stichkanal 
Hildesheim (SKH) in südliche Richtung vom Mittelland­
kanal ab. Mit der Schleuse Bolzum wird gleich nach der 
Abzweigung ein Höhenunterschied von derzeit 8 m 
zwischen der Scheitelhaltung des Mittellandkanals und 
dem sich anschließenden rund 14 km langen Stichka­
nal überwunden. Die zu geringen Abmessungen der 
alten Schleuse (85 m Nutzlänge und 12 m Kammer­
breite) und die schlechte Bausubstanz der über 80 Jahre 
alten Schleuse machten einen Neubau notwendig. Die 
neue Schleuse hat eine Nutzlänge von 139 m und eine 
Kammerbreite von 12,50 m. Damit ist sie zukunftswei­
send für die moderne Güterschifffahrt ausgelegt.
Lage der neuen Schleuse
Aus geologischen Gründen liegt die neue Schleuse 
südwestlich der bestehenden Schleuse im Oberen 
Vorhafen. Der Achsabstand der beiden Schleusenkam­
mern beträgt 36 m. Während der Baumaßnahme 
wurde der Schiffsverkehr weiterhin über die be­
Neubau Schleuse Bolzum




Abb. 1: Bolzum Luftbild 2012
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stehende Schleuse geführt. Nach Abschluss aller 
Arbeiten wird diese außer Betrieb genommen. Sie wird 
dann ein begehbares technisches Baudenkmal sein.
Umfang der Baumaßnahme
Neben dem Neubau der Schleuse wurden auch die 
Vorhäfen erweitert und ein neues Pumpwerk errichtet. 
Die Straßenbrücke Nr. 381, die den Einfahrtskanal im 
Unteren Vorhafen überspannt, wurde bereits 2008 neu 
gebaut.
Konstruktion
Die neue Schleuse Bolzum ist als Einkammerschleuse in 
Massivbauweise ohne Sparbecken errichtet worden. Sie 
ist rund 17 m unterhalb der Geländeoberkante flach 
gegründet und komplett monolithisch ausgeführt. Das 
heißt Oberhaupt, Schleusenkammer und Unterhaupt 
werden von der Gründungssohle bis zur Schleusen­
planie / Schleusenplattform ohne Raumfugen – Zug um 
 Zug – hergestellt. Die Vorteile der monolithischen 
Bauweise liegen in der ausgleichenden Wirkung bei 
unterschiedlichem Setzungsverhalten der Schleusen­
bauteile und im Verzicht auf Dehnungsfugenbänder, 
die schadensanfällig sind. Die Schleusenkammer wird 
als massiver U­Rahmen ausgeführt. Die Kammerwand 
hat eine durchgehende Stärke von 2,50 m und die 
Schleusensohle eine Mächtigkeit von 3 m. Für die 
Errichtung wurden insgesamt rd. 35 000 m³ Beton 
verbaut.
Die Befüllung der Schleuse erfolgt über das Obertor, 
das als Drucksegmenttor mit ausgeführt ist und eine 
sogenannte „Füllmuschel“ integriert hat. Bei dem 
Füllvorgang wird das Drucksegmenttor bis auf die 
Befüllstellung (um ca. 20 °) abgesenkt und gibt da­
durch den Füllspalt der „Füllmuschel“ frei. Durch 
dieses Füllsystem kann auf Umlaufkanäle verzichtet 
werden. Nach Befüllung der Schleuse wird das Obertor 
ganz geöffnet, sodass die Schiffe ein­ und ausfahren 
können. 
Am Unterhaupt sind zur Entleerung der Schleusen­
kammer kurze Torumläufe vorhanden.
Für eine Schleusenfüllung wird eine Wassermenge von 
ca. 16 300 m³ benötigt. Die Schleusenfüllzeit beträgt 
etwa 18 min und die Entleerzeit 10 min.
Abb. 2: Bolzum Kammerblick 2012
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Ausrüstung/Betrieb
Zum Festmachen der Schiffe gibt es einseitig vier 
Schwimmpoller, zusätzlich auf beiden Kammerseiten 
durchgängige Nischenpollerreihen und auf der Planie 
Kantenpoller. Für die Trockenlegung der Schleuse 
können an den Häuptern Dammbalkenrevisionsver­
schlüsse eingesetzt werden. 
Der Betrieb der Schleuse wird zukünftig durch die 
Leitzentrale bei der Schleuse Anderten gesteuert. Die 
Überwachung erfolgt ausschließlich über Videokame­
ras. Auf bis zu 13 m hohen Masten sind insgesamt 10 Ka­
meras installiert, die einen umfassenden Überblick zur 
sicheren Schleusenbetriebsführung gewährleisten.
Stahlwasserbau
Das Drucksegmenttor am Oberhaupt hat ein Konstruk­
tionsgewicht von 45 t und erhält einen zweiseitigen 
Antrieb mit Elektrohubzylindern. Das Untertor ist ein 
Stemmtor in Faltwerkbauweise. Jeder Torflügel hat 
eine Höhe von ca. 14 m, ein Konstruktionsgewicht von 
55 t und wird je durch einen Elektrohubzylinder 
angetrieben. 
Die Umlaufkanalverschlüsse im Unterhaupt sind als 
Zugsegmente ausgeführt. Auch diese werden durch 
Elektrohubzylinder angetrieben. Als Stoßschutzein­
richtung vor dem Untertor dient eine Seilfanganlage 
mit Elastomerstoßdämpfer.
Baugrubenkonzeption
Die Baugrubenkonzeption wurde maßgeblich von der 
Lage der neuen Schleuse geprägt. Sie ist aus geologi­
schen Gründen südwestlich der bestehenden Schleuse 
im Bereich des Oberen Vorhafens errichtet worden. 
Die 17 m tiefe Baugrube wurde von sich überschnei­
denden Bohrpfählen umschlossen. Diese Konstruktion 
war für den felsigen und klüftigen Untergrund am 
besten geeignet. Die Bohrpfahlwand ist im Untergrund 
verblieben. Ein Rückbau ist nicht erforderlich. 
Die einzelnen Betonpfähle der Bohrpfahlwand sind bis 
zu 26 m lang. Die Stützung der Baugrubenwände 
erfolgte mit einer oberen einlagigen Verankerung und 
zwei Aussteifungslagen darunter.  
Bis zur Auftriebssicherheit der Betonkonstruktion 
musste das Grundwasser ständig mit mobilen Pumpen 
aus der Baugrube heraus befördert werden, um es 
anschließend im Umfeld wieder zu infiltrieren.
Pumpwerk
Das für die Wasserversorgung des Stichkanals erforder­
liche neue Pumpwerk umfasst ein Pumpenhaus mit 
Einlaufbauwerk, eine Druckrohrleitung mit Wasser­
schloss und ein Auslaufbauwerk im Oberen Vorhafen. 
Das Konzept des Pumpwerks sieht aus Gründen der 
Betriebssicherheit drei unabhängig voneinander 
arbeitende Pumpsysteme vor. Diese bestehen jeweils 
aus einem eigenen Einlauf, einer Pumpe, Rück­
Abb. 3: Lage des neuen Wehres Hollerich
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stauklappe, Rohrleitung, Wasserschloss und eigenem 
Auslauf. 
Installiert sind drei Pumpen mit je 2 m³/s Förderleis­
tung. Nahezu zeitparallel zum Schleusenvorgang 
werden zum Ausgleich des Schleusenverlustwassers 
4 m³/s in den Oberen Vorhafen zurückgepumpt. Bei 
den gewählten Förderleistungen der Pumpen steht zur 
Gewährleistung der Betriebssicherheit somit eine 
Pumpe als Reserve zur Verfügung.
Vorhäfen
Der Ausbau der Vorhäfen erfolgt überwiegend 
geböscht. Lediglich in den Einfahrtsbereichen steht 
eine senkrechte Ufereinfassung mit rückverankerten 
Spundwänden. Wegen des felsigen Untergrundes 
konnten die Spundwände nur mit Einbringhilfen 
(Bodenaustauschbohrungen bzw. suspensionsge­
stützte Dichtwände) eingebaut werden. 
Als Sohlsicherung wurde in den Spundwandbereichen 
ein 40 cm dickes teilverklammertes Deckwerk auf 
geotextilem Filter ausgeführt. In den geböschten 
Bereichen erhielten Sohle und Böschung ein 60 cm 
dickes loses Deckwerk aus Wasserbausteinen.
Ausschreibung, Vergabe und Bauausführung
Die Baumaßnahme wurde in drei Lose unterteilt. Los 1 
beinhaltete die Baugrube und den Massivbau, das Los 2 
den Stahlwasserbau und das Los 3 den Maschinenbau, 
die Elektro­ und Steuerungstechnik sowie die Nach­
richtentechnik. Die Ausschreibungen erfolgten in 
EU­weit offenen Verfahren. 
Die Bauausführung wurde vom Neubauamt Hannover 
und von der Fachstelle Maschinenwesen Mitte über­
wacht. Die Bundesanstalt für Wasserbau in Karlsruhe 
hat die Maßnahme gutachterlich begleitet.
Verkehrsfreigabe
Enak Ferlemann, Parlamentarischer Staatssekretär im 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent­
wicklung und Ingelore Hering, Präsidentin der 
Wasser­ und Schifffahrtsdirektion Mitte haben am 
2. November 2012 im Rahmen eines Festaktes die neue 
Schleuse Bolzum für den Schiffsverkehr freigegeben. 
Mitglieder aus der Bundes­, Landes­ und Kommunal­
politik, die am Bau beteiligten Fachleute und viele 
Bürgerinnen und Bürger aus der Region nahmen an 
dieser Veranstaltung teil.
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Einleitung
Das Projekt Nr. 17 der Verkehrsprojekte „Deutsche 
Einheit“ beinhaltet den Ausbau der Wasserstraßen von 
Hannover nach Berlin. Dem Wasserstraßen­Neubau­
amt Helmstedt obliegt darin der Ausbau des Mittel­
landkanals (MLK) zwischen km 238,00 und 318,45, d. h. 
etwa zwischen Wolfsburg und Magdeburg. Östlich von 
Haldensleben geht der MLK allmählich in Dammlage 
über, insbesondere die „Hohe Dammstrecke“ zwischen 
MLK­km 315,15 und 318,45 erhebt sich bis zu 15 m 
über Gelände. In genau diesem Abschnitt wird der MLK 
von der DB AG­Haupstrecke Magdeburg­Stendal 
unterquert. Als Kreuzungsbauwerk diente hierfür seit 
1928 der Eisenbahntunnel Elbeu. 
Der ca. 100 m lange Tunnel bestand aus einem gemau­
erten Klinkergewölbe auf Stampfbetonwiderlagern. 
Das Bauwerk wurde 1991 von der Bundesanstalt für 
Wasserbau untersucht und von der Substanz her als gut 
erhalten eingeschätzt, sodass eine Restnutzungsdauer 
von bis zu 50 Jahren möglich gewesen wäre. Allerdings 
ist es im Zuge des Ausbaus der Hohen Dammstrecke 
Baubegleitende Überwachungsmessungen 





Abb. 1: Luftbild der KÜ Elbeu vor dem Ausbau im Mai 2010
95Baubegleitende Überwachungsmessungen des alten Eisenbahntunnels in Elbeu
erforderlich, das überführte, mit Ton gedichtete 
Trapezprofil des Kanals zu einem Rechteckprofil 
umzubauen, um den benetzten Querschnitt entspre­
chend der heutigen Anforderungen zu vergrößern. 
Die planmäßige Aufnahme der Tondichtung führt 
dabei zur temporären Durchströmung des Dammes, 
was nicht zwangsläufig gleich hohe Aufstauzustände 
hinter den Widerlagern ergibt. Die statische Nach­
rechung ermittelte zwar deutliche Tragreserven für 
vertikale Lasten, ungleichmäßige Sickerwasserstä nde 
hinter den Widerlagern führen aber rechnerisch sehr 
schnell zum Versagen des Gewölbes. 
Um diesen Fall auszuschließen, wurden in den 90er­
Jahren diverse Sanierungsmöglichkeiten untersucht. 
Da das notwendige Sicherheitsniveau nicht erreicht 
werden konnte, fiel 1998 die Entscheidung für einen 
Ersatzneubau.
Die oberste Prämisse für die Auswahl des Bauverfah­
rens war, dass beide Verkehrswege nur für kurze Zeit 
gesperrt werden durften. Bergmännische Verfahren 
schieden aufgrund der geringen Überdeckung von 
vornherein aus. Ein Neubau an anderer Stelle (z. B. 
Einschwimmverfahren) hätte zu größeren Verschie­
bungen der Bahnstrecke geführt, was aus Kostengrün­
Abb. 2: Querschnitt der Alten KÜ Elbeu
Abb. 3: Lageplan Ausweiche
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den abzulehnen war. Letztendlich kam nur ein Neubau 
an gleicher Stelle in Frage. Hierfür wurden verschie­
dene Varianten von ein­ und zweischiffigen Kanal­
brücken untersucht. Als wirtschaftlichste Lösung 
erwies sich die jetzt im Bau befindliche Lösung. Dabei 
wurde zunächst eine einschiffige Kanalbrücke nahe 
dem Südende des alten Bahntunnels errichtet und 
mittels einer Ausweiche an den bestehenden Kanal 
angeschlossen.
Nachdem der Schiffsverkehr die Ausweiche nutzen 
konnte, wurde der MLK mittels zweier Querdämme 
neben dem alten Bahntunnel abgesperrt. Im Schutz der 
Querdämme wurde ein ca. 350 m langer Kanalab­
schnitt leer gepumpt, der Tunnel darunter freigelegt 
und abschnittsweise abgebrochen. Anschließend wird 
an gleicher Stelle eine zweischiffige Kanalbrücke in der 
erforderlichen Breite von 42 m errichtet. Nach dem 
Verfüllen der Baugrube und dem Komplettieren des 
Dammquerschnittes kann der Schiffsverkehr dann in 
die alte Trasse mit neuem Querschnitt zurück verlegt 
werden. Die Kosten für das neue Kreuzungsbauwerk 
einschließlich der Ausweiche belaufen sich auf ca. 
40 Mio. € brutto.
Problemdarstellung
Die gewählte Lösung hat den Vorteil, dass zunächst 
sämtliche Arbeiten an der alten Tondichtung soweit 
entfernt vom alten Tunnel stattfinden, dass mögliche 
Sickerwasserstände keinen Einfluss auf das Bauwerk 
nehmen können. Allerdings waren die statischen 
Auswirkungen des vorbeschriebenen Rückbaus des 
alten Tunnels (Lenzen des Kanals, Bodenabbau) zu 
untersuchen, da auch hier horizontal ungleiche oder 
vertikal asymmetrische Lastfälle denkbar waren. 
Zunächst wurden mittels einer Plaxis­Berechnung die 
horizontalen Kämpferverschiebungen ermittelt, die 
rechnerisch zum Versagen des Gewölbes geführt 
hätten. Die Grenzwerte ergaben sich etwa zu 5 mm 
nach außen bzw. 8 mm nach innen. Im geplanten 
Bauablauf hätten asymmetrische Aushubzustände 
rechnerisch zu etwa halb so großen Verformungen 
führen können. Unterhalb der Grenzwerte waren 
Alarmwerte festzulegen, um bei deren Eintreten noch 
Gegenmaßnahmen einleiten zu können. Damit wurde 
die Differenz zwischen den rechnerischen Verformun­
gen und den Alarmwerten jedoch so klein (um 
1–2 mm), dass sie unter den gegebenen Baustellenbe­
dingungen die möglichen Messtoleranzen erreicht 
hätten. Unter diesen Bedingungen war der Erfolg des 
bis dahin geplanten Messprogramms zu unsicher. Als 
Konsequenz wurde dieses Messprogramm verworfen 
und auch die Bauzustände des Freilegens des Tunnels 
in die Bahnsperrpause zum Abbruch aufgenommen. 
Damit verlängerte sich die notwendige Vollsperrpause 
für die DB AG von ein auf zwei Wochen. Außerdem 
waren durch den Wegfall des bis dahin geplanten 
Messprogramms völlig neue Überlegungen für eine 
messtechnische Überwachung zur Gewährleistung der 
Standsicherheit des alten Bauwerkes anzustellen. 
Ein weiterer, wenn auch geringerer Einfluss auf das 
Verformungsverhalten des alten Bahntunnels ergab 
sich aus der Errichtung der Ausweiche.
Abb. 4: Luftbild der Ausweiche August 2012
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Im Massenschwerpunkt der Ausweiche hatte der 
Baugrundgutachter eine Setzung von bis zu 14 cm 
prognostiziert. (Zum Vergleich: Für den tiefgegründeten 
1. BA der neuen KÜ Elbeu betrug die Prognose 9 cm. 
Davon sind 27 Monate nach Baubeginn und 9 Monate 
nach Erreichen der vollen Belastung 5–6 cm erreicht.) 
Diese Setzungen der Ausweiche kann man sich räumlich 
als langgezogene Mulde vorstellen, die zu den Rändern 
hin abklingt. Der Südteil des alten Tunnels wird von 
dieser Mulde so beeinflusst, dass für das Südportal noch 
ca. 5 cm Setzung zu erwarten waren, die etwa 30 m 
nördlich auf +/­ Null auslaufen sollten. Solange diese 
Setzungen beide Widerlager gleich betreffen, hat dies 
keinen Einfluss auf die Statik des Gewölbes. Allerdings 
beträgt der Kreuzungswinkel zwischen Bahn­ und 
Kanalachse 76,43 °, sodass sich das westliche Widerlager 
eines senkrecht zur Bahnachse liegenden Querschnittes 
planmäßig immer etwas stärker setzt als das östliche. 
Asymmetrische Bauzustände (z. B. Herstellen von 
Gründungspfählen, HDI, …) konnten außerdem zusätz­
liche Effekte bringen. Auch hieraus konnten sich 
horizontale Kämpferverschiebungen ergeben, die es zu 
überwachen galt. Dabei waren die Grenzwerte wie vor 
einzuhalten. Allerdings waren nur die Auswirkungen 
aus den Baugrundbewegungen zu beobachten. Plan­
mäßige Belastungsänderungen als Eingriff in die Statik 
des alten Tunnels waren nun nicht mehr vorgesehen. 
Damit standen die gesamten Verformungswege aus der 
v. g. Plaxis­Berechnung für die messtechnische Über­
wachung zur Verfügung, was die Aufstellung des 
Messprogramms und Festlegung der nachfolgend 
aufgeführten Warn­ und Grenzwerte ermöglichte.






 5 mm 2,5 mm 3,8 mm
Verringerung des 
Kämpferabstandes
 8 mm 4 mm 6 mm
Setzungsdifferenz der 
Kämpferpunkte
24 mm 12 mm 18 mm
Messungsanordnung
Um die geforderten Informationen über das Verhalten 
des Bauwerkes mit der entsprechenden Sicherheit zu 
erhalten, wurde die nachfolgend beschriebene 
Messungsanordnung gewählt.
Die Überwachungsmessungen erfolgten anhand von 
5 Messquerschnitten im südlichen Bereich des Tunnels 
sowie eines Messquerschnittes im nördlichen Bereich. 
Letzterer diente als Referenzquerschnitt, da hier keine 
Setzungen erwartet wurden.
Abb. 5: Messungsanordnung
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Zunächst wurde vom Tachymeter aus zu jedem Prisma 
Richtung und Strecke gemessen. Anschließend erfolgte 
eine Koordinatenberechnung woraus letztlich die 
Bewegungen und Setzungen der Kämpferpunkte 
zueinander abgeleitet wurden. Die durch den AN 
berechneten Konvergenzen und Setzungsdifferenzen 
der Kämpferpunkte wurden visuell für jeden Quer­
schnitt dargestellt. Des Weiteren wurde für jeden 
Querschnitt ein Zeit­Setzungsdiagramm erstellt, um zu 
sehen wie sich der jeweilige Abschnitt des Tunnels 
gegenüber den Anderen bewegt. Zusätzlich wurden 
die Temperatur und der Luftdruck erfasst.
Eine Messung zu allen Prismen dauerte eine gute 
Minute. Somit lag die maximale Wiederholungsrate 
innerhalb einer Stunde bei 60 Messungen. Da dies aber 
zu einem erhöhten Stromverbrauch führte, wurden in 
der Erprobungsphase 5 Messungen pro Stunde 
durchgeführt. Diese zeigten allerdings keine signifi­
kanten Unterschiede untereinander. Aus diesem 
Grund wurde die Messrate auf eine Messung pro 
Stunde festgelegt. 
Der Warnwert für die Vergrößerung der Kämpferab­
stände lag bei + 2,5 mm. Für alle anderen Verformun­
gen lagen die Werte darüber. Somit musste die 
Messgenauigkeit des Veränderungsbetrages bei 
0,5 mm liegen. Um diese Anforderungen zu erfüllen, 
wurden Tachymeter der Firma Leica der 1100 und 
1200 Serie eingesetzt. Diese haben eine Streckenmess­
genauigkeit von 1 mm + 1 ppm bzw. 1,5 ppm und eine 
Richtungsmessgenauigkeit von 0,3 mgon.
Installation
Das Messsystem selber sowie die Installation, Wartung 
und Datenauswertung wurde im Jahre 2010 auf 
Grundlage der VOL ausgeschrieben. Zuschlag erhielt 
die Firma Intermetric aus Stuttgart. Die Auftrags­
summe belief sich auf insgesamt 109 000 € brutto und 
ist im Verhältnis zur Auftragssumme der Kanalüber­
führung mit 0,25 % sehr niedrig. 
Die Installation des Messsystems erfolgte an der 
Tunneldecke und den Tunnelwänden. Es bestand aus 
2 Präzisions­Tachymetern mit automatischer Prismen­
anzielung und insgesamt 18 Prismen. Je Querschnitt 
wurden die Prismen in den beiden Kämpferpunkten 
und dem Firstpunkt installiert.
Die Schwierigkeit bei der Installation bestand darin, 
dass das Messsystem nur bei gesperrten Gleisen und 
abgeschalteter Oberleitung installiert werden konnte. 
Hierfür wurde eine bereits 2 Jahre zuvor angemeldete 
Nachtsperrpause genutzt. Allerdings war diese zu kurz 
um beide Tachymeter zu installieren. Deshalb wurde 
entschieden, zunächst nur ein Tachymeter und die 
Prismen in den 6 Querschnitten zu montieren. In einer 
der nächsten Sperrpause wurde dann neben dem 
ersten System ein weiteres installiert. Um die Mess­
werte zu plausibilisieren liefen beide Systeme für 
2 Wochen zeitgleich. Im Wirkbetrieb erfolgten die 
Messungen dann aber nur durch ein System. Das 
Zweite wurde in regelmäßigen Abständen zur Funk­
tionskontrolle ferngestartet.
Eine autarke Stromversorgung wurde durch eine 
Solaranlage mit Akkumodul und einer Brennstoffzelle 
am nördlichen Tunnelportal gewährleistet. Des Abb. 6: Tachymeter und Prisma
99
Weiteren wurde eine Datenverbindung per GSM 
Modem hergestellt, mit der die gesammelten und vor 
Ort gespeicherten Messwerte zum AN übermittelt 
wurden. Diese wurden auf Plausibilität geprüft und 
dem AG zeitnah zur Verfügung gestellt.
Auswertung
Die Auswertung der Messungen erfolgte durch den AN. 
Die plausibilisierten Daten wurden vom AN für einen 
eingeschränkten Nutzerkreis per Internet zur Ver­
fügung gestellt. Dort wurden sie zeitnah visualisiert 
und fortgeschrieben.
Probleme bei einigen Messungen ließen sich nicht 
vermeiden, da unter laufendem Bahnbetrieb gemessen 
wurde. Insbesondere zu Beginn des Messzeitraums gab 
es Probleme mit den Tachymetern, die dazu führten, 
dass diese ausgetauscht wurden. Vor allem Staub und 
Feuchtigkeit brachten einige Fehlmessungen. Auch 
Zugdurchfahrten während der Anzielungen der 
Prismen brachten entweder keinen oder einen fehler­
haften Messwert. Diesem konnte teilweise durch eine 
Abb. 7: Nördliches Tunnelportal mit Stromversorgung
Abb. 8: Zeit-Setzungs-Diagramm im Messquerschnitt 1
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Abb. 9: Konvergenz der Kämpferpunkte im Messquerschnitt 1
Abb. 10: Setzungsdifferenzen der Kämpferpunkte
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zeitversetzte Wiederholungsmessung entgegenge­
wirkt werden.
Durch zunehmende Beeinträchtigung sind teilweise 
Prismen ausgefallen. Sie lieferten beim Anzielen keine 
Messwerte mehr. Eine Überprüfung vor Ort zeigte, dass 
sie noch vorhanden sind, aber so verschmutzt oder 
beschlagen waren, dass sie bei einer nächsten Sperr­
pause durch den AN gereinigt werden mussten. Hierzu 
musste allerdings die Oberleitung abgeschaltet und 
mit einem Hubsteiger jedes einzelne Prisma angefah­
ren werden.
Fazit
Das Messsystem hat nach Austausch der zunächst 
installierten Tachymeter über die gesamte Zeit nahezu 
problemlos funktioniert. Das Überschreiten der 
Warnwerte wurde durch die Firma Intermetric über 
zusätzlich ferngesteuerte Messungen kontrolliert und 
plausibilisiert. 
Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass das 
Verschmutzen oder Beschlagen der Prismen die 
Messungen stark beeinflusst haben. Aber auch Zug­
durchfahrten haben insbesondere zu Beginn der 
Messungen zu Problemen geführt. 
Insgesamt hat sich das Messprogramm bewährt und in 
dem Messzeitraum zuverlässige Informationen über 
das Verhalten des alten Bahntunnels gegeben. Dies 
war vor allem wegen des unter Bahnverkehr statt­
findenden Baubetriebes wichtig.
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Auf den Straßen Deutschlands werden täglich Güter 
transportiert, die so große Dimensionen oder 
Gewichte aufweisen, dass sie durch gewöhnliche 
Nutzfahrzeuge nicht mehr bewältigt werden können. 
Für diese Aufgaben gibt es Spezialfahrzeuge, die als 
Großraum- und Schwertransporte bezeichnet werden 
und im Straßenverkehr vor allem durch eine größere 
Achsenanzahl und eine spezielle Warnkennzeichnung 
auffallen.
Auch große Mobilkräne, die beispielsweise bei der 
Errichtung von Industriehallen zum Einsatz kommen, 
gehören aufgrund ihrer großen Breite und ihrer 
hohen Eigenmasse in die Kategorie dieser 
Spezialfahrzeuge. 
Die Großraum- und Schwertransporte stellen für 
Brückenbauwerke, die sie auf ihrem Fahrtweg 
überqueren, eine außergewöhnliche Belastung dar. 
 Die Befahrbarkeit der Brücken muss daher im Vorfeld 
geprüft und eine entsprechende Zustimmung erteilt 
werden. 
Diese Aufgabe wird im Bereich der Wasser- und 
Schifffahrtsdirektion (WSD) Mitte durch die Fachstelle 
Brücken Mitte beim Wasserstraßen-Neubauamt 
Helmstedt (FBM) wahrgenommen.
Allgemeines zum Genehmigungsverfahren
Straßenfahrzeuge, deren Abmessungen (Länge, Breite, 
Höhe) bzw. Gewichte (Gesamtgewicht, Achslasten) 
über den allgemein gesetzlich zugelassenen Grenz­
werten liegen, werden als Großraumtransporte bzw. 
Schwertransporte bezeichnet. 
Welche Abmessungen und Gewichte gesetzlich 
zugelassen sind, regelt die Straßenverkehrsordnung 
(StVO) [1] und die Straßenverkehrszulassungsordnung 
(StVZO) [3].
Fahrzeuge und Ladung dürfen in der Regel nicht 
breiter als 2,55 m, nicht höher als 4 m und nicht länger 
als 20,75 m sein. Ausnahmen bestehen z. B. für land­ 
und forstwirtschaftliche Fahrzeuge, bei denen etwas 
größere Breiten und Höhen zulässig sind (siehe § 22 
StVO). 
Sattel­LKW mit mehr als 4 Achsen dürfen im beladenen 
Zustand maximal 40 t Gesamtmasse auf die Waage 
bringen. Handelt es sich bei dem Sattelauflieger um 
einen 40­Fuß­Container­Auflieger (langer Übersee­
container), so dürfen es bis zu 44 t Gesamtmasse sein 
(siehe § 34 StVZO).
Die Straßen in Deutschland sind nur für normale 
Kraftfahrzeuge und nicht für Großraum­ und 
Schwertransporte gebaut. 
Um trotzdem im Straßenverkehr fahren zu dürfen, 
benötigen Schwertransporte dafür eine Erlaubnis 
gemäß § 29 (3) StVO und Großraumtransporte eine 
Ausnahmegenehmigung gemäß § 29 (3) StVO und 
§ 46 (1) Nr. 2 und 5 StVO.
Diese Erlaubnis bzw. Ausnahmegenehmigung wird 
dem Spediteur von der nach § 47 StVO zuständigen 
Straßenverkehrsbehörde erteilt. Die Erlaubnis bzw. 
Ausnahmegenehmigung gilt immer nur für bestimmte 
Strecken oder Gebiete und für fest definierte Zeit­
räume. 
Darüber hinaus müssen Großraum­ und Schwertrans­
portfahrzeuge eine Ausnahmegenehmigung gemäß 
§ 70 StVZO mit sich führen, die in Form einer Urkunde 
erteilt wird und die Zulassung für den Straßenverkehr 
bescheinigt.
Die Beantragung eines Großraum­ und Schwertrans­
portes sowie die Bescheiderstellung erfolgt über ein 
standardisiertes Formular, dessen Aussehen in der 
RGST 1992 (Richtlinien für Großraum­ und 
Schwertransporte) [4] geregelt ist. Ein Muster des 
Formulars zeigt Abbildung 1. Dieses Formular wird 
einheitlich von allen bundesdeutschen Straßenver­
kehrsbehörden verwendet.
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Abb. 1: Standardisiertes Antragsformular nach RGST 1992
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Auf seinem Fahrtweg nutzt ein Transportfahrzeug 
unterschiedliche Straßen, Brücken und sonstige 
Anlagen (z. B. Bahngleise), für die unterschiedliche 
Behörden zuständig sind. 
Im Zuge des Genehmigungsverfahrens ermittelt die 
zuständige Straßenverkehrsbehörde, welche Behörden 
durch den Großraum­ und Schwertransport mit ihren 
Bauwerken und Anlagen betroffen sind. Diese betrof­
fenen Behörden werden durch die Straßenverkehrs­
behörde informiert, erhalten über das ausgefüllte 
Antragsformular alle verfügbaren Transport­ und 
Fahrzeugdaten und werden zur Abgabe von Stellung­
nahmen aufgefordert (sogenannte Anhörung). 
Bei den Transport­ und Fahrzeugdaten handelt es sich 
unter anderem um Angaben zum Antragsteller, zum 
Fahrtweg, zu den Abmessungen des Transportfahr­
zeuges, zu seiner Gesamtmasse sowie zu Achslasten 
und Achsabständen im beladenen Zustand.
Die angehörten Behörden prüfen, ob und ggf. unter 
welchen Auflagen der Großraum­ und Schwertransport 
ihre Anlagen befahren darf und teilen dies der an­
fragenden Straßenverkehrsbehörde durch eine 
Stellungnahme mit. 
Die Straßenverkehrsbehörde fasst schließlich alle 
Stellungnahmen der angehörten Behörden zusammen 
und nimmt diese in die Erlaubnis bzw. in die Ausnah­
megenehmigung für den Spediteur auf.
In Abbildung 2 sind die Kommunikationswege 
zwischen den einzelnen Behörden und dem Antrag­
steller schematisch dargestellt.
Die FBM stellt keine Erlaubnis bzw. Ausnahmegeneh­
migung aus! Diese erhält der Spediteur ausschließlich 
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Abb. 2: Organisation des Genehmigungsverfahrens für Großraum- und Schwertransporte mit Einbindung der FBM
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Mitwirkung der FBM am Genehmigungs-
verfahren für Großraum- und Schwertransporte 
Die FBM ist eine zentrale Organisationseinheit der WSD 
Mitte, die für Planung, Bau und Prüfung aller Brücken 
im Geschäftsbereich der WSD Mitte zuständig ist. 
Die FBM betreut einen Bestand von über 400 Straßen­, 
Wege­ und Eisenbahnbrücken der Wasser­ und 
Schifffahrtsämter (WSA) Hann. Münden, Verden, 
Minden, Braunschweig und Uelzen.
Der Zuständigkeitsbereich der FBM erstreckt sich somit 
auf große Teile Niedersachsens sowie auf angrenzende 
Landkreise der Bundesländer Nordrhein­Westfalen, 
Hessen und Sachsen­Anhalt. 
Bei den überführten Verkehrswegen handelt es sich 
um Gemeinde­, Kreis­, Landes­ und Bundesstraßen, des 
weiteren um Wirtschaftswege, Rad­ und Fußwege 
sowie Eisenbahnstrecken. 
Brücken im Zuge von Bundesautobahnen fallen 
generell nicht in die Zuständigkeit der FBM.
Die von der FBM betreuten Brücken führen über 
folgende Bundeswasserstraßen:
•  Mittellandkanal und dessen Stichkanäle (Stichkanal 
nach Salzgitter, Stichkanal nach Hildesheim, Stich­
kanal nach Hannover­Linden, Stichkanal nach 
Osnabrück und weitere)
•  Elbe-Seitenkanal 
•  Leine
• Aller
• Ober- und Mittelweser 
• Werra
• Fulda
• Diemelsee mit Diemel
• Edersee mit Eder
Nicht alle Brücken über die vorgenannten Bundes­
wasserstraßen befinden sich im Eigentum der Wasser­ 
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) bzw. 
 der WSD Mitte und damit in der Zuständigkeit der  FBM.
Bestimmte Brücken sind auch Eigentum der ortsansäs­
sigen Gemeinden, Landkreise, Eisenbahnunternehmen 
oder der Bundesstraßenverwaltung und fallen deshalb 
in deren Zuständigkeit und Unterhaltungspflicht.
Die FBM ist die zentrale anzuhörende Stelle, wenn 
Großraum­ und Schwertransporte eine im Eigentum 
der WSD Mitte befindliche Brücke befahren möchten.
Die Prüfung von Anhörungen zu Großraum­ und 
Schwertransporten wird im Bereich der WSD Mitte 
zentral durchgeführt. Mit der Gründung der FBM am 
1. Januar 2009 ist diese Aufgabe von der WSD auf die 
FBM übergegangen. 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für Groß­
raum­ und Schwertransporte arbeitet die FBM eng mit 
den Straßenverkehrsbehörden der Städte und Land­
kreise sowie mit den Landesbehörden für Straßenbau 
und Verkehr bzw. mit den Landesverwaltungsämtern 
zusammen.
Möchte ein Großraum­ bzw. Schwertransport Brücken 
der WSD Mitte befahren, so wird die FBM durch eine 
der vorgenannten Behörden davon in Kenntnis gesetzt 
und erhält über das ausgefüllte RGST­Antragsformular 
die zum Transport zugehörigen Transport­ und 
Fahrzeugdaten (Anhörung).
Anhand dieser Daten ermittelt die FBM, welche 
Brückenbauwerke durch den Transport betroffen sind 
und überprüft deren Befahrbarkeit.
Zur Nachvollziehung des Fahrtweges und zur Ermitt­
lung der überquerten Brücken werden neben gän­
gigen Straßenkarten und den „Übersichtszeichnungen 
zum Bauwerksverzeichnis“ vor allem internetbasierte 
Routenplaner verwendet. 
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Detailinformationen zu den jeweiligen Brückenbau­
werken werden den Bauwerksbüchern und dem 
FBM­eigenen Bauwerksverzeichnis entnommen. 
Das Bauwerksverzeichnis wird ständig um verkehrs­
relevante Informationen z. B. zu Bauarbeiten, zur 
Herabstufung der Brückenklasse oder zu speziellen 
Lastbeschränkungen für Fahrzeuge ergänzt, sodass 
diese Aspekte immer aktuell in die Prüfung und die 
Stellungnahme zu einem Großraum­ und Schwertrans­
port einfließen können. Der ständige Informationsaus­
tausch zwischen den WSÄ und der FBM ist in diesem 
Zusammenhang von entscheidender Bedeutung. 
Bei der Überprüfung der Befahrbarkeit der Brücken 
werden unter anderem folgende Aspekte berücksichtigt:
•  Die Brücken besitzen unterschiedliche Tragfähigkei­
ten (Brückenklassen).
•  Die Brücken weisen unterschiedliche Fahrsteifen- 
und Fahrbahnbreiten sowie unterschiedliche lichte 
Durchfahrtshöhen für den Straßenverkehr auf.
•  Bei einigen Brücken können zustandsbedingte 
Besonderheiten (z. B. Beschränkung der tatsäch­
lichen Achslast) vorliegen.  
•  Aus dem jeweiligen Zusammenspiel von Fahrzeug-
gewicht, Anzahl an Achsen, Achslasten und Achsab­
ständen ergeben sich unterschiedliche starke 
Einwirkungen auf das Brückenbauwerk. Deshalb 
werden zur Überprüfung der Befahrbarkeit einer 
Brücke stets alle Fahrzeugdaten benötigt und in einer 
Gesamtschau bewertet.
Die FBM führt im Rahmen der Befahrbarkeitsprüfung 
in der Regel für jeden Transport eine vereinfachte 
statische Vergleichsrechnung mit Hilfe eines Statik­
programms durch.
In vielen Fällen, insbesondere wenn Transportfahr­
zeuge sehr hohe dreistellige Fahrzeuggewichte und 
hohe Achslasten aufweisen, ist für die betroffene 
Brücke und das konkrete Fahrzeug eine erweiterte 
statische Nachrechnung aufzustellen. 
Diese erweiterte statische Nachrechnung hat der 
Antragsteller (Spediteur) beizubringen und der FBM im 
Zuge des Genehmigungsverfahrens vorzulegen. Die für 
die Berechnung notwendigen Informationen (Urstatik, 
technische Zeichnungen) werden dem Spediteur von 
dem örtlich zuständigen WSA zur Verfügung gestellt. 
Das Ergebnis der Überprüfung der Brücken teilt die 
FBM der anfragenden Behörde (Straßenverkehrsbehör­
den, Landesbehörden für Straßenbau und Verkehr, 
Landesverwaltungsämter) durch eine Stellungnahme 
mit. 
Kann der Befahrung einer Brücke zum Beispiel aus 
statischer Sicht nicht zugestimmt werden, so muss die 
FBM den Transport ablehnen. Zustimmungen zu einem 
Transport sind in der Regel mit Bedingungen und 
Auflagen für den Spediteur verbunden.
Als Auflage für die Brückenbefahrung kann die FBM 
zum Beispiel fordern, dass der Spediteur die Geschwin­
digkeit auf 5 km/h reduziert oder dass er die Brücke 
nicht befährt, solange sich gleichzeitig ein anderer 
LKW oder Omnibus darauf befindet. Häufig muss auch 
das Anfahren, Bremsen und Schalten auf der Brücke 
untersagt werden, um den Überbau, insbesondere die 
Lager, vor schädlichen Horizontalkräften zu schützen.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachstelle 
Brücken Mitte prüfen pro Kalenderjahr circa 3 000 An­
hörungen zu Großraum­ bzw. Schwertransporten. 
Die überwiegende Zahl aller Anhörungen wird mit 
dem Programm VEMAGS bearbeitet. 
VEMAGS ist ein internetbasiertes Online­Genehmi­
gungsverfahren, welches im Jahr 2007 in Deutschland 
eingeführt wurde und an dem alle 16 Bundesländer 
und der Bund teilnehmen. 
Das Programm enthält, ähnlich einem E­Mail­Postfach, 
alle Anhörungen, die von anderen Behörden zur 
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Prüfung an die FBM weitergeleitet wurden. Nach 
dem Öffnen einer Anhörung erscheinen auf dem 
Bildschirm alle Transport­ und Fahrzeugdaten. Die 
Erstellung einer Stellungnahme erfolgt dann über 
verschiedene Schaltflächen, Auswahlfelder und 
Freitextfelder. Mit der Absendung der Stellungnahme 
an die anfragende Behörde wird der Bearbeitungs­
vorgang abgeschlossen.
Die FBM steht in regelmäßigem Erfahrungsaustausch 
mit den VEMAGS­Anwendern der Bundesländer. Im 
halbjährlichen Rhythmus finden Sitzungen der 
VEMAGS­Landesbeauftragten statt, an denen die FBM 
als Vertreter des Bundes teilnimmt. In den Sitzungen 
werden aktuelle Neuerungen und Probleme bei der 
Genehmigung von Großraum­ und Schwertransporten 
und bei der Anwendung von VEMAGS besprochen. 
Ein geringer Teil der Anhörungen wird der FBM noch 
per Fax zugestellt. Diese Anhörungen werden auch 
wiederum per Fax beantwortet. Allerdings ist diese 
Bearbeitungsweise deutlich zeitintensiver als die 
Arbeit mit VEMAGS, da hierbei immer erst ein Stellung­
nahmeschreiben angefertigt, ausgedruckt und 
abgesendet werden muss. 
Fahrzeuge der Großraum- und Schwertransporte 
Die am häufigsten beantragten Fahrzeuge bei Groß­
raum­ und Schwertransporten sind Mobilkräne (siehe 
Abb. 3), Sattelkraftfahrzeuge und Fahrzeuge mit 
mehrachsigen Spezial­Tiefladern.
Saisonbedingt häufen sich im Spätsommer Transporte 
von Erntemaschinen (Mähdrescher, Rübenvollernter, 
Feldhäcksler) und im Winter Transporte durch 
Fahrzeuge des Winterdienstes.
Die bei der FBM zur Anhörung gebrachten Großraum­ 
und Schwertransportfahrzeuge hatten in der Vergan­
genheit Gewichte zwischen 10 und 320 Tonnen. Der 
Großteil der Fahrzeuge ist jedoch im Bereich von 50 bis 
100 Tonnen angesiedelt. 
Die Bandbreite der durch Großraum­ und Schwertrans­
porte transportierten Güter ist sehr groß. Sehr häufig 
werden Baumaschinen, Betonfertigteile, Dachbinder, 
Kranzubehör und Maschinenteile als Ladung angege­
ben. Einen großen Raum nehmen Transportgüter ein, 
die mittelbar oder unmittelbar der Herstellung von 
Windkraftanlagen dienen. 
Auch mehr oder weniger seltene Ladung ist in den 
Anträgen zu finden wie zum Beispiel Brücken, Panzer 
der Bundeswehr und Lokomotiven.
Antragsteller von Großraum­ und Schwertransporten 
sind, wie die vorgenannten Beispiele zeigen, also nicht 
nur Privatpersonen und Firmen, sondern auch Be­
hörden mit einem eigenen Nutzfahrzeugfuhrpark.
Bei einigen Transporten scheint es theoretisch möglich 
zu sein, diese zumindest abschnittsweise auf dem 
Wasserwege durchzuführen. 
Abb. 3: Beispiel für Mobilkräne, hier beim Rückbau der alten 
Brücke Nr. 449 über den MLK
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Für die FBM besteht jedoch weder die Pflicht noch die 
Möglichkeit, auf die Durchführung der Gütertrans­
porte Einfluss zu nehmen. Die FBM wird weder bei 
 der Planung von Transporten beteiligt noch gibt sie 
 im Rahmen ihrer Stellungnahmen eine Einschätzung 
zur Wahl des Transportmittels und des Verkehrsweges 
ab. 
Unter bestimmten Voraussetzungen ist jedoch die WSD 
direkt in die Vorbereitung von Großraum­ und 
Schwertransporten eingebunden. Und zwar hat der 
Antragsteller bei Transportstrecken von mehr als 250 km 
und gleichzeitigem Vorhandensein sehr großer Fahr­
zeugbreiten, ­höhen oder ­gewichte von der nächsten 
Wasser­ und Schifffahrtsdirektion eine Bescheinigung 
über die Möglichkeit und die Modalitäten einer Güterbe­
förderung auf dem Wasser bzw. einer gebrochenen 
Beförderung Wasser/Straße einzuholen. Diese Bescheini­
gung hat er der zuständigen Straßenverkehrsbehörde 
zusammen mit seinem Antrag vorzulegen. Dies ist in der 
Verwaltungsvorschrift zur StVO (VwV­StVO) zu § 29 zu 
Absatz 3 Nr. V 5c geregelt [2].
Ist ein Transport auf der Wasserstraße für den Antrag­
steller jedoch undurchführbar oder unzumutbar, so 
kann er dies gegenüber der Straßenverkehrsbehörde 
im RGST­Antragsformular erklären und begründen. 
Die Durchführung des Transportes auf dem Wasser­
weg und die Vorlage der Bescheinigung der WSD ist 
dann für den Antragsteller nicht mehr erforderlich. 
Eine Positivbeeinflussung des Schiffsverkehrs ist unter 
diesen Voraussetzungen nicht zu realisieren.
Verantwortung der FBM bei der Prüfung von 
Anhörungen 
Gemäß § 48 WaStrG ist die Wasser­ und Schifffahrtsver­
waltung für die Sicherheit und Ordnung der bundesei­
genen Schifffahrtsanlagen, zu denen auch die Brücken 
gehören, verantwortlich. 
Eine sichere Benutzbarkeit und ordnungsgemäße 
Funktion der Brücken ist nur dann gegeben, wenn sie 
sich in einem schadensfreien Zustand befinden.
Großraum­ bzw. Schwertransporte sind jedoch auf­
grund ihrer außerplanmäßig großen Lasten und 
Abmessungen dazu geeignet, dem Bauwerk Schäden 
zuzufügen, sei es durch die statische Überlastung des 
Tragwerkes oder durch Anfahrung von Teilen des 
Überbaus. 
Die FBM hat daher die Pflicht, durch gewissenhafte 
 Prüfung der Großraum­ bzw. Schwertransporte eine 
mögliche Schädigung der Brückenbauwerke zu 
erkennen und durch die Erteilung entsprechender 
Bedingungen und Auflagen oder gegebenenfalls 
durch Ablehnung eines Transportes wirksam zu 
verhindern.
Die Prüfung von Anhörungen zu Großraum­ und 
Schwertransporten durch die FBM ist einerseits ein 
wichtiger Beitrag zur Ermöglichung des Verkehrs mit 
übergroßen und überschweren Fahrzeugen und dient 
andererseits dem Schutz und dem Erhalt des Anlage­
vermögens der WSV.
Ausblick
Das weltweite Transportaufkommen wird voraussicht­
lich weiter anwachsen. Der Großteil aller Gütermengen 
wird in Deutschland bei unveränderter Entwicklung 
auch weiterhin über die Straßen rollen. Damit werden 
auch die durch die FBM zu bearbeitenden Anhörungen 
zu Großraum­ und Schwertransporten weiter steigen. 
Zur Verbesserung der statischen Nachrechnung der 
Brückenbauwerke soll in der FBM in naher Zukunft 
„VEMAGS­Statik“ eingeführt werden. VEMAGS­Statik 
ist ein Erweiterungsbaustein zum bereits vorhandenen 
Programm VEMAGS und soll das bisher verwendete 
Statikprogramm ablösen.
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VEMAGS­Statik wird bei der Nachrechnung der 
Brücken deren Tragfähigkeitsreserven noch besser 
ausnutzen und auch den aktuellen Bauwerkszustand 
in die Berechnung einbeziehen. 
Als Ergebnis gibt das Programm Schnittgrößenberech­
nungen und spezielle Auflagen für den jeweiligen 
Schwertransport aus. 
Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der FBM 
vereinfacht sich damit die Nachrechnung der Groß­
raum­ und Schwertransporte, sodass auch bei einer 
wachsenden Anzahl von Anhörungen die fristgerechte 
Bearbeitung gewährleistet ist.
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Die neue Straßenbrücke Nr. 59 am Schleusenkanal 
Langwedel an der Mittelweser wurde nach einer gut 
einjährigen Bauzeit dem Verkehr übergeben. Damit ist 
die Hauptstraßenanbindung zur Schleuseninsel 
„Langwedel“ wieder hergestellt.
Die Straßenbrückenanlage Nr. 59 überführt im 
Landkreis Verden die Kreisstraße 7 über den unteren 
Schleusenkanal Langwedel (bei SKLw­km 6,418) an der 
Mittelweser und dient als Haupterschließung der in 
„Insellage“ zwischen Weser(wehr) und Schleusenkanal 
liegenden Ortschaft Hagen­Grinden (siehe Abb. 1). 
Die Brücke wurde von 1953 bis 1954 im Zuge der 
Mittelweserkanalisierung als Dreifeldbrücke in 
Spannbetonbauweise erbaut. Eine routinemäßige 
Bauwerksprüfung des Wasser­ und Schifffahrtsamtes 
(WSA) Verden und nachfolgende Untersuchungen 
durch die Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) erga­
ben, dass die Brücke durch Schädigungen auf Dauer als 
nicht mehr standsicher eingestuft werden musste. 
Hauptursache waren Korrosionsschäden an den 
Spanngliedern. Die Brücke wurde daraufhin bis zu 
ihrem Abriss im Sommer 2011 in ihrer zulässigen 
Belastung beschränkt und in engen Zeitperioden 
überprüft und bewertet.
Unmittelbar nach Bekanntwerden des irreversiblen 
Schadens war mit den Planungen für den Ersatz der 
Brücke begonnen worden. Die Fachstelle Brücken 
Mitte im Wasserstraßen­Neubauamt Helmstedt erhielt 
dazu vom WSA Verden den Auftrag, den Rückbau und 
den Ersatz der Brücke zu planen, ein Planfeststellungs­
verfahren durchzuführen (2009/2010), die Ausschrei­
bung und Vergabe vorzunehmen (Mai 2011) und die 
Herstellung der neuen Brücke zu beaufsichtigen. 
Neubau der Brücke 59 über den Schleusenkanal 
Langwedel an der Mittelweser
Daniel Stadel
Thilo Wachholz
FBM beim WMA Helmstedt
Abb. 1: Brücke 59 Baujahr 1953/1954 Abb. 2: Abriss der Brücke – Durchtrennen eines Spannbetonträgers
Bereits im August 2011 erfolgte der komplizierte 
Abbruch des alten Bauwerks. Mit aufwendiger Technik 
und schwierigen Bauzuständen wurde der Überbau 
auseinandergesägt und entfernt (Abb. 2 bis 4). Die neue 
Brücke erstand in nahezu alter Lage mit dem für die 
Schifffahrt notwendigen Lichtraumprofil von 5,25 m 
über dem höchsten schiffbaren Wasserstand. Der 
Brückenüberbau erhielt mit 7,80 m die Nutzbreite der 
alten Brücke. Auf eine Verbreiterungsoption wurde 
seitens des Landkreises verzichtet. Neu ist aber das 
Tragwerk. War das Stützsystem ehemals über drei 
Felder mit 30 m/73 m/30 m gespannt, so kommt die 
neue Brücke nun nur noch mit einem Feld als Stab­
bogen über eine Länge von ca. 87,6 m aus (Abb. 5). 
Zur Gründung des südlichen Widerlagers mussten die 
alten Pfahlgründungselemente integriert werden. Die 
Weiterverwendung der alten Fundamente machte 
wiederum konstruktive Sonderlösungen erforderlich 
(Abb. 6). Dennoch sind die Pfähle der Gründung 
zusammen immer noch ca. 900 m lang. Für den 
Massivbau wurden insgesamt ca. 1 100 m³ Beton 
verbaut. Gemeinsam mit der ca. 450 t schweren 
Stahlkonstruktion beträgt das Gesamtgewicht des 
Überbaus ca. 1 500 t. Der Überbau wurde in einem 
schwierigen Einschubverfahren montiert (Abb. 7).
Abb. 3: Abriss der Brücke – Aushub eines Brückenträgers Abb. 4: Rückbau des Spannbetonüberbaus
Abb. 5: Brücke 59 Baujahr 2011/2012
Abb. 6: Widerlager Süd, Ansicht von hinten, Sonderlösung 
Durchankern der Spundwand
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Weil mit dem Abriss der Brücke die Hauptzufahrt zur 
Insel für die Dauer der Bauzeit versperrt war, musste 
ein aufwendiges Umleitungskonzept über die Nach­
barbrücke Nr. 58 und über ertüchtigte Wirtschafts­
wege entwickelt und umgesetzt werden. 
Die Brücke befindet sich im Hochwasserbereich der 
Weser. Bei der Planung mussten daher hydraulische 
Untersuchungen für verschiedene Hochwasserabflüsse 
durchgeführt werden. Im Zuge dessen konnte die 
Stützweite der Brücke um etwa 45 m auf circa 88 m 
verringert werden. Für den engeren Querschnitt wurde 
nachgewiesen, dass das Hochwasserabflussvermögen 
sich nicht verändert. Hochwasser war auch eine Gefahr 
für die Bauabwicklung. Mit den örtlichen Hilfsorganisa­
tionen, den Rettungsdiensten und den Anwohnern unter 
Federführung des Landkreises Verden wurde ein Hoch­
wasserszenario festgelegt und durchgespielt. In 2011 und 
2012 trat jedoch kein extremes Hochwasser auf, sodass die 
vorbereiteten Maßnahmen nicht zum Einsatz zu kommen 
brauchten.
Auch andere Abstimmungen mit dem Umfeld liefen 
i.d.R. harmonisch. Die betroffenen Anwohner wurden in 
öffentlichen Veranstaltungen über Hintergründe der 
Baumaßnahme und Planungs­ und Bauphasen infor­
miert. Insbesondere der Zeitablauf mit der geplanten 
Fertigstellung der neuen Brücke und die Länge der 
Vollsperrung wurden dabei für alle Seiten optimiert.
Die Maßnahme besaß eine hohe Akzeptanz, nicht zuletzt 
durch die zugesagte Verkehrsfreigabe, die pünktlich 
Mitte Oktober 2012 erfolgte. Aber auch der Kostenrah­
men der Haushaltsunterlagen wurde bei einer Gesamt­
ausgaben von rund 4,8 Mio. € eingehalten.
Abb. 7: Einschub des Überbaus der Brücke
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Erfahrungsaustausch
Seit 1998 besteht für Referendare der Wasser­ und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes die Möglichkeit, 
einen Teil ihrer Ausbildung im EU­Ausland zu absolvie­
ren. Seither waren Referendare der WSV in Norwegen, 
Schweden, Finnland, Polen, Bulgarien, Ukraine, 
Frankreich, den Niederlanden, Österreich und Groß­
britannien.
Der letzte Austausch fand im Zeitraum vom 20. Februar 
bis 12. März 2011 bei der irischen Wasserstraßenver­
waltung Waterways Ireland statt.
Ziel des Aufenthalts war es, Organisation und Aufga­
benwahrnehmung der irischen Wasserstraßenverwal­
tung kennenzulernen.
Der größte Unterschied sei an dieser Stelle bereits 
vorweg genommen: im Gegensatz zur WSV zeichnet 
Waterways Ireland nur für ausgewählte Binnenwasser­
straßen verantwortlich, auf denen ausschließlich 
Sport­ und Freizeitverkehre stattfinden.
Waterways Ireland
Waterways Ireland ist eine gemeinsame irisch­nord­
irische staatliche Kanal­Bewirtschaftungs­Gesellschaft. 
Waterways Ireland zeichnet sich verantwortlich für 
Verwaltung, Unterhaltung, Entwicklung und Wieder­
herstellung der Binnenwasserstraßen auf der gesam­
ten grünen Insel. Die Klientel umfasst ausschließlich 
die Freizeitschifffahrt.
Die grenzübergreifende Gesellschaft wurde durch 
einen Staatsvertrag zwischen der Republik Irland und 
dem Vereinigten Königreich gegründet. Das so­
genannte Belfast Agreement – oder auch Karfreitags­
abkommen – wurde am 10. April 1998 zwischen der 
Republik Irland, der britischen Regierung und den 
Parteien Nordirlands geschlossen. Durch den Vertrag 
wurden insgesamt sechs zwischenstaatliche Behörden 
geschaffen, wovon Waterways Irland die Größte ist.
Das Leitbild von Waterways Ireland
Die Hauptaufgabe von Waterways Ireland ist es, die 
Schiffbarkeit des irischen Wasserwegenetzes für die 
Freizeitschifffahrt zu gewährleisten. Waterways 
Ireland versteht sich selbst als staatlicher Dienstleister 
für diese Aufgabe. Der Wasserstraßentourismus soll 
durch sichere und attraktive Wasserstraßen ermög­
licht und gefördert werden.
Waterways Ireland
Thomas Scherf
FBM beim WNA Helmstedt
Abb. 1: Logo Waterways Ireland Abb. 2: Das Leitbild von Waterways Ireland
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Die Freizeitkapitäne kommen zu 60 % aus Irland, 23 % 
aus England und 17 % aus dem weiteren Ausland. Eine 
Studie aus dem Jahre 2006 ergab, dass im Mittel eine 
Person, die Urlaub auf einem Boot macht, über 
120 Euro pro Tag ausgibt. Diese lukrative Einnahme­
quelle will Waterways Ireland weiterhin erschließen, 
indem die Serviceleistungen für den Wasserstraßen­
tourismus einem hohen Standard entsprechen und 
sich weiter verbessern.
Die Organisation
Die Verwaltungsstruktur von Waterways Ireland 
ähnelt der der WSV. Oberste Institution ist jedoch kein 
Ministerium an sich, sondern der North/South Ministe­
rial Council. Dieses zwischenstaatliche Organ setzt sich 
aus den jeweils zuständigen Ministern der Regierun­
gen von Nordirland und der Republik zusammen. In 
diesem Fall ist dies der Minister für Gemeinschaft, 
Gleichberechtigung und Angelegenheiten der Gael­
tacht (Republik Irland) und der Minister für Kultur, 
Kunst und Freizeit (Nordirland). Der Council ist für die 
grundsätzliche, strategische Steuerung der zwischen­
staatlichen Behörden zuständig.
Die Rechtsaufsicht nach deutschem Verständnis üben 
die angehörigen Ministerien aus. Die maßgebliche 
Steuer­ und Kontrollfunktion übt der Council durch die 
Bereitstellung der Haushaltsmittel für Waterways 
Ireland aus. Die Unterhaltungsmaßnahmen von 
Waterways Ireland werden zu 85 % aus Mitteln der 
Republik Irland und zu 15 % von Nordirland finanziert. 
Die Prozentsätze korrespondieren mit den Anteilen des 
jeweiligen Inselteils am Gesamtnetz. Neu­ und Aus­
bauprojekte werden von der Regierung finanziert, 
 auf deren Staatsgebiet das Projekt realisiert werden 
soll.
Als Mittelinstanz kann das Headquarter in Enniskillen, 
Nordirland angesehen werden. Wie aus der Abbildung 
erkenntlich, steht dem Headquarter der Chief Execu­
tive vor. Darunter gliedert sich das Headquarter in die 
vier Abteilungen:
–  Operations befasst sich hauptsächlich mit Betrieb 
und Unterhaltung der Wasserstraßen. Zusätzlich 
werden von ihr Aufgaben im Bereich der Wasser­
straßenüberwachung sowie Liegenschaften und 
Recht wahrgenommen
–  Technical Services könnte als das Technische Büro 
von Waterways Ireland bezeichnet werden. Das 
Aufgabenspektrum umfasst die Planung und 
Realisierung von investiven Projekten, Arbeits­ und 











Abb. 4: Aufbau Waterways Ireland
Abb. 3: Headquarter
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–  Finance and Personel übernimmt administrative und 
organisatorische Aufgaben. Hierzu zählen IT­Dienst­
leistungen, Personalwesen, Buchhaltung und 
Finanzen sowie die strategische Planung
–  Marketing and Communications arrangiert nicht nur 
die Öffentlichkeitsarbeit von WI. Diese Abteilung 
bewirbt proaktiv die irischen Wasserstraßen, um den 
Tourismus anzukurbeln und die Auslastung der 
Wasserstraßen weiter zu steigern
Zur dezentralen Erledigung der Aufgaben und regio­
nalen Repräsentanz unterhält Waterways Ireland drei 
Regional Offices in Carrick­on­Shannon (Region Nord), 
Scarriff (Region West) und Dublin (Region Ost). Diese 
regionalen Büros entsprechen einem deutschen 
Wasser­ und Schifffahrtsamt und unterstehen fachauf­
sichtlich dem Director of Operations im Headquarter in 
Enniskillen.
Sie zeichnen folglich vor allem für den ordnungsgemä­
ßen Betrieb und die Unterhaltung der Wasserstraßen 
samt ihrer Anlagen sowie die Wasserstraßenüber­
wachung verantwortlich.
Darüber hinaus existieren örtlich drei weitere Nieder­
lassungen, sogenannte Local Offices, welche am 
ehesten mit einer Außenstelle eines WSA verglichen 
werden können. Diese Außenstellen stellen die lokale 
Aufgabenwahrnehmung der Regional Offices an 
räumlich distanzierten Wasserstraßenabschnitten 
sicher.
Zu bemerken ist aber weiterhin, dass WI vor allem 
außerhalb der Saison (Frühjahr bis Herbst) auch 
Baumaßnahmen, wie zum Beispiel die Neuerrichtung 
einer Traileranlage samt Serviceblock und Anlegesteg, 
teilweise in Eigenregie erledigt. Hierzu wird auch das 
Personal aus dem Betriebsdienst, welches in diesen 
Zeiten disponibel ist, eingesetzt.
Das Netz
Der Aufwand zur Erhaltung der Schiffbarkeit des 
irischen Gewässersystems ist im Vergleich zur Unter­
haltung der deutschen Binnenwasserstraßen ver­
gleichsweise gering. Baggerungen aufgrund von 
Sedimentablagerungen sind selten notwendig. Das 
Setzen und die Unterhaltung von Schifffahrtszeichen 
findet nur auf den Seen der Shannon Navigation und 
des Erne Systems statt. Markiert werden hierbei nur 
Stellen, an denen eine ausreichende Fahrtiefe infolge 
von Hindernissen nicht gewährleistet wird. Eine 
klassische Fahrwasserbetonnung erfolgt demnach 
nicht. Die geringen Fließgeschwindigkeiten und die 
begrenzte Motorisierung der Freizeitschifffahrt 
erfordern keine besondere Sicherung der Ufer.
Der chemische und ökologische Zustand der Gewässer 
sowie die Durchgängigkeit des gesamten Kanal­ und 
Flusssystems erfüllen die Anforderungen der euro­
päischen Wasserrahmenrichtlinie und bieten so eine 
großen Anreiz für Angler und Ökotouristen.
Die Karte in der Abbildung gibt einen Überblick über 
die Netzstruktur, für die Waterways Ireland momentan 
zuständig ist. Zusätzlich zu diesen bestehenden 
Wasserstraßen befasst sich Waterways Ireland gegen­
wärtig mit der Erstellung von Studien und Gutachten 
für eine Wiederherstellung des Ulster Canals zwischen 
dem Erne und Lower Bann.
An dieser Stelle soll nicht versäumt werden Waterways 
Ireland und insbesondere Herrn John Kiernan zu 
danken, welcher in seiner Rolle als Kontaktperson und 
Ausbildungsbetreuer nichts unversucht ließ, den 
Aufenthalt so interessant und produktiv wie nur 
möglich zu gestalten.
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Abb. 5: Karte Wasserstraßen
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Informationszentren
Die Informationszentren informieren durch Modelle, 
Schautafeln und Filme über die umweltfreundliche 
Binnenschifffahrt, den Ausbau und die Bedeutung der 
Wasserstraßen, die Aufgaben der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung und vieles andere mehr.
Ein Besuch ist für Ausflügler, Schulklassen und 
allgemein Interessierte ebenso geeignet wie für 
Fachgruppen und kann mit einer Besichtigung der 
Schachtschleuse und des Wasserstraßenkreuzes in 
Minden bzw. des Schiffshebewerkes in Scharnebeck 
in unmittelbarer Nähe der Informationszentren 
verbunden werden.
Für Fragen stehen vor Ort Ansprechpartner zur 




an der Schachtschleuse in Minden
Auskünfte durch das WSA Minden
Telefon: 0571 6458­0
Öffnungszeiten: Saison 1. April–31. Oktober
 Montag–Samstag 9:00–17:00 Uhr





Telefon: 04136 9126­2931 (Saison)
oder durch das WSA Uelzen
Telefon: 0581 9079­0
Öffnungszeiten: Saison 15. März–31. Oktober
 Montag–Freitag 10:00–18:00 Uhr
 Samstag, 

























Wasser- und Schifffahrtsamt Minden
Am Hohen Ufer 1–3
32425 Minden















Telefax: 0581 90 79­1177
wsa­uelzen@wsv.bund.de
www.wsa­uelzen.wsv.de
Neubauamt für den Ausbau 
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